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I GESELLSCHAFTLICHE KOMPETENZEN ALS INHALTE 
DER POLITISCHEN BILDUNG 

VORREDE

Die Studienhefte zu gesellschaftskriti-
schen Grundkompetenzen, die wir hier 
als Lehr- und Lernmaterialien für die 
politische Bildung und zum Selbststudi-
um vorlegen, sind das Ergebnis der 
Arbeit eines internationalen Projektes im 
Rahmen des Grundtvig-Programms der 
EU.1 

Im Mittelpunkt der Projektarbeit stand 
die Entwicklung von Studienheften, die 
Lernende dabei unterstützen sollen, sich 
Grundkompetenzen anzueignen, über 
die jeder demokratische Bürger verfü-
gen sollte, um über gesellschaftliche 
Zusammenhänge urteilen zu können 
und aktiv, kritisch gestaltend, allein oder 
im jeweiligen Lebens- und Arbeitszu-
sammenhang, tätig werden zu können. 

                                                        
1 Das Projekt wurde getragen von 20 Wissenschaft-

lern und Bildungspraktikern aus Dänemark, 
Deutschland, Lettland, Österreich und Polen. Be-
teiligt waren die folgenden Institutionen: Universi-
tät Flensburg, Institut für Allgemeine Pädagogik 
und Erwachsenenbildung/Weiterbildung (koordi-
nierende Einrichtung) (D); Universität Roskilde, 
Institut for Uddannelsesforsking (DK); Akademie 
für Arbeit und Politik an der Universität Bremen 
(D); Landesverband der Volkshochschulen 
Schleswig-Holstein (D); Oswald-von-Nell-Breu-
ning-Haus Herzogenrath (D); Universität Klagen-
furt, Institut für Erziehungswissenschaft und Bil-
dungsforschung, Abt. Erwachsenenbildung und 
Berufsbildung (AT); Universität Wien, Institut für 
Politikwissenschaft (AT); Bildungshaus des Lan-
des Steiermark, Schloß Retzhof (AT); Latvijas 
Pieauguso izglitibas apvieniba (Verband der Er-
wachsenenbildungseinrichtungen in Lettland) 
(LV); Fundacja „Krzyzowa“ dla Porozumienia Eu-
ropejskiego (Stiftung Kreisau für europäische Ver-
ständigung) (PL); weitere Kooperationsmitglieder, 
vor allem Gewerkschaften. (Fördernummer des 
Projekts: 110622-CP1-2003-1-DE-Grundtvig-G1). 

Die Grundkompetenzen sind: 

• Identitätskompetenz 
• Technologische Kompetenz 
• Gerechtigkeitskompetenz 
• Ökologische Kompetenz 
• Historische Kompetenz 
• Ökonomische Kompetenz 

Diese „Kompetenzen“ wurden nicht vom 
Projektteam gesetzt, sondern sind vor 
dem Hintergrund der Debatte zur Ver-
besserung der beruflichen Bildung/ 
betrieblichen Weiterbildung zu Beginn 
der 1980er Jahre erarbeitet worden. 
1986 entwickelte der Soziologe Oskar 
Negt als Erweiterung der Konzeption 
„Soziologische Phantasie und exempla-
risches Lernen“, nach der in der Arbei-
terbildung und allgemeinen politischen 
Bildung gearbeitet wurde, ein erstes 
Ensemble der gesellschaftlichen Grund-
kompetenzen. In den folgenden Jahren 
wurden die Kompetenzen diskutiert und 
leicht erweitert, aber die ursprüngliche 
Intention blieb bestehen. Trotz der Ver-
breiterung der Debatte um die Kompe-
tenzen und ihre Aufnahme in die politi-
sche Erwachsenenbildung und einzelne 
Umsetzungsversuche in Seminaren 
fehlten bisher Lehr- und Lernmaterialien 
zum Thema für eine breitere Aneignung. 

Die Kompetenzen bilden einen inneren 
Zusammenhang und sollten auch als 
Ensemble schrittweise angeeignet wer-
den. Nur als „Ganzes“ können sie in der 
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gesellschaftspolitischen Praxis ihre volle 
Wirkung erzielen. Aus darstellungsöko-
nomischen und darstellungstechnischen 
Gründen wurde für jede Kompetenz ein 
eigenes Studienheft erarbeitet, dem 
jeweils die folgende Gliederung zu 
Grunde liegt: 

1. Einleitungstext 
2. Grundlagentext: Darstellung der jeweiligen 

Kompetenz 
3. Arbeitsmaterialien 
4. Lernen lernen 
5. Literatur und Anregungen zum weiterfüh-

renden Lesen/Aneignen.2 

In dem vorliegenden Studienheft be-
handeln wir die ökonomische Kompe-
tenz. 

Ziel ist es, ökonomische Zusammen-
hänge in nationaler und internationaler 
Perspektive zu erklären. Die Grundlagen 
und Formen der Ökonomie darzustellen 
und Widersprüche zwischen subjektiven 
Bedürfnissen und Interessen sowie 
objektiven gesellschaftlichen Ansprü-
chen und Regelungen darzulegen und 
zu zeigen, wie diese Widersprüche 
durch demokratische Alternativen und 
Strategien aufgehoben oder überwun-
den werden können. 

                                                        
2 Anmerkung zum Gebrauch des folgenden Kapi-

tels: Leser, die sich vor allem für eine methodi-
sche Grundeinführung interessieren, sollten zu-
nächst Kapitel 1.1 lesen, um den Aufbau der Lern- 
und Arbeitsbücher nachzuvollziehen; Kapitel 1.2 
um einen inhaltlichen Überblick zu bekommen. 
Kapitel 2 vertieft den inhaltlichen Aspekt und ord-
net ihn in einen erwachsenen- und berufspädago-
gischen Diskurs ein. Kapitel 3 stellt die Entwick-
lung der Debatte um Kompetenzen in den am Pro-
jekt beteiligten Ländern dar. 
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1.1 HINWEISE ZUR NUTZUNG DER STUDIENBÜCHER 

1.1.1 Didaktisch-methodischer 
Ansatz 

Die Lern- und Arbeitsbücher orientieren 
sich an Prinzipien des Erfahrungsler-
nens, wie es in Deutschland von Päda-
gogen von Wolfgang Klafki und Martin 
Wagenschein in den 1950er und 1960er 
Jahren zunächst für den Schulunterricht 
entwickelt wurde (vgl. Klafki 1985). 

Dieser didaktische Ansatz geht davon 
aus, dass Lernende sich an einem Bei-
spiel (dem „Exemplum“) wesentliche 
Strukturen, Aussagen, Beziehungen 
usw. eines thematischen Bereichs an-
eignen und auf andere übertragen kön-
nen. In diesem Zusammenhang entwi-
ckelte Klafki die sogenannte „didakti-
sche Analyse“, die zur Vorbereitung 
eines Themas dient. Er stellt fünf Grund-
fragen, die positiv beantwortet werden 
sollten, bevor ein Thema behandelt wird: 

 1. Gegenwartsbedeutung: 
In welchem Zusammenhang steht das Thema 
mit den bisherigen Erfahrungen der Lernen-
den? 
 2. Zukunftsbedeutung: 
Hat das Thema Relevanz für die Zukunft der 
Menschen? 
 3. Sachstruktur: 
In welchem größeren Zusammenhang steht 
ein Thema (auch in Bezug auf die Gegen-
warts- und Zukunftsbedeutung)? Welche 
Teilbereiche deckt ein Thema inhaltlich ab? 
Gibt es verschiedene Bedeutungsebenen des 
Themas? Was könnte den Lernenden den 
Zugang zum Thema erschweren? 
 4. Exemplarische Bedeutung: 
Welcher allgemeine Sachverhalt, welches 
allgemeine Problem kann durch das Thema/ 
das Beispiel erschlossen werden? D.h. sind 
die gewonnenen Erkenntnisse auf andere 
Sachverhalte übertragbar? 

 5. Zugänglichkeit: 
Welche Probleme können bei der Beschäfti-
gung mit dem Thema auftauchen? Wie könnte 
das Thema für die Lernenden interessant, „be-
greifbar“ aufbereitet werden?3 

An diesem Prinzip des Lernens an Bei-
spielen hat sich Oskar Negt in den 
1960er Jahren orientiert und in seinem 
Konzept der „soziologischen Phantasie“ 
und des „exemplarischen Lernens“ 
angewandt. Im Mittelpunkt des Konzepts 
steht der Begriff des Exemplarischen, 
das, abgeleitet aus der Erfahrung der 
Lernenden, oder bezogen auf ihre Er-
fahrung, als wichtiger Ansatzpunkt für 
Lernprozesse gilt: 

„Der exemplarische Bildungswert 
der Unterrichtsgegenstände wird 
durch drei Faktoren bestimmt: ihre 
Nähe zu den individuellen Interes-
sen, den inhaltlich über die unmit-
telbaren Interessen hinausweisen-
den Elementen des Arbeiterbe-
wußtseins, die allgemeinere ge-
sellschaftliche Zusammenhänge 
betreffen und schließlich die Be-
deutung, die den Bildungsgehalten 
für die Emanzipation des Arbeiters 
zukommt.“  (Negt 1975, S. 97). 

Wir haben das exemplarische Prinzip in 
unseren Studienheften wieder aufge-
nommen und stellen den einzelnen 
Kompetenzen jeweils Situationen/Pro-
bleme/Konflikte voran, über die die 
Lernenden ein Bewusstsein für die Ziele 
und Reichweite der jeweiligen Kompe-
tenz entwickeln können. Wir lehnen uns 
damit an das exemplarische Prinzip 

                                                        
3 Zur genaueren Darstellung der didaktischen 

Analyse nach Klafki vgl. Jank u.a. 19943, S. 132 -
137 und Kap. 5.4 und 5.5. 
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Klafkis (s.o.) an, nach dem das Exem-
plarische geeignet ist, Menschen allge-
meine Prinzipien und Strukturen mit 
Hilfe eines Beispiels zu erklären. Mit 
Hilfe dieser neuen Kenntnisse/des neu-
en Wissens werden sie befähigt, zu 
Erkenntnissen zu gelangen, die auch 
auf andere Situationen übertragbar sind 
und in (politisches/gesellschaftliches) 
Handeln umgesetzt werden können. 

Wir verstehen im Zusammenhang der 
Studienhefte Lernen also nicht primär 
als individuelle Aneignung von Wissen 
(womit sein instrumenteller Charakter 
betont würde), sondern als Weg zur 
individuellen und kollektiven Selbstbe-
stimmung und Emanzipation (womit sein 
politischer Charakter hervorgehoben 
wird). 

 

1.1.2 Aufbau der Studienhefte 
Die Studienhefte sind im Prinzip annä-
hernd gleich gegliedert: Ihre Struktur 
folgt dem Grundsatz, dass sie sowohl in 
Lernkursen, in Studienzirkeln als auch 
im Selbststudium als Lehr- und Lern-
grundlage genutzt werden können. 

1. Einleitungstext 
Ziel des Einleitungstextes ist es, den Lernen-
den und „Lehrenden“ einen Einblick in den 
Entstehungszusammenhang der gesellschaftli-
chen Kompetenzen zu geben, ihren gegensei-
tigen inhaltlichen Bezug darzustellen und die 
Zielsetzung der Curricula zu verdeutlichen. 
Gleichzeitig soll die Einleitung den Aufbau, 
die Struktur und die Arbeitsweise der Stu-
dienhefte erklären. 

2. Grundlagentext: Darstellung der jeweili-
gen Kompetenz 

Der zentrale Grundlagentext wird in jedem 
Heft eine der Kompetenzen in ihren inhaltli-
chen, individuellen und gesellschaftlichen 
Konsequenzen darstellen. Zusätzlich werden 
Arbeitsfragen/Arbeitsaufgaben entwickelt, die 
mit Hilfe der im dritten Teil bereitgestellten 
Materialien erarbeitet werden können. Aus-
gangspunkt der Darstellung der Kompetenzen 
sind Beispiele oder auch „Situationen“, die 
den Problemhorizont/ die Dimension einer 
Kompetenz zunächst allgemein vorstellen. 
Aus ihnen wird dann das weitere Material 
entwickelt bzw. abgeleitet (vgl. dazu Kap. 
1.1, die Frage des methodischen und didakti-
schen Ansatzes). 
3. Arbeitsmaterialien 
Dieser Teil erhöht auf der Grundlage unter-
schiedlichster Materialien das Verständnis für 
die Problematik der Kompetenzen und regt 
selbständige Lernprozesse an Unterschiedli-
che Materialien ermöglichen eine multiper-
spektivische Aneignung. Länderspezifische 
Materialien ermöglichen Diskussionen über 
bestimmte Probleme/ Aspekte aus der Per-
spektive der jeweiligen individuellen und/oder 
gesellschaftlichen Erfahrung. Länderübergrei-
fende Materialien fördern die internationale/ 
interkulturelle Perspektive. 
4. Lernen zu lernen 
Das Kapitel soll die Adressaten und Modera-
toren in der Art eines Propädeutikums in der 
Erweiterung ihrer Lern-, Aneignungs- und 
Lehrkompetenzen unterstützen. Dabei geht es 
um die Anregungen für Lern- und Arbeits-
techniken (Lesefähigkeit; Umgang mit Tex-
ten; Gestaltung offener Lernprozesse; Erlan-
gung von Informationen) sowie zur eigen-
ständigen Materialsuche. 
5. Literatur und Anregungen zum weiter-

führenden Lesen/Aneignen 

Jedes Lern- und Arbeitsbuch wird ergänzt 
durch ein inhaltlich spezifisches Literaturver-
zeichnis, das einerseits die verwendete Litera-
tur nachweist und andererseits weiterführende 
Literatur benennt (Literatur /Datenbanken/ 
Audio-/Videomaterial). Hier wird, ähnlich 
wie in Kapitel 3, zudem jeweils ein landes-
spezifischer Teil angefügt. 

Die Arbeit mit den Heften sollte sich an 
den eigenen inhaltlichen Interessen 
orientieren. Zu unterscheiden ist zwi-
schen Lernenden, die die Hefte als 
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Selbststudienmaterialien verwenden, 
und dem Einsatz der Hefte in organisier-
ten Veranstaltungen der Erwachsenen-
bildung/ politischen Bildung. 

Werden die Hefte als Selbststudien-
materialien verwendet, schlagen wir 
vor, dass sich die Lernenden in der 
Einführung zunächst Abschnitt 2 („Zum 
Zusammenhang und zur Funktion ge-
sellschaftlicher Kompetenzen in der 
politischen Bildung“) erarbeiten, um 
einen Überblick über den Inhalt und den 
Gesamtzusammenhang der Kompeten-
zen zu gewinnen. Abschnitt 3 widmet 
sich theoretischen Hintergrundinformati-
onen zum thematischen Bereich der 
Schlüsselqualifikationen und Kompeten-
zen. Er ist keine zwingende Vorausset-
zung zum Verständnis der Hefte. 

Zur Einführung empfohlen ist auch das 
Kapitel „Lernen zu lernen“, in dem Hin-
weise/Vorschläge zu Lernstrategien und 
Lernmethoden gegeben werden. 

Bei den einzelnen Studienbüchern soll-
ten zunächst die Einleitungen gelesen 
werden (Kapitel 2), in denen jeweils die 
Kompetenzen mit der Hilfe von Beispie-
len vorgestellt und definiert werden. 

Danach kann man sich entweder durch 
die gesamten Texte „durcharbeiten“ 
oder auch nach dem Inhaltsverzeichnis 
die Abschnitte, die einen  besonders 
interessieren, lesen. 

In den Materialkapiteln (Kapitel 3) wer-
den die Kompetenzen durch zusätzliche 
Texte und Informationen veranschau-
licht. Hierzu gibt es konkrete Hinweise in 
den Kompetenzkapiteln selbst. Ebenso 
verhält es sich mit dem Kapitel 5. Die 
Literaturhinweise sollen das Weiterler-
nen und Weitersuchen erleichtern und 
unterstützen. 

Werden die Studienhefte in organisier-
ten Unterrichtsformen eingesetzt, 
sollten die Dozenten/Moderatoren als 
Vorbereitung zunächst vorgehen wie 
oben vorgeschlagen. Dann kann eine 
inhaltliche Auswahl getroffen werden, 
die abhängig ist von den Vorkenntnis-
sen und Interessen der Teilnehmer, 
ihrer Lernbereitschaft und -fähigkeit, und 
unter Berücksichtigung des Zeitrah-
mens, der dem jeweiligen Kurs zur Ver-
fügung steht. 
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1.2 ZUM ZUSAMMENHANG UND ZUR FUNKTION 
GESELLSCHAFTLICHER KOMPETENZEN IN DER 

POLITISCHEN BILDUNG 

Ausgangpunkt der Studienbücher sind 
Überlegungen des Soziologen und Phi-
losophen Oskar Negt. Er schlug Mitte 
der 1980er Jahre vor dem Hintergrund 
politischer, sozialer und ökonomischer 
Entwicklungen die in Deutschland, aber 
auch in Europa und der Welt, zu größe-
rer Unübersichtlichkeit der gesellschaft-
lichen Verhältnisse führte, ein Konzept 
zu sogenannten „gesellschaftlichen“ 
Kompetenzen vor. Sie sollen die Men-
schen unter-stützen, sich in einer immer 
komplizierter werdenden Umwelt zu-
rechtzufinden, indem sie befähigt wer-
den, 

„Wesenszusammenhänge der heu-
tigen Welt zu erkennen und die 
bestehende Wirklichkeit unter dem 
Gesichtspunkt ihrer notwendigen 
Umgestaltung der praktischen Kri-
tik zu unterziehen“ (Negt 1993, S. 
662). 

Die Aneignung von gesellschaftlichen 
Kompetenzen verfolgt also verschiede-
ne Ziele: 

• Das Erkennen und Erklären der gesell-
schaftlichen Bedingungen, unter denen wir 
leben. 

• Verständnis über Zusammenhänge zwi-
schen persönlichen und politischen, gesell-
schaftlichen und sozialen Ereignissen und 
Entwicklungen. 

• Die Befähigung zur Kritik an diesen Ver-
hältnissen auf Grund eines erweiterten Ur-
teilsvermögens. 

• Die Entwicklung von Alternativkonzepten 
zur Umgestaltung von Gesellschaft im Sin-
ne von Demokratisierung: Dieses wird auch 
als die Entwicklung von „Utopiefähigkeit“ 
bezeichnet. 

Diese Zielsetzungen beruhen auf dem 
Grundgedanken, den Menschen die 
Entwicklung zu Mündigkeit und Emanzi-
pation zu ermöglichen.  

Die „gesellschaftlichen Kompetenzen“ 
sind eine Weiterentwicklung des Kon-
zepts „soziologische Phantasie und 
exemplarisches Lernen“, das Negt An-
fang der 1960er Jahre mit Wissenschaft-
lern, Erwachsenenbildnern, Arbeiterbild-
nern, Gewerkschaftern und Betriebsrä-
ten diskutiert hat. Es galt zunächst als 
ein methodisches Prinzip für die Arbei-
terbildung, wozu didaktische Ansätze in 
der gewerkschaftlichen Bildungsarbeit 
entwickelt und praktiziert wurden.4 

Lernen wird hier nicht primär als Aneig-
nung von Wissen verstanden, sondern 
als Weg zur individuellen und kollektiven 
Selbstbestimmung und Emanzipation. 
Lernen als sozialer Prozess beruht dann 
auf Kommunikation, Austausch und 
gegenseitiger Verständigung. Lernende 
sind nicht Objekt und Ziel von Beleh-
rungsprozessen, sondern Subjekte ihrer 
eigenen Lernprozesse, indem sie ihre 
Lerninteressen definieren, sich das 
notwendige Wissen aneignen, dieses 
reflektieren und in der Praxis anwenden. 

Anknüpfend an die Prämissen, Men-
schen durch Bildung Wege zu 
Selbstbestimmung, Mündigkeit und 
Emanzipation zu eröffnen, werden Kom-
petenzen definiert, die entsprechende 
                                                        
4 Zu den historischen Voraussetzungen zur Ent-

wicklung des Konzepts vgl. Adolf Brock 1999, S. 
461 - 473. 
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niert, die entsprechende Lernprozesse 
ermöglichen. Dabei geht es nicht darum, 
einen Wissenskanon festzusetzen. 
Vielmehr sollen die Lernenden dabei 
unterstützt werden, sich Fähigkeiten und 
Einsichten anzueignen, mit deren Hilfe 
sie sich selbst, ihre Umwelt, die Gesell-
schaft und die Politik in ihrem Zusam-
menhang und ihrer gegenseitigen Ab-
hängigkeit erkennen, um als mündige 
Person im weitesten Sinne persönliche 
und gesellschaftliche Gestaltungskraft 
zu erwerben:5 

„Zunächst einmal muß ein neuer 
Lernbegriff formuliert werden, für 
den zwei Merkmale heute ent-
scheidende Bedeutung haben: O-
rientierung und Kompetenz. Bil-
dung, Selbstbildung, Persönlich-
keitsbildung, Lernen des Lernens, 
Gleichgewichtigkeit im Lernen und 
Erwerben kognitiver, sozialer und 
emotionaler Kompetenzen, Befrei-
ung durch Bildung – das sind 
Schlüsselwörter für die Orientie-
rung des einzelnen, für das indivi-
duelle Selbstverständnis“ (Negt 
1998, S. 58). 

Das Konzept zu den gesellschaftlichen 
Kompetenzen wurde über mehrere 
Jahre entwickelt. 1986 ging es Negt 
zunächst um eine „Kompetenzverfü-
gung“ der Menschen (Negt 1986, S. 35). 
1990 bezeichnete er sie als „gesell-
schaftliche Schlüsselqualifikationen“ in 
Abgrenzung zu dem Aspekt der instru-
mentellen Verengung, unter dem die 
Schlüsselqualifikationen in der Berufs-
bildung und beruflichen Weiterbildung 
diskutiert wurden (Negt 1990). Mit der 
Erweiterung, die die Schlüsselqualifika-

                                                        
5 Z. B. in dem Aufsatz „Wir brauchen eine zweite, 

gesamtdeutsche Bildungsreform.“ In: Gewerk-
schaftliche Monatshefte (1993/11). S. 657 - 668. 

tionen im Begriff „Kompetenzen“ in 
diesem Bereich erfuhren, prägte Negt 
1990 den Begriff der „gesellschaftlichen 
Kompetenzen“. 

Die Kompetenzen wurden im Laufe der 
Jahre erweitert, wir stellen in unseren 
Lern- und Arbeitsbüchern die folgenden 
Kompetenzen vor: 

1. Identitätskompetenz / interkulturelle 
Kompetenz: 

Auch bezeichnet als eine Kompetenz der 
Selbst- und Fremdwahrnehmung, die befähigt, 
grundlegende Veränderungen der Gesell-
schaft, die teilweise die Auflösung traditionel-
ler Strukturen in Gesellschaft, Familie und 
Arbeitswelt zur Folge haben, zu erkennen und 
zu verstehen. Der Zwang, sich auf neue Reali-
täten einzulassen, fordert von den Menschen 
in erhöhtem Maß die Fähigkeit, sich mit be-
drohter oder gebrochener Identität aufgeklärt 
auseinander zu setzen. Die Entwicklung neu-
er, individueller wie gesellschaftlicher Wert-
maßstäbe gehört zu einem zukunftsbezogenen 
Lernprozess. 
2. Technologische Kompetenz: 
Hierbei geht es nicht nur um die individuelle 
Anwendbarkeit technologischer Entwicklun-
gen im Sinne von Fertigkeit, sondern auch um 
die Fähigkeit, die gesellschaftlichen Folgen 
technologischer Entwicklungen – positive wie 
negative – abschätzen zu können, damit 
Technik als ein „gesellschaftliches Projekt“ 
verstanden wird. 
3. Gerechtigkeitskompetenz: 
In einer modernen Gesellschaft werden Men-
schen oft mit dem Verlust individueller Rech-
te konfrontiert. Um diese „Enteignung“ sicht-
bar und begreiflich zu machen und das natür-
liche Rechtsbewusstsein der Menschen zu 
stärken, muss vor allem die Fähigkeit erlernt 
werden, Recht und Unrecht, Gleichheit und 
Ungleichheit wahrzunehmen, sowie die je-
weils dahinter stehenden Interessen. 
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4. Ökologische Kompetenz: 
Die Naturgrundlagen der menschlichen Exis-
tenz und der übrigen Lebewesen sollen er-
kannt, gepflegt und erhalten werden. Es geht 
nicht nur um das Erkennen von äußerer Um-
weltzerstörung und ihrer Verhinderung, son-
dern um die Erkenntnis der „inneren Natur“, 
der internen Strukturen von Subjekten und 
deren menschlicher Gestaltung und den pfleg-
lichen Umgang mit den Menschen, den Din-
gen und der Natur. 
5. Historische Kompetenz: 
Die Erinnerungsfähigkeit der Menschen und 
einer Gesellschaft bestimmt auch ihre Zu-
kunft. Diese Kompetenz schließt die Entwick-
lung von „Utopiefähigkeit“ mit ein, die es den 
Menschen ermöglicht, in Alternativen zu 
denken, Phantasie zu entwickeln, um gesell-
schaftliche Veränderungen anzustreben und 
umzusetzen. 
6. Ökonomische Kompetenz: 
Menschen sollen sich befähigen, ökonomi-
sche Zusammenhänge, Abhängigkeiten und 
Entwicklungen zu erkennen und zu erklären. 
Damit soll die Entwicklung eines begründeten 
Standpunkts möglich werden. Ziel ist zudem 
die Bewusstmachung des Zusammenhangs 
zwischen subjektiven Bedürfnissen und Inte-
ressen und der sie umgebenden Objektwelt, 
also der Ökonomie. 

Die Kompetenzen betreffen also die 
eigene Person (Identitätskompetenz) in 
ihrem Verhältnis zu ihrer gesellschaftlich 
geprägten Kultur und Tradition (Histori-
sche Kompetenz; Gerechtigkeitskompe-
tenz), zu ihrer Umwelt (ökologische und 
technologische Kompetenz) und zu 
gesellschaftlichen und ökonomischen 
Entwicklungen (ökonomische Kompe-
tenz). Somit sind die sechs Kompeten-
zen eigentlich nicht voneinander zu 
trennen, da sie jeweils Teile eines Gan-
zen, nämlich unsere Lebenswelt und 
unsere Umwelt im weitesten Sinne, 
ausmachen. 

Wenn wir sie in den Studienhefte trotz-
dem einzeln bearbeiten, liegt dies vor 
allem daran, dass es schwierig ist, sich 
die jeweils relevanten Kenntnisse zu 

den einzelnen Kompetenzen gleichzeitig 
anzueignen. Ideal wäre, sich alle sechs 
Studienhefte nach und nach zu erarbei-
ten. Wir werden aber jeweils Verweise 
auf die anderen Kompetenzen einfügen, 
um ihren inneren Zusammenhang zu 
verdeutlichen. 

Für Oskar Negt ist die Stiftung sachbe-
zogener Zusammenhänge zwischen den 
Kompetenzen von besonderer Bedeu-
tung: 

„Allgemeine Regeln für „Zusam-
menhang“ gibt es nicht. Da der Zu-
sammenhang in dem von mir ver-
standenen Sinne nicht in einer 
formalen Kombinationstechnik von 
Einzelmerkmalen besteht, ist diese 
Kompetenz eher als eine spezifi-
sche Denkweise zu bezeichnen, 
eine ausgeprägte theoretische 
Sensibilität, die sich auf die leben-
dige Entwicklung von Unterschei-
dungsvermögen gründet. Nicht Zu-
sammengehöriges trennen, den 
suggestiven Schein des Unmittel-
baren durchbrechen und als Ver-
mitteltes nachweisen, oder, in be-
grifflichen Zusammenhängen, 
Grund und Begründetes entzerren 
– das wären konkrete Arbeitsre-
geln der Überprüfung des Gege-
benen, was ja nichts anderes als 
Kritik bedeutet; die andere Seite 
dieses entwickelten Unterschei-
dungsvermögens wäre Urteilskraft 
im Sinne der Neubestimmung von 
Zusammenhängen. […] Geht in 
Lernprozessen diese theoretische 
Sensibilität für Zusammenhang 
vollständig verloren, sind alle übri-
gen gesellschaftlichen Schlüssel-
qualifikationen unvermeidlich auf 
instrumentelle Abstraktionen redu-
ziert, also in Herrschaftszwecken 
bereits integriert und aufbewahrt“ 
(Negt 1990, S. 19). 

„Zusammenhang stiften“ kann demnach 
als „Metakompetenz“ interpretiert wer-
den, die für das Verständnis und die 
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Entwicklung der übrigen gesellschaftli-
chen Kompetenzen notwendig ist. Sie 
beinhaltet situationsunabhängige Er-
kenntnisse und kann nicht isoliert ste-
hen: „Ist aber ‚Zusammenhang’ eigen-
tümlicher Zweck des Lernens, dann ist 

dialektisches Denken, d. h. die lebendi-
ge Bewegung in Widersprüchen, die 
sich weder aufheben noch umgehen 
lassen, von äußerster Aktualität“ (Negt 
1993, S. 661). 

 

1.3 SCHLÜSSELQUALIFIKATIONEN – KOMPETENZEN – 
GESELLSCHAFTLICHE KOMPETENZEN: IHRE 

ENTWICKLUNG UND DISKUSSION IN DEN AM PROJEKT 
BETEILIGTEN LÄNDERN EUROPAS

Schlüsselqualifikationen und Kompeten-
zen werden als Begriffe im Bildungs- 
und Ausbildungsbereich in den an unse-
rem Projekt beteiligten Ländern schon 
seit langer Zeit diskutiert. Ausgangs-
punkt war in den meisten Ländern Mo-
dernisierung und technologische Ent-
wicklung in den 1970er Jahren, die 
ökonomischen Aufschwung und Verän-
derungen der Wirtschaftsstruktur nach 
sich zogen. Die Bewältigung dieser Ver-
änderungen sowohl durch den Einzel-
nen als auch die Wirtschaftssysteme 
insgesamt (z. B. die Entwicklung von 
Industrie- zu Dienstleistungsgesellschaf-
ten) forderte die Wirtschafts- wie die 
Bildungssysteme heraus und man such-
te nach neuen Qualifizierungswegen, 
die auf diese ständigen Veränderungen 
antizipativ reagieren könnten. Bildungs-
politische und bildungsökonomische 
Diskussionen orientierten sich sowohl 
an Konzepten der traditionellen als auch 
der marxistischen Ökonomie. „Bildung“ 
im traditionellen Sinn wurde mit dem 
Konzept der „Qualifikation“ konfrontiert, 
das auf eine enge Verbindung zwischen 

Ausbildung, Arbeit und Ökonomie hin-
weist. 

Die Entwicklungen von Konzepten zu 
Schlüsselqualifikationen und Kompeten-
zen müssen in diesem historischen und 
ökonomischen Kontext diskutiert wer-
den. Bereits in den 1970er Jahren zeig-
te sich, dass die wirtschaftlichen Verän-
derungen langfristig auch neue berufli-
che Aus- und Weiterbildungskonzepte 
erfordern würden. Bildungspolitisch wur-
den die „Schlüsselqualifikationen“ als 
eine mögliche  Antwort diskutiert. 

In allen Ländern – ob sie zu den westli-
chen Staaten wie Dänemark, Deutsch-
land oder Österreich gehören oder zu 
den Transformationsstaaten des ehe-
maligen Ostblocks wie Lettland und 
Polen – haben instrumentell orientierte 
Schlüsselqualifikationen mit ihrem 
Schwerpunkt auf Unterstützung der 
„Beschäftigungsfähigkeit“ einen großen 
Stellenwert. Viele europäische Ländern, 
die neoliberale Wirtschaftskonzepte 
verfolgen, deren Konsequenzen Dere-
gulierung der Märkte, Individualisierung, 
Veränderung von Berufsprofilen, Abbau 
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von Sozialstaatlichkeit sind, favorisieren 
zur Zeit entsprechende Qualifikations-
konzepte. 

Gesellschaftliche Kompetenzen im Sinn 
Negts werden – nicht sehr überraschend 
– in Polen und Lettland als den Staaten 
unseres Projektteams, die in den 1990er 
Jahren einen Demokratisierungsprozess 
erfuhren, in Bezug auf aktive politische 
Teilhabe und demokratische Handlungs-
fähigkeit der Bevölkerung intensiver dis-
kutiert und bildungspolitisch eher aufge-
nommen als in Dänemark, Deutschland 
und Österreich. 

 
1.3.1 Deutschland 
Über die Bedeutung und Entwicklung 
von „Schlüsselqualifikationen“ und 
„Kompetenzen“ wird seit den 1970er 
Jahren in (West-)Deutschland intensiv 
diskutiert und teilweise werden Konzep-
te auch in der Bildungsarbeit umgesetzt. 
Begonnen hatte diese Debatte in der 
beruflichen Bildung, sie wurde in der 
betrieblichen Weiterbildung und in der 
politischen Bildung umfassend weiterge-
führt. 

Im Kern ging und geht es um die Frage, 
wie die Menschen unter den Bedingun-
gen eines beschleunigten technologi-
schen Wandels, der Ausweitung wis-
senschaftlichen Wissens, der sich 
durchsetzenden Internationalisierung 
der Ökonomie und Politik (Globalisie-
rung) und den sich auf diesem Hinter-
grund ändernden Inhalten der Berufs- 
und Arbeitsstrukturen in ihrem Arbeits- 
und Lebenszusammenhang Schritt 
halten können, ohne von den sozialen 
und politisch-ökonomischen Verhältnis-
sen überwältigt oder an den Rand ge-
drängt zu werden. 

Erstmals veröffentlicht wurde ein Kon-
zept zu Schlüsselqualifikationen 1974 
von dem Ökonomen Dieter Mertens. 
Ausgangspunkt war für ihn die Frage, 
welche Fähigkeiten und Kenntnisse ein 
Mensch brauche, um gesellschaftlich, 
im Lebens- wie im Arbeitszusammen-
hang handlungsfähig zu werden. Vor-
aussetzung ist für ihn die Fähigkeit der 
Menschen, Handlungen auf der Grund-
lage von Denkleistungen (Kognition) 
durchzuführen. Menschliches Handeln, 
das auf Erkenntnissen, Urteils-, 
Problemlösungs- und Kritikfähigkeit und 
Reflexivität beruht, soll durch allgemeine 
Einsichten und Gesetzes- und Regel-
wissen unterstützt werden. So kann eine 
Beziehung zwischen dem angestrebten 
Handlungszweck und den gegebenen 
Handlungsumständen hergestellt wer-
den (Kaiser 1992, S. 20). 

Mertens bezeichnet als Schlüsselqualifi-
kationen „... solche Kenntnisse, Fähig-
keiten und Fertigkeiten, welche nicht 
unmittelbaren und begrenzten Bezug zu 
bestimmten disparaten praktischen 
Tätigkeiten erbringen ...“ (Mertens 1974, 
S. 39). Konkret benennt er vier Typen 
von Schlüsselqualifikationen, deren 
übergreifendes Ziel es ist, Zusammen-
hänge zu erkennen und dadurch Verän-
derungen bewusst handelnd bewältigen 
zu können. 

1. Basisqualifikationen:  
Bezeichnen grundlegende Denkoperationen, 
die Voraussetzung für die kognitive Bewälti-
gung unterschiedlichster Situationen und 
Anforderungen sind. Dazu gehören logisches, 
analytisches, kritisches, strukturierendes, 
dispositives, kooperatives Denken. 
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2. Horizontalqualifikationen: 
Beziehen sich ebenfalls auf kognitive Fähig-
keiten. Es geht um das Vermögen des Men-
schen, Informationen zu gewinnen, zu verste-
hen, zu verarbeiten und Einsicht in ihre spezi-
fische Eigenart zu erlangen. 
3. Breitenelemente: 
Es handelt sich um übergreifendes Wissen, 
dass sowohl tätigkeitsbezogen sein kann (z.B. 
Arbeitsschutz, Messtechnik, Anlagenwartung) 
als auch fundamentale Kulturtechniken bein-
haltet (z.B. Grundrechenarten). 
4. Vintage-Faktoren (Vintage = 

Weinlese, Weinjahrgang) 
Diese Faktoren beziehen sich auf Kenntnisse, 
die intergenerationell vermittelt werden müss-
ten, wie z.B. Kenntnisse der Mengenlehre, 
Verfassungsrecht, jüngere Geschichte, Litera-
tur, Anwendung von Computern, digitale 
Technik (vgl. Mertens 1974, S. 40 - 42). 

Erste Ansätze zur Umsetzung der 
Schlüsselqualifikationen in konkrete 
Lernkonzeptionen wurden in den 1980er 
Jahren entwickelt, als strukturelle Ver-
änderungen auf dem Arbeitsmarkt auch 
unmittelbare Folgen für die Arbeitsplätze 
hatten und Anpassungsleistungen der 
Arbeitnehmer in erhöhtem Maße erfor-
derlich wurden. 

Aus einer Kritik an dem Konzept der 
Schlüsselqualifikationen, die sich vor 
allem auf ihre Aneignung mit Hilfe kogni-
tiver Fähigkeiten bezog, wurde in den 
1990er Jahren als weiterer Vorschlag 
der Begriff der „Kompetenz“ zur Diskus-
sion gestellt. Ähnlich wie bei den 
Schlüsselqualifikationen gibt es auch 
hier verschiedene Ansätze und theoreti-
sche Zugangsweisen, die sich einerseits 
– wie die Schlüsselqualifikationen – auf 
bildungsökonomische Grundlagen zu-
spitzen lassen und andererseits – eher 
in der Erwachsenenbildung diskutiert – 
bildungstheoretisch begründet werden. 

In Abgrenzung zum Begriff der Schlüs-
selqualifikationen geht es bei Kompe-

tenzen um Fähigkeiten und Kenntnisse 
der Menschen, die zum einen nicht 
unbedingt – wie Qualifikationen – zertifi-
zierbar sind und damit auf nachweisbare 
Inhalte rekurrieren. Es kann sich auch 
um informell erworbene Kenntnisse 
handeln. Zum anderen geht es um per-
sonale und soziale Kompetenzen. 
Weinberg definiert Kompetenzen fol-
gendermaßen: 

„Unter Kompetenz werden alle Fä-
higkeiten, Wissensbestände und 
Denkmethoden verstanden, die ein 
Mensch in seinem Leben erwirbt 
und betätigt. Gleichgültig, wann, 
wo und wie Kompetenzen erwor-
ben werden, fest steht, sie ermög-
lichen es dem Menschen, sein Le-
ben selbstbestimmt und in Eigen-
verantwortung zu führen. Mit dem 
Kompetenzbegriff werden diejeni-
gen Fähigkeiten bezeichnet, die 
den Menschen sowohl in vertrau-
ten als auch fremdartigen Situatio-
nen handlungsfähig machen“ 
(Weinberg 1996, S. 213). 

Begründet wird die Abkehr von den 
Schlüsselqualifikationen zu einem Kon-
zept von Kompetenzen mit dem Struk-
turwandel Anfang der 1990er Jahre. 
Denn spätestens seit dem Ende der 
DDR erfuhren die Menschen in den 
neuen Bundesländern einen Wandel der 
Arbeitsmarktstrukturen. Dieser Kontinui-
tätsbruch traf große Bevölkerungsgrup-
pen, die nicht nur ihre Arbeit verloren, 
sondern es wurde ihre bisherige Identi-
tät – und damit ihre Person – in Frage 
gestellt. Um diesen Umbrüchen mit 
ihren Widersprüchen, Verlusten, Neue-
rungen begegnen und sie erfolgreich 
meistern zu können, brauchen die Men-
schen mehr als zertifizierbare Qualifika-
tionen. So wurde ein Ensemble von 
Kompetenzen definiert, deren Besitz 
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den Menschen Arbeit und Identität si-
chern sollte. Diese Ideen wurden sowohl 
von der betrieblichen Weiterbildung, die 
den Strukturwandel teilweise auffangen 
sollte, als auch von der Erwachsenen-
bildung rezipiert, diskutiert und in Ansät-
zen umgesetzt. 

Begründet mit dem gesellschaftlichen 
und ökonomischen Strukturwandel, zu-
gespitzt in den Diskussionen um Folgen 
der Globalisierung und Modernisierung 
und den daraus erwachsenden Ansprü-
chen an die Erwerbstätigen, bedienten 
sich die meisten Vertreter der betriebli-
chen Weiterbildung und der Personal-
entwicklung wie bei der Schlüsselqualifi-
kationsdebatte bildungsökonomischer 
Argumentationsmuster. 

„Kompetenzen“, wie sie seit den 1990er 
Jahren diskutiert werden, beziehen sich 
primär auf Fähigkeiten, die beruflich 
verwertbar sind und auch instrumentali-
siert werden können. Neben Fach- und 
Methodenkompetenzen werden vor 
allem soziale Kompetenzen als uner-
lässlich für den modernen Arbeitnehmer 
angesehen. Unter Sozialkompetenzen 
werden verstanden Teamfähigkeit, In-
tegrationsfähigkeit und -willen, Ausdau-
er, Zuverlässigkeit, Genauigkeit usw. – 
In dieser inhaltlichen Zuordnung werden 
soziale Kompetenzen aber nicht, im 
Sinne personaler Entwicklung mit dem 
Ziel von Emanzipation und Mündigkeit 
verstanden, sondern als eine Fähigkeit, 
Anpassungsleistungen als Reaktion auf 
sich verändernde ökonomische und 
gesellschaftliche Strukturen zu erbrin-
gen und die bestehenden liberal-
kapitalistischen Verhältnisse zu akzep-
tieren und die weitere Demokratisierung 
nicht einzufordern. 

 

1.3.2 Dänemark 
In Dänemark entwickelte sich in den 
1980er Jahren die Diskussion um Kom-
petenzen zunächst in der beruflichen 
Aus- und Weiterbildung. Sie blieb nicht 
ohne Widerspruch, da Qualifikation eine 
doppelte Bedeutung zugeschrieben 
wurde: zum einen als instrumenteller 
Begriff, zum anderen im Sinn von „all-
gemeiner Qualifikation“. 

In einem Forschungsprojekt, das die 
Universität Roskilde mit erwachsenen 
Arbeitern durchführte, ging es um die 
Erarbeitung und Definition eines Begriffs 
von „allgemeiner Qualifikation“, der 
umfassender ist als der Begriff Kom-
petenz. Unter dem Begriff wurden ver-
schiedene Aspekte verstanden: Einer-
seits subjektiv zu definierende Anteile 
an technischen Fähigkeiten und Fertig-
keiten, die für die Arbeit gebraucht wer-
den. Andererseits Kompetenzen und 
Fähigkeiten, die sowohl im Arbeitsbe-
reich als auch in anderen Lebensberei-
chen zur Anwendung kommen. Die 
Teilnehmer des Projektes arbeiteten 
heraus, dass Fertigkeiten und Fähigkei-
ten, die man sich durch Erfahrungen als 
Hausfrau oder genereller im Laufe der 
weiblichen Sozialisation aneignet, sub-
jektiv zunächst nicht als berufs- oder 
arbeitsbezogene Qualifikationen wahr-
genommen wurden. Ähnliches zeigte 
sich bei neuen Anforderungen an intel-
lektuelle und soziale Fähigkeiten von 
Facharbeitern, die zwar häufig vorhan-
den waren, aber nicht als solche erkannt 
wurden. Die Entwicklung dieser Fähig-
keiten hängen zum einen von persönli-
chen Einstellungen und Verhalten ab. 
Zum anderen wird deutlich, dass sie 
nicht nur über kognitive Lernprozesse 
vermittelt werden können, sondern im 
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engen Zusammenhang mit der Identi-
tätsfindung des Einzelnen stehen. 

Es wurde deutlich, dass beide Bereiche 
der allgemeinen Qualifikationen, sowohl 
die eher technischen und methodischen 
Fähigkeiten, als auch die sozialen und 
intellektuellen, für die Ausführung quali-
fizierter Arbeit notwendig sind. Dies zog 
die Kritik nach, dass entsprechende 
Qualifikationen dann doch wieder in-
strumentalisiert würden. Ein Fazit des 
Projekts war, dass die Diskussion all-
gemeiner Qualifikationen durchaus zei-
gen kann, in welchem Spannungsfeld 
sie stehen können. Instrumentell einge-
setzt, bedeuten sie eine optimierte An-
passung der Arbeiter in den Arbeitspro-
zess. Sie können aber auch zu ihrer 
Autonomie und Emanzipation beitragen. 

Später hat sich der Begriff Kompetenzen 
in Diskussionen um lebenslange Lern-
prozesse der Menschen in die allgemei-
ne Bildungs- und Lernpolitik verlagert. 
Seit Mitte der 1990er Jahre findet die 
vorherrschende Diskussion um Qualifi-
kationen und Kompetenzen zunehmend 
unter dem Einfluss neo-liberaler Politik 
im Bereich der beruflichen Aus- und 
Weiterbildung statt. 

Dazu werden zunächst in der berufli-
chen Ausbildung neue Schwerpunkte 
gesetzt: Lernen wird wichtiger als Leh-
ren; Kompetenzen werden gegenüber 
Qualifikationen hervorgehoben; Unter-
richtsformen orientieren sich stärker als 
bisher an individuellen Bedürfnissen; der 
Zugang zu Bildungsmöglichkeiten wird 
verbreitert und die Bildungsangebote 
werden stärker modularisiert. Hinzu kommt 
das Bemühen, Kompetenzen, die Erwach-
sene im Laufe ihres (Berufs-)lebens über 
formale Bildungswege, aber auch informell 

erworben haben, zu zertifizieren (Cort 
2002, S. 37). 

Um dieses zu erreichen, wird das däni-
sche Erwachsenbildungssystem seit 
2001 mit dem Ziel reformiert, parallel zu 
Berufsbildungsangeboten für Jugendli-
che ein Berufsbildungsangebot für Er-
wachsene zu schaffen. In diesem Zu-
sammenhang spielt die Kompetenzent-
wicklung eine wichtige Rolle, wobei ein 
Schwerpunkt auf ihrer Messung und 
Validierung liegt (Cort 2002, S. 42). 

Im Mittelpunkt der Kompetenzentwick-
lung steht die Unterstützung der 
„employability“, also der „Beschäfti-
gungsfähigkeit“ Erwachsener.6 Kompe-
tenzen werden in diesem Zusammen-
hang verstanden als „menschliches und 
soziales Potential auf anthropologischer 
Grundlage, [...] wobei das gängige Ver-
ständnis bei Handlungskompetenzen 
liegt“ (Franz 2001, S. 263.) 

Die Kompetenzen werden in drei Kate-
gorien unterteilt: 

• Technische Berufskompetenzen/Quali-
fikationen 

• Arbeitsbereitschaft (Unterstützung der 
„Beschäftigungsfähigkeit“) 

• Allgemeine und persönliche Kompetenzen 
 (Franz 2001, S. 265). 

Dabei handelt es sich bei den techni-
schen Berufskompetenzen um Kompe-
tenzen, die sich auf bereichsspezifische 
bzw. fachspezifische Kompetenzen be-
ziehen. Unter Arbeitsbereitschaft wer-

                                                        
6 Die folgenden Ausführungen orientieren sich an 

dem Aufsatz von Hans-Werner Franz. „Berufsbil-
dungsreform für lebenslanges Lernen in Spanien, 
Frankreich und Dänemark.“ In: Dobischat, Rolf; 
Seifert, Hartmut (Hg.). Lernzeiten neu organisie-
ren. Lebenslanges Lernen durch Integration von 
Bildung und Arbeit. Berlin: edition sigma, 2001. S. 
245-271. 
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den Fähigkeiten verstanden, die im 
unmittelbaren Arbeitszusammenhang 
unabdingbar sind: Wahrnehmungsfähig-
keit; Ressourcenbewusstsein, Koopera-
tions- und Kommunikationsfähigkeit; 
Aufnahme und Verarbeitung von Infor-
mationen und ihre situationsgerechte 
Anwendbarkeit in Bezug auf den Um-
gang mit Menschen, Fragen der Arbeits-
organisation (Systemen) und Technik. 
Die Interpretation und Ausgestaltung 
dieser Kompetenzen erinnert in vielem 
an die von Mertens entwickelten Schlüs-
selqualifikationen, die ebenfalls eine 
Verbesserung der individuellen Arbeits-
fähigkeit zum Ziel hatten (vgl. Kap. 3.1). 

Die allgemeinen und persönlichen Kom-
petenzen entsprechen in ihrer Ausprä-
gung dem, was in Deutschland in der 
beruflichen Weiterbildung und Erwach-
senenbildung seit den 1990er Jahren 
diskutiert wird (vgl. Kap. 3.1.2). Sie 
werden unterteilt in  

• Sprachliche, mathematische und räumliche 
Kompetenzen; 

• Soziale und personale Kompetenzen 
• Kognitive Kompetenzen 
 (Franz 2001, S. 266). 

Zu den sozialen und personalen 
Kompetenzen werden Kooperations-
fähigkeit, Kreativität, Lernbereitschaft, 
Verantwortungsbereitschaft gerechnet. 
Kognitive Kompetenzen beziehen sich 
auf Problemlösefähigkeit, Diagnose-
fähigkeit, Lernfähigkeit. 

In einem neoliberal geprägten Klima 
stehen also in Dänemark ähnlich wie bei 
der deutschen Diskussion um Kompe-
tenzen instrumentelle Fähigkeiten und 
Fertigkeiten im Vordergrund; Fragen der 
personalen Entwicklung werden in die-
sem Bereich eher indirekt berücksichtigt: 

Die Reform des dänischen beruflichen 
Aus- und Weiterbildungssystems, die 
insgesamt auf eine Verbesserung der 
lebenslangen Lernmöglichkeiten zielt, 
will diese nicht nur auf struktureller und 
organisatorischer Ebene durchsetzen, 
sondern auch den individuellen Zugang 
und die Bildungs- und Entwicklungs-
chancen der Menschen optimieren 
(Franz 2001, S. 260). Dies ist letztlich 
nur über eine personale Entwicklung 
möglich. 

Trotzdem hat es aber, auch unterstützt 
durch Forschungsprojekte wie das oben 
erwähnte, in Dänemark in den 1980er 
und 1990er Jahren Entwicklungen ge-
geben, in denen ein am emanzipatori-
schen Bildungsgedanken orientierter 
Qualifikationsbegriff nicht nur diskutiert, 
sondern auch z. B. in Bildungspro-
grammen von Gewerkschaften aufge-
nommen wurde. Sie sind auch nicht 
völlig aufgegeben worden, denn es gibt 
bis heute bildungspolitische Auseinan-
dersetzungen um die Frage, welchen 
Stellenwert und welchen Inhalt allge-
meine Qualifikationen haben sollten, um 
Bildungs- und Entwicklungschancen des 
Einzelnen zu fördern. Zur Diskussion 
stehen Modelle individualisierter und 
modularisierter Qualifikationsangebote 
auf der einen und einheitliche und integ-
rierte Bildungsangebote auf der anderen 
Seite, die auch Jugendlichen oder von 
Arbeitslosigkeit bedrohten Personen 
offen stehen. 

Es geht also nicht nur um organisatori-
sche, methodische und inhaltliche Fra-
gen, sondern auch um Fragen des Ver-
hältnisses von Arbeitsmarkt und Sozial-
partnern und damit letztlich um die poli-
tische Frage, ob eine neoliberale oder 
eine sozialstaatliche Politik angestrebt 
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wird und welche Richtung sich durch-
setzt. 

 

1.3.3 Lettland 
Den politischen, gesellschaftlichen und 
ökonomischen Entwicklungen nach der 
Demokratisierung zu Beginn der 1990er 
Jahre folgte in Lettland auch auf der 
Ebene des Bildungssystems die Rezep-
tion (west-)europäischer Diskussionen. 
2002 wurde von der lettischen Regie-
rung ein zunächst auf vier Jahre ange-
legtes Bildungsentwicklungskonzept 
verabschiedet mit dem Ziel, die Demo-
kratie Lettlands zu festigen, die Integra-
tion in Europa zu fördern und die öko-
nomische Entwicklung zu unterstützen.7 
Das Bildungsentwicklungskonzept ist in 
zahlreiche weitere Initiativen der letti-
schen Regierung und der Europäischen 
Kommission eingebettet: Dem Plan zu 
langfristigen ökonomischen Strategien, 
dem nationalen Entwicklungsplan, dem 
nationalen Beschäftigungsplan; dem 
Memorandum für lebenslanges Lernen 
der europäischen Union.  

“The common goal of the Concept 
of Education Development is en-
sure changes in the education sys-
tem to promote the formation of a 
democratic and socially integrated 
society based on knowledge and 
the raising competitivity of Latvian 
population and national economy, 
and simultaneously to preserve 
and develop cultural values typical 
of Latvia” (Latvia 2003, S. 1). 

                                                        
7 Die folgenden Ausführungen orientieren sich an 

dem Bericht der lettischen Regierung zur Umfrage 
der Europäischen Kommission: „Implementing Li-
felong Learning Strategies in Europe: Progress 
Report on the Follow-Up to the 2002 Council Re-
solution.“ December 2003. (zitiert als „Latvia 
2003“). 

Der Entwicklungsplan zielt auf die Un-
terstützung und den Ausbau der Be-
schäftigungsfähigkeit der lettischen 
Bevölkerung, indem lebenslange Lern-
möglichkeiten vor allem über die Schaf-
fung einer Lerninfrastruktur gegeben 
werden: 

• Entwicklung von flächendeckenden Er-
wachsenenbildungsprogrammen in Koope-
ration zwischen Arbeitgebern und dem 
Staat; 

• Staatliche Unterstützung von Erwachse-
nenbildungseinrichtungen bei der Entwick-
lung von Erwachsenenbildungsprogram-
men, mit besonderer Berücksichtigung von 
Angeboten für Erwerbslose; 

• Entwicklung von Evaluationsrichtlinien; 
• Entwicklung von Vorschlägen, wie sich die 

Arbeitgeber stärker an der Finanzierung 
von beruflicher Weiterbildung beteiligen 
könnten 

 (Latvia 2003, S. 2). 

Die Aktivitäten stützen sich auf ein im 
Mai 1999 verabschiedetes nationales 
Erwachsenenbildungsgesetz. Dort wird 
neben dem Ausbau formaler Bildungs-
möglichkeiten von Erwachsenen im 
beruflichen Bereich auch die Förderung 
informaler Bildungswege (also nicht 
zertifizierter) gefordert: 

“Informal adult education pro-
grammes shall determine the con-
tents of this education and its con-
formity with the interest of the state 
and employers and personality de-
velopment; adults have the right to 
enrol in these programmes 
throughout their life regardless of 
their previous education” (Latvia 
2003, S. 2). 

Das Erwachsenenbildungsgesetz legt 
einen Schwerpunkt auf die Entwicklung 
und Unterstützung von beruflicher Aus- 
und Weiterbildung, wobei der Einbezug 
der Sozialpartner eine wichtige strategi-
sche Säule darstellt. Bildungsfreistellung 
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bei vollem Lohnausgleich in verschiede-
nen Varianten ist ebenfalls Bestandteil 
des Gesetzes.  

Die Diskussion um Kompetenzen wird in 
Lettland in drei Richtungen geführt: 
erstens im Hinblick auf die Aneignung 
von Grundkompetenzen („basic skills“); 
zweitens im Sinn von „key competen-
cies“ (Schlüsselkompetenzen), wie sie 
auch in Papieren der EU im Rahmen der 
Debatte um Lebenslanges Lernen ge-
fordert werden; drittens als „civic compe-
tencies“, zu übersetzen etwa mit „mit-
bürgerlichen“ Kompetenzen. 

Bei den Grundkompetenzen geht es 
zum einen um die Aneignung von 
Grundfertigkeiten wie Lesen, Schreiben 
und Rechnen für die erwachsene Bevöl-
kerung. Allerdings ist der Begriff weiter 
gefasst als beispielsweise in Deutsch-
land oder Österreich, wenn zu den „ba-
sic skills“ auch die Vermittlung von 
Fremdsprachenkenntnissen, Computer-
kenntnissen, sozialwissenschaftlichen 
Grundlagen und Psychologie gehören 
(Latvia 2003, S. 5). 

Die „civic competencies“ werden von 
einer Gesellschaft Namens „Civitas 
International“ entwickelt. Hier geht es 
um die Aneignung von Kompetenzen, 
die im Rahmen der Demokratisierung 
des Landes als wichtig angesehen wer-
den: 

• Intellektuelle, kognitive Kompetenzen 
(intellectual, cognitive civic skills) 

• Beteiligungskompetenzen 
(civic participation skills) 

• politische Kompetenzen (civic features). 

Die inhaltliche Beschreibung dieser 
Kompetenzen geht in die Richtung der 
Negt’schen Kompetenzen: Sie sollen vor 
allem die individuelle Handlungsfähigkeit 

der Menschen in der Demokratie unter-
stützen. Dabei versteht man unter intel-
lektuellen und kognitiven Kompetenzen 
Fähigkeiten in den Bereichen Problem-
analyse und -lösung, Entscheidungsfin-
dung und kreatives und konstruktives 
Denken. Sie bereiten die politische 
Handlungsfähigkeit (civic participation 
skills) vor, die unter Kooperationsfähig-
keit, Organisationskenntnisse, Ent-
scheidungsfähigkeit und Kenntnisse von 
Beteiligungsmöglichkeiten zu fassen 
sind. Die politischen Kompetenzen be-
ziehen sich auf der kognitiven Ebene 
auf das Wissen um politische Zusam-
menhänge und damit auf eine Einschät-
zung von Handlungsoptionen und Ein-
greifmöglichkeiten; auf der Handlungs-
ebene auf die individuelle Verantwor-
tungsbereitschaft, lokal, national und 
global politisch zu handeln. 

 

1.3.4 Österreich 
Als vor dreißig Jahren Dieter Mertens 
seine „Thesen zur Schulung für eine 
moderne Gesellschaft“ (1974) erstmals 
veröffentlichte, erlebte das Thema der 
Schlüsselqualifikationen auch in Öster-
reich einen unaufhaltsamen Aufstieg. 
Etwas zeitverzögert zur deutschen Dis-
kussion erfuhr die Auseinandersetzung 
ihren Höhepunkt Anfang bis Mitte der 
1990er Jahre. Den Hintergrund bildete 
zum einen die Zunahme der Arbeitslo-
sigkeit und die sich daraus ergebenden 
verstärkten Weiterbildungs- und Um-
schulungsbemühungen. Dies stellte 
Österreich, das bis in die achtziger Jah-
re nur eine geringe Arbeitslosenrate 
aufwies, vor neue Herausforderungen. 
Es mussten Konzepte und Curricula für 
Weiterbildungs- und Umschulungsmaß-
nahmen entwickelt werden, um dem 
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konstatierten permanenten Wandel in 
der Arbeitswelt besser gerecht zu wer-
den und um Arbeitslosen den Zugang 
zum Arbeitsmarkt wieder zu erschlie-
ßen. Seither steht die schon von Mertens 
geforderte „Anpassungsflexibilität“ – nun 
in modernisierter Form als neoliberales 
Konstrukt des flexiblen Menschen ge-
wendet – im Mittelpunkt bildungspoliti-
scher Überlegungen. 

Zum anderen fällt in diese Zeit eine 
Auseinandersetzung über die Moderni-
sierung von Bildungsinhalten und deren 
Vermittlung, die ökonomisch motiviert 
war. Den Hintergrund bildete die An-
nahme einer hochgradigen „qualifikato-
rischen Unsicherheit“, d.h. eines schwer 
vorhersehbaren Qualifikationsbedarfes 
für die Zukunft, der nach Meinung von 
Arbeitsmarktexperten und Pädagogen 
durch allgemeinere, breitere und extra-
funktionale Kompetenzen zu lösen sei. 
Im Zusammenhang mit dem konstatier-
ten technologischen und arbeitsorgani-
satorischen Wandel wurden Qualifikati-
onen eingefordert, die über die „bloße“ 
Facharbeit hinausreichen und soziale, 
personale und methodische Kom-
petenzen einschließen sollten. Durch sie 
sollte eine höhere, den aktuellen und 
künftigen Gegebenheiten entsprechen-
de Form beruflicher Handlungsfähigkeit 
ausgebildet werden. 

Die geschilderten Entwicklungen führten 
ähnlich wie in Deutschland dazu, dass 
das Konzept innerhalb eines Jahrzehnts 
alle Bildungsbereiche erfasste und dabei 
unterschiedliche Facetten ausbildete. 
Seinen Ausgangspunkt nahm es in der 
arbeitsmarktorientierten Weiterbildung 
und Umschulung, in der eine Vielzahl an 
Projekten zur Implementierung von 
Schlüsselqualifikationen durchgeführt 

wurden. Heute sind die dabei entwickel-
ten Module Bestandteil jeder Umschu-
lungsmaßnahme. Angebote zum Erwerb 
von Schlüsselqualifikationen gehören 
mittlerweile zum Standardrepertoire 
vieler Erwachsenenbildungsinstitutio-
nen. 

Im Unterschied zur wenig reglementier-
ten Weiterbildung, die einen guten Bo-
den für neue Vermittlungsformen und 
Projekte bot, fanden Überlegungen zu 
den Schlüsselqualifikationen im Bereich 
der hoch formalisierten beruflichen Erst-
ausbildung (Lehrlingsausbildung im 
dualen System) nur zögerlich und in 
weit geringerem Ausmaß Eingang. Be-
kannt sind einige praxisorientierte Pro-
jekte in Unternehmen, die den Gedan-
ken der Schlüsselqualifikationen in ihre 
praktische Ausbildung aufnahmen und 
versuchten, diesem über neue metho-
disch-didaktische Arrangements gerecht 
zu werden. Ein wichtiger Schritt zur 
Implementierung von Schlüsselqualifika-
tionen erfolgte mit der Aufnahme des 
Konzeptes in die Verordnungen der seit 
Mitte der neunziger Jahre eingeführten 
neuen Lehrberufe.  

Auch die Schulen übernahmen, ausge-
hend von Vorgaben der EU, wie sie 
beispielsweise im „Aktionsplan“ und im 
Weißbuch „Lehren und Lernen. Auf dem 
Weg zur kognitiven Gesellschaft“ gefor-
dert wurden, Schlüsselqualifikationen 
als normative Lernzielvorgaben. Die 
Konzepte folgen kaum pädagogischen 
oder wissenschaftlichen Fragestellun-
gen, vielmehr sollen sie ökonomischen 
Anforderungen genügen. „Implizit oder 
explizit wird (heute) von allen Schulfor-
men gefordert, Schlüsselqualifikationen 
zu vermitteln, ohne jedoch einen klaren, 
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kohärenten Katalog zu haben“ (Svetcnik 
2004, 4). 

Im Bereich der politischen und allgemei-
nen Erwachsenenbildung wurden die 
gesellschaftlichen Kompetenzen von 
Oskar Negt rezipiert. Dazu fanden zu 
Beginn der neunziger Jahre im Bundes-
institut für Erwachsenenbildung in Strobl 
mehrere Symposien und Treffen statt, 
die zu einer vertieften Kooperation mit 
der Akademie für Arbeit und Politik in 
Bremen und zu dem hier vorgestellten 
Projekt führten. Es gab es immer wieder 
auch Stimmen, die sich kritisch zum 
Konzept und zur aktuellen Diskussion 
um die Schlüsselqualifikationen geäu-
ßert haben und vor allem den Verlust 
des anthropologisch-humanistischen 
und des emanzipatorischen Elementes 
beklagt haben (vgl. u.a. Gruber 1997, 
Ribolits 1995). 

Letztlich hat sich mit den Schlüsselquali-
fikationen eine Art „pädagogischer 
Modebegriff“ herausgebildet, der belie-
big interpretiert wird und der zum Ende 
der 1990er Jahre gewisse „Verschleiß-
erscheinungen“ aufwies, was dazu führ-
te, dass er langsam aber sicher vom 
Kompetenzbegriff abgelöst wurde. Auch 
hier deutet sich an, was bei der Schlüs-
selqualifikationsdebatte zu beobachten 
war: Eine substanziell inhaltliche Dis-
kussion findet kaum statt, es überwie-
gen pragmatische und normative Zu-
gänge, die sich auf das Vermittlungs-
problem konzentrieren und die ganz im 
neoliberalen Sinne einer Totalverzwe-
ckung des Menschen die letzten persön-
lichen Ressourcen, inneren Dispositio-
nen und Verfasstheiten des Subjekts als 
Arbeitsvermögen definieren und nutzen 
wollen. So entsteht der Eindruck eines 
„Etikettenwechsels“: Aus Qualifikationen 

werden Kompetenzen, aus Qualifizie-
rung Kompetenzentwicklung. Was bleibt 
ist der Verzicht auf anthropologisch-
humanisti-sche und bildungstheoretisch-
emanzipa-torische Anteile, die jedoch 
dringender denn je benötig würden. 

 

1.3.5 Polen 
In ähnlicher Weise wie in Lettland wurde 
Bildung und der Zugang zu Bildung in 
Polen nach der Gründung der Republik 
Polen ein wichtiges politisches und 
gesellschaftliches Ziel, das die Demo-
kratisierung des Landes und die Öff-
nung in Richtung Westen unterstützen 
sollte.8 Der organisatorische und struk-
turelle Ausbau einer Infrastruktur für 
Lebenslanges Lernen wird mit dem 
„National Development Plan 2004 - 
2006“ der Regierung ebenso gefördert 
wie in dem interministeriellen Papier 
„The Strategy for the Development of 
continuing education till the year 2010 in 
the Context of Lifelong Learning.“ (Po-
land 2003, 1). 

Die Bildungspolitk der polnischen Regie-
rung mit Bezug auf das lebenslange 
Lernen scheint sich, ebenso wie in den 
anderen europäischen Staaten – zu-
mindest zeigt sich dies bei den im Pro-
jekt vertretenen – mit einem eher in-
strumentellen Begriff des lebenslangen 
Lernens auf den Aspekt der Beschäfti-
gungsfähigkeit zu beziehen. Der Bericht 

                                                        
8 Die folgenden Ausführungen orientieren sich an 

dem Bericht der polnischen Regierung zur Umfra-
ge der Europäischen Kommission: „Implementing 
Lifelong Learning Strategies in Europe: Progress 
Report on the Follow-Up to the 2002 Council Re-
solution.“ December 2003. (zitiert als „Poland 
2003“) und beziehen sich auf ein unveröffentlich-
tes Manuskript von Hanna Solarczyk (Universität 
Torn) zu „Kompetenzen in der polnischen Päda-
gogik“ vom 8.9.2004. 
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zur Implementierung von Strategien zum 
Lebenslangen Lernen zeigt deutliche 
Schwerpunkte: der Zugang zu schuli-
scher Bildung und Ausbildung soll allen 
Kindern und Jugendlichen eröffnet wer-
den, unabhängig von ihrer Herkunft. 
Jugendliche nach Abschluss der Schule 
sowie Erwachsene sollen über Weiter-
bildungsmöglichkeiten Partizipations-
chancen eröffnet werden. Gesetze zu 
Bildung und höherer Bildung sowie 
Arbeits- und Beschäftigungsgesetze 
regeln die institutionelle und organisato-
rische Reform des Bildungswesens. 
Danach sollen die verschiedensten 
Formen schulischer, nachschulischer, 
formeller und nicht-formaler Bildungs-
wege ausgebaut und anerkannt werden, 
um das lebenslange Lernen aller zu 
unterstützen (Poland 2003, S. 2). 

Mit Hilfe des europäischen Sozialfonds 
wird von 2004 bis 2006 ein landesweites 
Programm, „Development of Human 
Resources“, mit dem Ziel durchgeführt, 
erstens ein aktive Arbeitsmarktpolitik 
durchzusetzen und damit die soziale 
Integration von Zielgruppen zu fördern, 
die besonders von sozialer Exklusion 
bedroht oder betroffen sind. Zweitens 
unterstützt das Programm die Entwick-
lung Polens in eine „Wissensgesell-
schaft“ (Poland 2003, S. 12).  

„Kompetenzen“ werden in der polni-
schen Pädagogik seit Ende der 1980er 
Jahre diskutiert. Ursprünglich wurde der 
Begriff unter Rückgriff auf Ansätze des 
amerikanischen Didaktikers R. Glaser 
lerntheoretisch adaptiert: Lernen wird in 
diesem Zusammenhang als „Kompe-
tenzergreifen“ der Schüler verstanden. 
Das heißt, die pädagogische Diagnostik 
sollte zukünftig notwendige Kompeten-
zen von Schülern bestimmen; den Stand 

ihrer Kompetenzen erfassen und den 
Stand des Lernprozesses evaluieren 
(Solarczyk 2004, S. 1). 

Ab 1996 wurde der Begriff Kompetenz 
in der polnischen erziehungswissen-
schaftlichen Literatur rezipiert, im Kon-
text der tiefgreifenden strukturellen 
Bildungsreform im Jahr 1999 wurde  die 
Frage der Kompetenzen intensiv disku-
tiert.  

Es gibt viele Definitionen von Kompe-
tenzen, der Begriff wird in folgenden 
Konstellationen betrachtet: 

• Kompetenzen und Handlung 
• Kompetenzen und Wissensergreifen 
• Kompetenzen und Lehrziele 
• Kompetenzen und Qualifikationen 

Er steht zudem im Zusammenhang mit 
Begriffen wie Sozialisation, Erziehung, 
Subjektivität, Partnerschaft, Selbstver-
wirklichung und Selbsterziehung. Kom-
petenzen werden als Fähigkeit verstan-
den, Elemente von Wirklichkeit zu er-
kennen und Zusammenhänge zwischen 
diesen Elementen zu sehen und zu 
bewerten, um sie in Handlung zu über-
führen.  

Gesellschaftliche Kompetenzen, die in 
Teilen inhaltlich mit den von Negt vorge-
legten Kompetenzen übereinstimmen, 
wurden in der polnischen Pädagogik seit 
der Wende diskutiert. Sie wurden zum 
einen in einem engen Zusammenhang 
mit Sozialisation gesehen: Sozialisation 
hat das Ziel, Kompetenzen zu vermit-
teln, die zu einer aktiven Teilhabe am 
gesellschaftlichen Leben befähigen. 
Dabei ist die Entwicklung von Hand-
lungsfähigkeit im politischen und gesell-
schaftlichen Kontext die eine Seite; die 
andere unterstützt die Entwicklung der 
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personalen Identität. Die Erwachsenen-
bildung diskutierte Kompetenzen seit 
Beginn der 1990er Jahre unter dem 
Stichwort „Bildungskompetenzen“. Dar-
unter werden vorrangig drei Perspekti-
ven verstanden: 

• Kompetenzen Erwachsener als statistische 
Messgröße als Grundlage für die Entwick-
lung bildungspolitischer Maßnahmen; 

• Bildungskompetenzen als die Grundlage 
einer nationalen Bildungsdoktrin; 

• Bildungskompetenzen als Instrument zur 
Anpassung an kulturelle und zivilisatori-
sche Herausforderungen 
(Solarczyk 2004, S. 3). 

Bildungskompetenz wird als subjektori-
entierte Kategorie verstanden, die sich 
vor allem auf die Entwicklungsmöglich-
keiten des Individuums bezieht. 

Im Gegensatz zu diesem bildungstheo-
retisch begründeten Verständnis von 
Kompetenzen werden in Polen sowohl 
für die Schule als auch für die berufliche 
Weiterbildung Konzepte instrumentell 
verwertbarer Schlüsselqualifikationen 

diskutiert. Neben Schlüsselqualifikatio-
nen spricht man auch von Schlüsselfä-
higkeiten, Schlüsselkompetenzen, 
Grundfähigkeiten, universellen Fähigkei-
ten. Dabei scheint die inhaltliche Ausge-
staltung des Begriffs Schlüsselqualifikati-
on ebenso beliebig und unspezifisch zu 
sein wie in Deutschland oder in Öster-
reich. In Bezug auf die Schule existieren 
Kompetenzzuschreibungen sowohl für 
Schüler als auch für Lehrer; letztlich 
lassen sie sich auf die bekannten Fakto-
ren fachliche und methodische Kennt-
nisse sowie soziale und personale 
Kompetenzen reduzieren. In der berufli-
chen Weiterbildung werden einerseits 
fachliche Kenntnisse und Fertigkeiten 
als Schlüsselqualifikationen definiert, 
andererseits außerfachliche Kompeten-
zen beschrieben, die der Beschäfti-
gungsfähigkeit dienen sollen: Mobilität, 
Flexibilität, Kreativität, Teamfähigkeit 
usw. (Solarczyk 2004, S. 4). 
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II ÖKONOMISCHE KOMPETENZ 

2.1 ÖKONOMISCHE KOMPETENZ -  SEHEN 

2.1.1 “Ökonomische 
Kompetenz” – was 
könnte das sein? 

Überlegen Sie zuerst einmal, was Sie 
für Vorstellungen mit dem Begriff „öko-
nomische Kompetenz“ verbinden und 
welche Erwartungen Sie haben, wenn 
Sie eine solche Kompetenz erwerben 
wollen. Was verstehen Sie darunter? 
Welchen Nutzen könnte diese Kenntnis 
für Sie haben? 

Als Anregung für Ihre Überlegungen 
finden Sie hier einen Ausschnitt aus 
einem politischen Kommentar der 
Frankfurter Rundschau vom 4. August 
2005. 

Es ging uns bei der Auswahl dieses 
Textes weniger um den aktuellen politi-
schen Bezug – der Wahlkampf für die 
Bundestagswahl im September 2005 
hatte begonnen – und auch nicht um 
eine ausschließlich auf Deutschland 
bezogene Darstellung der Wirtschaft, 
selbst wenn dies auf den ersten Blick so 
scheint. Vielmehr wollen wir mit diesem 
Einstiegstext beispielhaft zeigen, wie 
vielfältig sich wirtschaftliche Entwicklun-
gen darstellen lassen; dass sich „die 
Wirtschaft“ je nach politischer, sozialer 
oder ökonomischer Perspektive des 
Betrachters unterschiedlich darstellt. 
Dass Personen – Politiker, Wirtschafts-
fachleute, aber auch „normale Men-
schen“ – die Wirtschaft und ihre Vor- 
und Nachteile, ihre Stärken und Schwä-
chen, ihre Aufgaben und Möglichkeiten 

häufig entsprechend ihren eigenen 
Interessen aus dem eigenem Blickwin-
kel interpretieren. 

Dies hat zur Folge, dass wir, vermittelt 
über Medien (Fernsehen, Radio, Zeitun-
gen und Zeitschriften, das Internet) ein 
sehr heterogenes, also uneinheitliches 
Bild der Wirtschaft, des wirtschaftlichen 
Zustandes unseres Landes, der wirt-
schaftlichen Zusammenhänge, der Ziel-
setzung der Wirtschaftspolitik und mög-
licher Problemlösungsansätze zur Ü-
berwindung wirtschaftlicher Schwierig-
keiten gezeigt bekommen. Daraus erge-
ben sich für einen kritischen Geist mög-
liche Fragen: 

Welche der öffentlich vermittelten Dar-
stellungen ist richtig? Ist den vorgetra-
genen Meinungen und Einschätzungen 
zu trauen? Wie ist die Richtigkeit, der 
„Wahrheitsgehalt“ von Aussagen nach-
prüfbar? Wie können sich unsere Lese-
rinnen und Leser eine eigene Meinung 
über die wirtschaftliche Entwicklung, die 
wirtschaftlichen und politischen Zusam-
menhänge bilden und auf welchen Fak-
ten kann diese beruhen? 

Bevor wir uns diesen Fragen genauer 
zuwenden, hier zunächst ein Ausschnitt 
des Kommentars von Wolfgang Storz: 
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[…] Es gibt nur noch wenige, die Deutsch-
lands Lage schönreden, die großen Probleme 
ignorieren: die Schulden des Staates, die al-
ternde Gesellschaft, die teilweise starren Re-
geln des Arbeitsmarktes, die Insolvenzen. 
Aber es gibt viele, die Deutschlands Lage 
dramatisieren und skandalisieren. Die Wirt-
schaftseliten und ihre konservativen und me-
dialen Gefolgschaften sind fast komplett da-
bei. Fahrlässig ist das zu nennen, weil sie 
systematisch nur einseitig Probleme (Staats-
schulden) benennen, andere (mehr private 
Armut) bewusst verschweigen; weil sie be-
stimmte Probleme (Lohnhöhe) dramatisieren, 
andere (öffentliche Armut) verharmlosen; 
weil sie nur Probleme (Wettbewerbsfähigkeit) 
benennen, das Positive (sinkende Lohnstück-
kosten*)9 verschweigen oder kleinreden. So 
reden die Wirtschaftseliten Deutschlands und 
deren Politik bereits seit einigen Jahren herun-
ter. Vermutlich, um anschließend alles noch 
billiger zu haben: noch geringere Löhne, noch 
weniger Steuern, noch mehr Subventionen für 
Investitionen, noch weniger Sozialstaat. Die-
ses Herunterreden ist verbunden mit einer 
ausgeprägten Anspruchshaltung: liefert mal, 
wir schauen dann, ob wir investieren. […] 
Die Schulden des Staates sind unverantwort-
lich hoch. Mit dieser wachsenden Armut des 
Staates ist jedoch der private Reichtum enorm 
gewachsen, auch weil er überdurchschnittlich 
die Wohlhabenden und die Wirtschaft entlas-
tet hat. Das heißt, dieses Land ist unverändert 
reich. 
Es ist richtig: Wir müssen uns anstrengen, 
wettbewerbsfähig zu bleiben und in Teilen zu 
werden. Zugleich gilt: Deutschland ist Ex-
portweltmeister. Es ist richtig, dass die Steu-
ern und Abgaben in diesem Land viel höher 
sind als in anderen. Dieser Staat bietet aber 
zugleich mehr als andere: qualifizierte Ar-
beitskräfte, Rechtssicherheit, eine sehr leis-
tungsfähige Infrastruktur. Es ist richtig, es 
gibt noch zu starre Regeln auf dem Arbeits-
markt. Es stimmt aber auch, dass viele Ar-
beitnehmer sehr flexibel arbeiten und leben 
müssen, dass die Lohnstückkosten ständig 
sinken, dass der Krankenstand auf einem 
historischen Tiefstand, dass Ostdeutschland 
praktisch eine tarifvertragsfreie Zone* ist. 

                                                        
9 Die mit * gekennzeichneten Begriffe werden im 

Glossar in Kapitel VI erklärt. 

Es ist richtig, dass vor allem viele Mittel-
ständler nur geringe Gewinne machen, es 
stimmt auch, dass der Wert deutscher Aktien 
seit Jahresanfang enorm gestiegen ist und 
angelsächsische Investoren sich in Deutsch-
land nicht satt kaufen können, so sind sie von 
der Profitabilität des Landes angetan. 
Glaubwürdig und kompetent ist nur der, der 
beide Seiten sieht und abwägt. Nicht der, der 
jenen Teil der Wirklichkeit leugnet, der ihm 
unliebsam ist, der nur schwarz oder weiß 
sieht.  … 
Quelle: Wolfgang Storz. „Die Panikmacher“. 
Frankfurter Rundschau Nr. 179, 4. August 
2005. S.3 

 

  Lesen Sie den Text zunächst 

durch. (Anmerkung: Dazu können 

Sie auch im Kapitel „Lernen zu 

lernen“ den Abschnitt zur Arbeit 

mit Texten (4.6) ansehen). 

  Markieren Sie im Text Aussagen 

über die wirtschaftliche Situation. 

Diskutieren Sie den Text in Lern- 

und Arbeitsgruppe und überlegen 

Sie, welche Widersprüche der Au-

tor benennt. Welche verschiede-

nen gesellschaftlichen Gruppen 

werden berücksichtigt? Über wel-

che Bereiche des Wirtschaftssys-

tems wird gesprochen?  

Vergleichen Sie, ob sich die folgenden 
Faktoren der ökonomischen Kompetenz 
in Ihren Diskussions- und Arbeitsergeb-
nissen widerspiegeln und zur Fortfüh-
rung der Diskussion und zur vertieften 
Auseinandersetzung anregen: 
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Ökonomische Kompetenz 
Ökonomische Kompetenz zielt auf das Ver-
stehen der wirtschaftlichen Zusammenhänge, 
die Grundlagen und Formen der Wirtschaft, 
ihre Differenzierungen und Wirkungen. 
Es geht erstens um Fragen des Kapitals, die 
Verfügung über die Produktionsmittel* und 
damit über die Arbeitsplätze, die Verteilung 
der erwirtschafteten Güter und die Partizipati-
onsmöglichkeiten* der Arbeitnehmer/innen. 
Zweitens um die Rolle der Märkte, des Pro-
duktivkapitals, des Finanzkapitals und der 
Arbeitsmärkte. 
Drittens um internationale Wirtschaftsver-
flechtungen, Weltmarktkonkurrenz (Globali-
sierung) und die Rolle der Staaten und der 
internationalen Wirtschaftsorganisationen.  
Viertens geht es um Fragen des Erkennens 
von subjektiven Interessen und Bedürfnissen 
und objektiven gesellschaftlichen Widersprü-
chen. Dem Benennen dieser Tatsachen und 
Widersprüche können Überlegungen folgen, 
wie diese durch demokratische Alternativen 
und Strategien aufgehoben oder überwunden 
werden können. 

 

  Vergleichen Sie nun unsere Defi-

nition mit Ihren eigenen Ergeb-

nissen. Lesen Sie den Text noch 

einmal mit dem Ziel, Beispiele für 

die in der Definition genannten 

Faktoren zu benennen. Diskutie-

ren Sie in einem weiteren Schritt, 

welche entsprechenden Beispiele 

Ihnen für Ihr eigenes Land einfal-

len. 

  Zur Verdeutlichung Ihrer Gedan-

ken könnten Sie auch ein Mind-

map zur Wirtschaft erstellen, 

dass Sie im Laufe der Beschäfti-

gung mit den folgenden Texten 

erweitern können. (Vgl. im Kapi-

tel „Lernen zu lernen“ den Ab-

schnitt zum „Mind-mapping“ 

4.6.3.3). 

Als nächste Arbeitsaufgabe schlagen wir 
Ihnen vor, sich mit dem Handelsunter-
nehmen „ALDI“ („Albrecht-Discount“, 
Schwerpunkt Lebensmittel des täglichen 

Bedarfs) als exemplarischem Beispiel zu 
beschäftigen (vgl. zum Zweck und zur 
Auswahl exemplarischer Fallbeispiele 
unsere Erläuterung in der Einleitung 
unter Kap. 1.1.1). Dieses ergänzt den 
Aspekt „Sehen“ als eine weitere Grund-
lage für die Erarbeitung der ökonomi-
schen Kompetenz. 

  Wenn die Gruppe Zeit zu Materi-

albeschaffung und zu eigenen 

Forschung hat kann auch ein an-

deres Beispiel/Thema gewählt 

werden: z. B. ein Autokonzern, 

ein Stahlunternehmen, ein Versi-

cherungsunternehmen usw. 

 

2.1.2 Einstieg: Fallbeispiel 
ALDI 

Als ökonomisches Exempel, das uns 
den Einstieg in die wirtschaftliche Zu-
sammenhänge und wirtschaftliches 
Denken ermöglichen soll, haben wir den 
„Fall“ ALDI gewählt. 

Wir gehen davon aus, dass der alltägli-
chen Erfahrung zunächst die Oberfläche 
des Wirtschaftsgeschehens zugänglich 
ist: Da wo wir Geld verdienen bzw. be-
ziehen und es ausgeben bzw. sparen. 

Dies ist nur ein Ausschnitt aus den zahl-
losen Märkten, die die Markwirtschaft* 
bilden. Wir befinden uns auf dem Ar-
beitsmarkt (oder nicht), kaufen und 
konsumieren Güter und Dienstleistun-
gen, die uns der Einzelhandel (ein-
schließlich Tankstellen, Gasthäuser 
usw.) anbietet, gehen zum Bankschalter 
oder zum Geldautomaten. Anschauliche 
Märkte stehen uns auf dem Wochen-
markt oder einem Flohmarkt vor Augen. 

Im Folgenden halten wir uns an einen 
„Supermarkt“. Wir schlagen vor, den 
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Einzelhandelskonzern ALDI genauer 
anzusehen. Warum ausgerechnet 
ALDI? 

Wer von uns war noch nicht bei ALDI? 
Die Preise sind niedrig und die Qualität 
ist in der Regel überraschend gut. Dort 
sollen sogar annehmbare Löhne gezahlt 
werden. Das Betriebsklima ist wetter-
wendig. Gewerkschaftlich Organisierte 
sollen dort extrem selten sein und selbst 
das auch nur kurzzeitig. Und das ganze 
Ding ist geheimnisvoll oder so geheim 
wie nur irgend möglich. Die Gebrüder 
Albrecht, Karl und Theo, sind mittlerwei-
le unter den zehn Reichsten der Welt 
gelandet und dort mit der Wal-Mart-
Familie aus der gleichen Branche und 
Bill Gates in guter Gesellschaft. Die 
Brüder sind nach wie vor grundsolide 
und sparsam geblieben. Den Lichtschal-
ter bedienen die Herren noch gern 
selbst, zum Ausknipsen versteht sich. 
Das war schon immer so. 1971 wurde 
Theo entführt und gegen ein hohes 
Lösegeld wieder freigelassen. Böse 
Zungen behaupten, dass sich die Ent-
führung so lange hingezogen habe, weil 
man eben lange über einen Nachlass 
des Lösegelds habe verhandeln müs-
sen. – Doch Erfolg ist Erfolg. Das zählt 
doch letztendlich und nichts anderes!(?) 
Wie aber kommt der Erfolg zustande, 
der doch schließlich auch zum Teil an 
die Kundschaft weitergeleitet wurde? 

Zur Organisation des Handelshauses 
ALDI 

ALDI ist heute der größte Lebensmittel-
discounter Deutschlands und Europas. 
Gegründet wurde der erste Laden im 
Jahre 1948 in Essen. Damals war die 
Ähnlichkeit zwischen den Konsumläden 
und ALDI noch unübersehbar. 1955 
hatten die Brüder bereits hundert Nie-

derlassungen. 1960 wurde das Unter-
nehmen zerlegt in ALDI Nord und ALDI 
Süd, die formal von je einem der Brüder 
geführt wurden. Die Geschäftsfelder 
unterscheiden sich nicht. In den siebzi-
ger Jahren wird die Grenze überschrit-
ten: 1976 wird in den USA die erste 
Niederlassung gegründet. 1990 öffnet 
die erste Niederlassung in Großbritan-
nien, 2001 die erste in Australien. 2004 
fragt die Business Week, European 
Edition, auf ihrer Titelseite, ob ALDI 
wohl der nächste Wal-Mart, der größte 
Discounter weltweit, werden könne. 

Die „ALDI-Prinzipien“ sind in jedem 
Laden über den Kassen ausgehängt 
und im Internet nachzulesen. Wie schon 
erwähnt, wurde das Konzept 1953 von 
Karl Albrecht erstmals vorgetragen. 
Danach wurde es 1975 noch einmal 
veröffentlicht und seitdem hat sich daran 
–  nach Aussage von Dieter Brandes – 
„fast nichts geändert“ (Brandes 2003, 
S.13). 

Herr Brandes ist ein wichtiger Ge-
währsmann für Insider-Informationen 
über ALDI. Langjähriger Geschäftsführer 
und Mitglied des Verwaltungsrates bei 
ALDI hat er nach seinem Ausscheiden 
zwei Bücher veröffentlicht, deren Titel 
„alles“ sagen (bzw. versprechen): „Kon-
sequent einfach - Die ALDI-Erfolgsstory“ 
(1. Auflage 1999). Nochmals konzent-
riert und aktualisiert erschienen seine 
Darlegungen 2003 unter dem Titel „Die 
11 Geheimnisse des ALDI-Erfolgs“. 

  Zur Vertiefung können Sie die 

Kommentierung von Gerhard 

Leithäuser zu den „Aldi-Geheim-

nissen“ unter 3.1.2 lesen.  
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ALDI ist ein „Familienbetrieb“, was für 
Unternehmen dieser Größe nicht typisch 
ist. Die Eigentums- und Machtverhält-
nisse sind hier vergleichsweise durch-
sichtig. Man kann sich am Beispiel die-
ser Firma verdeutlichen, wie die Struktur 
aller Unternehmen des Kaufmanns- und 
Industriekapitals ursprünglich einmal 
ausgesehen hat. Die Unternehmens-
gruppe hat die Form einer Familienstif-
tung. Dadurch ist das Interesse der 
Familienangehörigen gewahrt und eine 
mögliche Zerlegung des Unternehmens 
infolge von Familienstreitigkeiten und 
Erbschaftsauseinandersetzungen aus-
geschlossen. ALDI bleibt ALDI. 

„Die Gesellschaftsstruktur von ALDI ist 
keineswegs, wie vielfach behauptet 
wurde, undurchsichtig“, schreibt D. 
Brandes, „ALDI hat eine übersichtliche 
Gesellschaftsstruktur, die nur (!) durch 
die vielen Einzelgesellschaften kompli-
ziert erscheint“ (Brandes 2001, S. 28ff; 
2003, S.20). 

Die einzelnen Filialen, jeweils 60 bis 80 
Läden, gehören zu solchen regionalen 
„Einzelgesellschaften“ (ALDI Nord: 36, 
ALDI Süd: 30 Gesellschaften). Wird die 
Zahl der Läden vermehrt, wächst die 
Entfernung zu dem nächsten Lager und 
dessen Größe, wird eine neue Gesell-
schaft „abgespalten“, die wiederum über 
ein eigenes Rechnungswesen, Bilanzer-
stellung usw. verfügt. Aufgrund der 
Firmenkonstruktion aus Einzelgesell-
schaften „mit völliger operationaler 
Selbständigkeit“ (Brandes 2001, S.131) 
unterlag ALDI bis 2001 nicht der soge-
nannten „Publizitätspflicht“, das heißt: 
die Firmen mussten bis dahin (ebenso: 
C&A und IKEA) keine Bilanzen veröf-
fentlichen. 

Ist demnach ALDI so etwas wie eine 
Summe „selbstverwalteter“ Betriebe? 

Keineswegs! Es gibt eine „Klammer“ 
aller dieser Einzelgesellschaften, näm-
lich der „Verwaltungsrat“, der „formal“ in 
einer jeden die oberste Entscheidungs-
instanz darstellt und sich zusammen-
setzt aus – wiederum – „formal völlig 
unabhängigen freiberuflichen Managern, 
die zuvor erfolgreich als Geschäftsführer 
einer ALDI-Gesellschaft tätig waren“ 
(Brandes 2001, S. 171), wozu bei ALDI 
Nord auch die beiden Söhne von Theo 
Albrecht gehören. Der Verwaltungsrat 
fungiert als Aufsichtsrat bei jeder der 
einzelnen Gesellschaften, es gibt also 
keine eigentliche Dachgesellschaft, „die 
andere Gesellschaften beherrscht, und 
somit ein Konzern konstruiert werden 
könnte, mit allen Konsequenzen wie 
Mitbestimmung* und Veröffentlichungs-
pflichten“ (Brandes 2001, S. 29). 

Neben den Einzelhandelsbetrieben 
gehören zur ALDI-Unternehmensgruppe 
zwei Kaffeeröstereien, eine Immobilien-
verwaltung (GbR), eine Grundstücks-
vermietungs- und -verwaltungs-GmbH 
und eine Versicherungsvermittlungs-
gesellschaft. 

Beschäftigte bei ALDI 

Die Zahl der Beschäftigten bei ALDI ist 
in den letzten Jahren ständig gestiegen: 
von 100.000 in 2001, 115.000 in 2002 
auf 130.000 in 2003. Ebenso stieg die 
Umsatzleistung pro Mitarbeiter in kurzer 
Zeit von 150.000 DM auf 100.000 Euro, 
während der Anteil der Personalkosten 
der Läden am Umsatz von 3,0% auf 
2,8%, der Anteil der Personalkosten für 
Verwaltung, Logistik Management von 
2,5% auf 1,8% zurückging (Brandes 
2001, S. 32; 2003, S. 22). 
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  Zur weiteren Information können 

unter 3.1.3 einen Text zum Ver-

dienst der Aldi Mitarbeiter(innen) 

lesen.  

Hat der Erfolg von ALDI etwas damit zu 
tun, dass die Arbeitskräfte in den Läden 
wenig verdienen? Die Arbeitsbedingun-
gen sind offen sichtbar: die „Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter“ der Brüder Alb-
recht haben komplexe Tätigkeiten zu 
verrichten: dieselben Personen, vorwie-
gend Frauen, entpacken die Waren, 
füllen die Regale, sprechen (kurz) mit 
der Kundschaft, sitzen an der Kasse. 

ALDIs Sonderstellung 

Das Kernsortiment von ALDI umfasst 
lediglich zwischen 500 und 700 Basisar-
tikel (früher noch weniger) zum täglichen 
Gebrauch, ein Bruchteil dessen, was in 
anderen Supermärkten in den Regalen 
zu finden ist. Dazu kommen vierzehntä-
gig wechselnde Angebote von jeweils 
etwa 20 Aktionsartikeln (der Non-Food-
Bereich ist in den letzten Jahren stark 
ausgedehnt worden). Im Lebensmittel-
bereich vertreibt ALDI Eigenmarken 
aber auch Produkte von Markenherstel-
lern. Die auf den Packungen ausgewie-
senen Lieferanten firmieren meist unter 
Fantasienamen, sogenannten Han-
delsmarken. Viele Leute machen sich 
inzwischen ein Hobby daraus, die wirkli-
chen Produzenten herauszufinden und 
publizieren ihre Ergebnisse im Internet. 
Ein Bestseller wurde das einschlägige 
Buch von Martina Schneider: „Welche 
Marke steckt dahinter? No-Name-
Produkte und ihre namhaften Herstel-
ler“. Mit solchen Produkten konkurrieren 
diese Firmen gewissermaßen mit ihren 
eigenen Markenartikeln! 

ALDI verkauft Lebensmittel und Ge-
brauchsgüter. Auf diesem Markt gibt es 
etliche Konkurrenten, sogenannte „Mit-
bewerber“, von denen Sie sicher einige 
kennen. Es sind u.a. die Firmen Edeka, 
Kaiser’s, Karstadt/Hertie, Kaufring, Lidl, 
Netto (Spar), Metro, Norma, Rewe 
(Penny), Schlecker, Tengelmann (Plus) 
und weitere. 

Der Marktanteil von ALDI, schreibt 
Brandes, „wird mit 13% weit unter-
schätzt“. Er schätzt den Anteil am rele-
vanten Lebensmittelmarkt auf 22%, an 
„wirklich vergleichbaren Warengruppen“ 
auf 33%. Zusammenfassend sagt er: 
„jede Dritte D-Mark, bezogen auf ein 
vergleichbares Sortiment, bringt der 
Lebensmittelkonsument zu ALDI“. Für 
den Marktanteil bei Fruchtsäften gibt er 
51%, bei Personalcomputern 10% an 
(Brandes 2001, S. 39 ff; 2003, S. 25). 

  Zur Strategie des Wareneinkaufs 

bei Aldi finden Sie Informationen 

unter 3.1.1. 

250 Milliarden Euro werden jährlich im 
deutschen Lebensmitteldiscount-
Geschäft ausgegeben, die sich auf über 
12.000 Billigläden verteilen – etwa ein 
Drittel davon (4.100 Filialen) besitzt 
ALDI (die Zahl hat sich in den letzten 20 
Jahren verdoppelt); sein Umsatz betrug 
2003 30,5 Milliarden Euro (Liedke 2004, 
S. 19f). Der jährliche Gewinn wird auf 
3,8% des Umsatzes geschätzt – etwa 1 
Milliarde Euro (vor Steuern) (Brandes 
2003, S. 23). Kein Wunder, dass sich 
das geschätzte Vermögen der Albrecht 
Brüder innerhalb eines Jahrzehnts ver-
fünffacht hat (STERN 49/ 2002, S. 43).  

ALDI ist, gemessen am Umsatz, das 
viertgrößte deutsche Handelsunterneh-
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men (nach der Metro-, Rewe und der 
Edeka-Gruppe), gefolgt von der 
Schwarz-Gruppe (Lidl, Kaufland). 

  Die neuesten „Rankings“ (Rang-

folgen) mit genauen Angaben fin-

den Sie auf der Homepage der 

„Lebensmittelzeitung“. 

Was die Beschäftigtenzahl betrifft, so 
liegt die Edeka-Gruppe (nach Zahlen 
von 2001) mit 200.000 Mitarbei-
ter(innen) an der Spitze. Während diese 
32,8 Millionen Euro umsetzte, kam ALDI 
auf 27,3 Millionen – allerdings bei einer 
Beschäftigtenzahl von „nur“ 36.000 
Personen (Deutschland in Zahlen 2003, 
S.53). 

Das Erfolgsrezept von ALDI wurde in-
zwischen von einigen „Mitbewerbern“ 
übernommen. „Die Aldisierung der Ge-
sellschaft wird sich fortsetzen“ meint 
Prof. Dr. Wolfgang Fritz vom Bundes-
verband Deutscher Volks- und Be-
triebswirte. 

  Genauer können Sie dies in den 

Arbeitsmaterialien unter 3.1.4 

nachlesen: Ein Schreckensszena-

rio – oder ein kommendes Para-

dies? Was meinen Sie dazu? 

Wodurch hat es ALDI erreicht, diese 
Bedeutung zu bekommen? 

1. Der Bekanntheitsgrad: Ein Großteil der 
deutschen Verbraucher (85%) ist regelmäßig 
Kunde bei dieser inzwischen europa- und 
weltweit verbreiteten Firma. Fast jeder Teil-
nehmende an unserem Programm hat ein-
schlägige „sinnliche“ Erfahrungen gemacht, 
weiß wovon die Rede ist, kann von vornher-
ein mitreden, jederzeit neue Beobachtungen 
und Erkundungen in diesem „öffentlichen“ 
Betrieb anstellen. 
2. Die Anschaulichkeit: Aldi macht mit 
seinem vergleichsweise überschaubaren Wa-
renangebot einen „einfachen“ Eindruck. Je-
de(r) hat sich schon einmal darüber Gedanken 
gemacht, wie der Laden „funktioniert.“ 
3. Die Rätselhaftigkeit: Obwohl alle ALDI 
kennen, ist über ALDI nur wenig (allgemein) 
bekannt. Das macht neugierig – ein wichtiges 
Lernmotiv! Es regt zu Vermutungen und Spe-
kulationen an. Trotz einer gewissen Geheim-
niskrämerei des Unternehmens - deren Grün-
de es herauszufinden gilt - sind die wichtigs-
ten Informationen doch relativ leicht zugäng-
lich. 
4. Die „Erfolgsstory“: Der Aufstieg einer 
Firma vom kleinen Familienbetrieb der Nach-
kriegszeit zum Weltunternehmen ist nicht nur 
ökonomisch Aufsehen erregend. Er erfolgte 
parallel zur allgemeinen geschichtlichen Ent-
wicklung des westdeutschen „Wirtschafts-
wunders“. Generationen von Menschen sind 
sozusagen „mit ALDI groß geworden“, ver-
binden damit lebensgeschichtliche Erinnerun-
gen an die Alltagskultur früherer Jahre. Im 
Zusammenhang mit solchen Erfahrungen 
lassen sich historische (wirtschaftsgeschicht-
liche) Kompetenzen entwickeln. 
5. Das „Lehrstück“ ALDI: Das Manage-
mentkonzept, die Organisationsstruktur des 
Betriebes, kurz seine „Politik“ kann als vor-
bildlich gelten für eine konsequente betriebli-
che Rationalisierung bzw. Ökonomisierung, 
für „Wirtschaftlichkeit“ überhaupt. ALDI war 
und ist in dieser Hinsicht oftmals Vorreiter für 
Entwicklungen im Einzelhandel. Die Gesetz-
mäßigkeiten dieser Rationalisierung lassen 
sich also als Modell auf andere wirtschaftliche 
und soziale Bereiche übertragen bzw. dort 
wiedererkennen. 
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2.2 ÖKONOMISCHE KOMPETENZ – URTEILEN 

2.2.1 Händler, Produzenten, 
Verbraucher 

Der Händler ist in der Regel der A-
gent/Händler von Waren, Produkten 
Dienstleistungen, die für jeden Men-
schen, Haushalt, Verbraucher/ Konsu-
menten wichtig sind. Das Angebot reicht 
von Nahrungsmitteln über Gegenstände, 
Produkte des täglichen Lebens – Klei-
dung, Küchen- und Wohnungsein-
richtungen, Elektro- und Elektronikgerä-
ten bis zu individuellen Transportmitteln: 
Fahrrad, Personenkraftwagen, Motor-
rad. Händler/Agenten gibt es für alle 
Branchen der Volkswirtschaft, von der 
Landwirtschaft über die Grundstoffin-
dustrie bis zur Fertigungsindustrie, von 
der Lebensmittelindustrie bis zu Banken 
und Versicherungen. 

Händler produzieren in der Regel nicht 
selbst: Sie kaufen Produkte – manchmal 
lassen sie auch produzieren – und or-
ganisieren den Absatz. Es gibt Händler, 
die sich nur auf wenige oder ein Produkt 
oder eine Branche konzentrieren, wie in 
unserem Beispiel ALDI. Oder in Groß-
warenhäusern ein umfassendes Waren-
sortiment vorhalten: von der Kleidung 
und Wäsche über Haushaltswaren, 
Elektroartikel bis zu Parfümeriewaren. 

In der Ökonomie sind, ausgehend von 
der „Urproduktion“ – das, was dem 
Boden abgerungen wird – bis zur heuti-
gen Maschinenbauindustrie, der Chip-
herstellung für Computer und Medizin-
technik, der Computerherstellung, eine 
Vielzahl von Märkten entstanden, die 
über die politische Ökonomie des Kapi-
tals organisiert werden. 

Kapitalbesitzer, ob privat oder in Form 
juristischer Personen (Aktiengesell-
schaften, Gesellschaften mit beschränk-
ter Haftung), produzieren in der Regel 
persönlich nicht selbst, sondern „organi-
sieren“ die Produktion bzw. Produkti-
onsprozesse unter Einbeziehung 
menschlicher Arbeitskraft* und mensch-
lichen Arbeitsvermögens. Deshalb kann 
man auch von zwei Ökonomien spre-
chen: der politischen Ökonomie des 
Kapitals, der Kapitalbesitzer – und der 
politischen Ökonomie der Arbeit, der 
Arbeiter und Angestellten. Die beiden 
Hauptträger der politischen Ökonomie 
Kapital und Arbeit regeln ihre Beziehun-
gen durch den freien Arbeitsvertrag, in 
dem die Bedingungen, Leistung und 
Lohn, festgelegt werden. 

Ehe der Händler etwas vermitteln oder 
verkaufen kann, muss etwas produziert 
werden. Die Produkte kommen dann, 
wie wir gesehen haben, als Waren auf 
den Markt. Gleich, welches Marktseg-
ment wir herausgreifen – in unserem 
Fall die Firma Aldi – bis etwas im Laden 
bei Aldi im Regal steht, hat es einen 
mehrstufigen Produktions- und Trans-
portverlauf gegeben. Diesen Verlauf der 
Produktion, die Produktionsprozesse 
selbst, der anschließende Verkauf an 
die Konsumenten müssen wir mit be-
denken, wenn wir weitere Zusammen-
hänge erkennen wollen als Grundlage 
zur Aneignung ökonomischer Kompe-
tenz. 
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2.2.2 Ökonomische 
Zusammenhänge: 
Händler und Verbraucher 

Warum kaufen wir? 

Immer sind wir auf dem Weg zum Wa-
renmarkt, weil wir bestimmte Bedürfnis-
se haben, die wir nur durch den Kauf 
von Waren und Dienstleistungen befrie-
digen können. Nur wenige – nicht un-
wichtige – Bedürfnisse kommen ohne 
diesen Gang zum Markt aus. 

  Überlegen Sie, was es für Sie 

„umsonst“ gibt, und ob dabei 

nicht indirekt Waren ins Spiel 

kommen, wie z.B. das Parfüm zur 

Liebe. Sicherlich, manches 

braucht man „eigentlich“ nicht – 

es ist überflüssig oder zu teuer. 

Aber alle diese Dinge und Diens-

te, die auf dem Markt zu haben 

sind, dienen der Bedürfnisbefrie-

digung von irgendjemand, sonst 

wären sie überhaupt nicht da! 

Unser Interesse, wenn sich ein Bedürf-
nis regt und uns zum Markt schickt, gilt 
dem Gebrauchswert, der Qualität, der 
Nützlichkeit der Waren. Wir verfügen nur 
über ein legales Mittel, um in den Besitz 
jener Dinge, unserer Lebensmittel (im 
weitesten Sinn des Wortes) zu kommen: 
unser Geld, unsere Kaufkraft. Als ideale 
Verbraucher sind wir nicht nur über die 
Qualität der Angebote, ihren unter-
schiedlichen Gebrauchswert, bestens 
informiert. Wir haben auch die Preislis-
ten genauesten studiert, so dass wir 
Kosten und Nutzen kalkulieren und 
optimal haushalten, wirtschaften kön-
nen. 

Die Interessen von ALDI 

Das Interesse eines Handelsunterneh-
mens – das gilt es nun zu erkennen – ist 
unserem Verbraucherinteresse genau 
entgegengesetzt. Natürlich bietet der 
Händler uns Qualität an und lässt es 
sich einiges kosten, uns davon zu über-
zeugen. Aber der Gebrauchswert seiner 
Waren ist für ihn lediglich ein Mittel zu 
dem Zweck, unser Geld in seine Kasse 
zu lenken. 

Sein Geschäft dient diesem Ziel, nur 
deswegen betreibt er es. Auch der Bil-
liganbieter „hat nichts zu verschenken“ 
und will, ja muss auf seine Kosten kom-
men. 

Zufriedene Kunden vergessen dieses 
anders gelagerte Interesse; geschickte 
Unternehmen stellen den Dienst am 
Kunden in den Vordergrund und lassen 
die Kasse nur leise klingeln. 

Vorteile und Nachteile beim Kauf 

Und in der Tat: beide Seiten können 
beim Abschluss eines Kaufs zufrieden 
sein, beide sind auf ihre Kosten ge-
kommen. Der Käufer trägt mit dem 
Gebrauchswert der Ware deren Wert 
nach Hause, der Verkäufer hat den Ge-
genwert in Geldform eingenommen. 

Der Käufer ist freilich in einer etwas 
anderen Lage als der Verkäufer. Wenn 
er Lebensmittel (im engeren Sinne) 
gekauft hat und sie konsumiert, so ver-
lieren sie mit ihrem Gebrauchswert ihren 
Wert. Den Wertverlust seines „konsu-
mierten“ Autos kann er in einschlägigen 
Tabellen nachsehen. 

Beim Händler sieht die Sache etwas 
anders aus. Der „Gebrauchswert“, den 
er kassiert hat, das Geld, ist etwas rela-
tiv Beständiges, lange Zeit und zu allem 
zu gebrauchen. Das Geld taugt dazu, 
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alle möglichen anderen Gebrauchswerte 
in seinen Besitz zu bringen, sofern sie in 
nötiger Menge vorhanden sind. Er muss 
schließlich „auch von etwas leben“, sagt 
er und setzt unser Lebensmittel (das 
Geld) um. 

Würde er alle seine Einnahmen für den 
eigenen Konsum verbrauchen, hätte er 
bald nichts mehr zu verkaufen und sein 
Leben als Geschäftsmann wäre am 
Ende. Zum Glück verbraucht er nur 
einen Teil seiner Einnahmen, einen Teil 
seines Überschusses, wie er sagt, den 
Rest steckt er wieder in sein Geschäft, 
ersetzt die Waren, die er uns verkauft 
hat und kauft noch etwas dazu, von dem 
er denkt, dass es neue Käufer in seinen 
Laden lockt. 

Wir jedenfalls sind schon wieder auf 
dem Weg zu ihm, denn der Gebrauchs-
wert, den wir gekauft haben, ist definitiv 
konsumiert.  

Nun geht die Geschichte wieder von 
vorne los – und ebenso hat auch die 
Geschichte der Brüder Albrecht ange-
fangen. 

Wie man durch Verkaufen reich wird – 
das ist die Frage! Das Prinzip eines 
Kaufmanns ist ganz einfach, wird ge-
sagt: Er kauft billig ein und verkauft 
teurer. Die Differenz ist sein Gewinn. 

Betrügt er seine Kunden, wenn er teurer 
verkauft? Es kann sein, dass uns eine 
Ware überteuert erscheint, aber wenn 
sie einen betuchten Käufer findet, so 
haben wir wieder den zufriedenen Kun-
den, der überzeugt ist, dass die Ware 
„ihr Geld wert“ ist, dass er nicht mehr 
„Wert“ beim Kauf verausgabt hat, als er 
hinterher mit der Ware besitzt. Es hat 
also ein gerechter Tausch stattgefun-
den, bei dem gleiche Werte (Äquivalen-

te) von einer Hand in die andere gingen  
und bei dem auch kein Zwang stattfand. 
Vielmehr kam ein freier Kaufvertrag 
zwischen zwei Rechtspersonen zustan-
de. Dieser Tauschvorgang von gleichen 
Werten bildet die Grundlage des gesam-
ten Systems der Marktwirtschaft und 
fand seinen Ausdruck im entsprechen-
den Rechtssystem des bürgerlichen 
Rechts. 

Ware – Geld – Ware 

Der ökonomische Zusammenhang von 
Kauf und Verkauf lässt sich mit folgen-
der Formel ausdrücken: 

Der Verkäufer vollzieht einen Tauschakt: 
Ware gegen Geld; abgekürzt: 
W (Gebrauchswert/Wert) – G 
Der Käufer vollzieht den umgekehrten Akt: 
Geld gegen Ware; abgekürzt: 
G – W (Gebrauchswert/Wert) 

Würde der Käufer die erworbene Ware 
zu ihrem Wert weiterverkaufen, hätte er 
sein ursprüngliches G wieder zur Verfü-
gung, wie der Verkäufer im obigen Bei-
spiel mittels G die verkaufte Ware er-
setzt, um sie erneut zu verkaufen. Auf 
diese Weise lässt sich eine lange Kette 
von Käufen und Verkäufen bilden, in 
welcher stets der gleiche Wert den Be-
sitzer wechselt, umläuft, „zirkuliert“. 

Wie kam der Händler in den Besitz sei-
ner/unserer Ware? Er benutzte das Geld 
aus früheren Verkäufen wie unser Geld, 
um Waren einzukaufen, die er dann 
wieder verkauft. 

Sein Prinzip ist  also G – W – G... und 
so fort. Er benutzt sein Geld, um wieder 
an Geld zu gelangen. Allerdings sähe er 
keinen Sinn darin, durch sein Geschäft 
die ausgegebene Geldmenge lediglich 
wieder zu erhalten. Er muss durch den 
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Verkauf einen Gewinn erzielen, – zu-
mindest um davon leben zu können (der 
kleine Krauter), besser noch: um sein 
Geschäft weiter auszudehnen. 

Er kauft ein, um teurer zu verkaufen, so 
dass aus dem G ein G+g wird. Sein 
Lieferant denkt nicht anders. Auch er hat 
nicht Geld investiert, um da wieder an-
zugelangen, wo er angefangen hat. 

Der letzte Lieferant ist ein Produzent, 
ein Unternehmer, der die Ware herge-
stellt hat und ebenfalls mit Gewinn ver-
kaufen muss. Bei ihm beginnt der Wa-
ren-Geldkreislauf, die Zirkulation. Über 
den Handel wird die Ware umgeschla-
gen, umgesetzt und landet schließlich 
beim Konsumenten, der sie verbraucht, 
ihren Gebrauchswert vernutzt und sie 
entwertet. 

Aber merkwürdigerweise ist der Wert 
unserer Ware im Geld des Kaufmanns 
erhalten geblieben, so dass der Kreis-
lauf von neuem beginnen, und, da sich 
das Geld vermehrt hat, in eine Spirale 
übergehen kann. 

Der Kreislauf von Waren und die 
Geldspirale 

Der Kreislauf von Waren und die Geld-
spirale kann man sich verkürzt denken. 
Beim Fabrikverkauf ist der Zwischen-
handel ausgeschaltet, ähnlich bei einer 
Produktion auf Bestellung. In diesem 
Fall „realisiert“ der unmittelbare Produ-
zent G (seine Investition) und g (seinen 
Gewinn) unmittelbar durch den Verkauf 
an den Endabnehmer und kann G (bes-
ser G+g) in Kürze wieder gewinnbrin-
gend investieren. 

Dieses Verkaufen kann sich aber unter 
Umständen lange hinziehen. Während 
dieser Zeit liegt das Geld des Unter-
nehmens im Warenlager fest, man 

braucht Verkaufspersonal, hat Trans-
portkosten. Hier tritt der Händler auf 
dem Plan, der das Geldkapital des Pro-
duzenten sofort ersetzt und die Kosten 
der Zirkulation trägt. Der Produzent 
verzichtet dafür auf einen Teil seines 
Gewinns, verkauft die Ware unter ihrem 
vollen Wert an den Kaufmann. 

Die Höhe dieses Abschlags ist Verhand-
lungssache und das Verhandeln eine 
Frage der ökonomischen Macht. Der im 
Endpreis der Ware ausgedrückte Wert 
enthält die Gewinnanteile aller Glieder 
der Warenkette, darüber hinaus den 
Anteil des Staates (Steuern), den Anteil 
von Immobilienbesitzern (Mieten), die 
Zinsen für Bankkredite und den Ge-
winnanteil von Aktienbesitzern. Erst die 
Endverbraucher „realisieren“ mit ihrem 
Geld das Geldkapital, das in der Zirkula-
tion steckt. Es fließt zu seinen ursprüng-
lichen Besitzern zurück. 

Geld des privaten Haushalts/der 
Käufer 

Aber wie kommt unser Endverbraucher, 
vielmehr sein „Haushalt“, zu seinem 
Geld? Von der ALDI-Verkäuferin wissen 
wir es: es sind die Personalkosten, die 
das Unternehmen aufbringen muss, um 
seine Waren unter die Leute zu bringen, 
d.h. sie zu transportieren, zu lagern, in 
die Regale zu wuchten und die Kunden 
abzukassieren. 

Diese Kosten sind selbstverständlich im 
Preis der Waren enthalten. Die Arbeits-
kräfte werden aus einem Teil des Um-
satzes bezahlt. 

Wenn sie ihre Gehälter – nehmen wir 
der Einfachheit halber an: zur Gänze – 
in Lebensmittel (im weitesten Sinne) 
umsetzen, fließt das Geld zum Einzel-
handel, Großhandel, zum Industriekapi-
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tal zurück. Ihr Einkommen dient ihrem 
Lebensunterhalt. Sie verbrauchen ihren 
Lebensunterhalt, um bei ALDI weiterar-
beiten zu können, Kinder aufzuziehen, 
die vielleicht nicht bei ALDI arbeiten 
werden oder dort Filialleiter zu werden. 

Der Arbeitnehmerhaushalt, der mit sei-
nem Warenkorb das Einzelhandelsge-
schäft verließ, G ausgegeben und W 
mitgenommen hatte, konsumiert W in 
den vier Wänden oder kauft am nächs-
ten Tag die Ware „Urlaubsreise“, über-
morgen ist die Dienstleistung eines 
Friseurs vonnöten, damit man beim 
Chef und den Kunden keinen schlech-
ten Eindruck macht. 

Immer setzt sich der Kauf G - W um in 
einen Beitrag zur Wiederherstellung des 
Arbeitsvermögens, der Arbeitskraft (Ak) 
um, ausgedrückt durch die Pünktchen, 
die den Reiz des Konsumierens anzei-
gen (kein Tausch, sondern ein natürli-
cher Vorgang): G - W...Ak 

Wenn jetzt kein G mehr eintrifft, wäre 
das Haushaltsgeld endgültig weg. Zum 
Glück findet sich ein Arbeitgeber, der Ak 
braucht, so dass Ak - G zustande 
kommt, womit die Sache von vorne 
beginnen kann. 

Wir nehmen an, dass der Lohn G den 
Wert der verbrauchten Lebensmittel, 
also den Bedarf voll ersetzt. Der Le-
bensstandard der Arbeitnehmer dadurch 
erhalten bleibt oder sich sogar verbes-
sert. Dann ist auch dieser Tausch „ge-
recht“. Der Wert der Arbeitskraft wird, 
wie beim Warenkauf, durch sein wert-
mäßiges Äquivalent G bezahlt. Der 
zufriedene Kunde ist jetzt ein zufriede-
ner Arbeitnehmer, der einen „gerechten“ 
Lohn erhält. 

Kosten der Firma Aldi und die 
Zirkulation 

Auch die Firma ALDI kann zufrieden 
sein. Für sie rechnet sich die Sache so 
(nach Brandes 2004, S. 22): 

Umsatz 6.000.000 € 
Pro Mitarbeiter(in) 1.200.000 € 
 
Personalkosten  
pro Laden (2,8%) 168.000 € 
 
Personalkosten für Verwaltung, 
Logistik,  Management (1,8%) 108.000 € 
 
Mietkosten (1,1%) 66.000 € 
Gesamtkosten (9,5%) 570.000 € 
 
Rohertrag (13,3%)  (nach 
Abzug  der Mehrwertsteuer) 798.000 € 
Gewinn (3,8%) 128.000 € 

(Die Angaben beziehen sich auf einen 
Laden pro Jahr im Durchschnitt.) 

Eine Verkäuferin in einem der 4000 
Läden setzt also monatlich Waren im 
Wert von durchschnittlich 100.000 Euro 
um und erhält dafür (davon) 2400 Euro. 

Im Warenwert, der so umgesetzt wird, 
sind die Kosten und Gewinne der Liefe-
ranten bzw. Produzenten erhalten, die 
ihnen von ALDI in Form von Geld erstat-
tet wurden. Geld das wahrscheinlich 
bereits wieder in Warenkäufen umge-
setzt wurde. Während das Geld das 
ALDI einnimmt, seinen Kreislauf von 
Neuem beginnt, wird es für zweierlei W 
ausgegeben: 

Für Warenkapital und Betriebsmittel (wir 
nennen sie „Produktionsmittel“, Pm) und 
für Personal (Arbeitskräfte, Ak), um 
nach einem neuen Umschlag seines 
Geldkapitals wieder einen Überschuss 
zu erzielen: 
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G - W (+w) + W (Pm/Ak) - G+g  
zur Vereinfachung schreiben wir:  
G - W’ + W < Pm/Ak - G’ 

Ein Teil des Gewinns g steckte bereits 
im Warenwert, den er geliefert bekam in 
Form von W(+w). Sowohl im Lieferbe-
trieb wie beim Händler fand ja eine 
„Wertschöpfung“ statt. Nehmen wir 
beide zusammen und lassen weitere 
Zwischenhändler aus, so ergibt sich 
folgender Zirkulationsprozess (Zirkulati-
on bedeutet, wie wir gesehen haben, 
dass, sobald das Kapital die Form G 
erreicht hat, der Zirkel, der „Zirkus“ des 
Kreislaufs, von Neuem beginnen kann): 

G - W <  Pm/Ak - W’ - G’ - W’+W 
   <  Pm/Ak - G’’ 

G’, das heißt die Kosten (für Produkti-
onsmittel und Arbeitskräfte) und der 
Gewinn sind bereits zum Produzenten 
zurückgekehrt. Der entsprechende Wert 
lagert in Warenform beim Händler. Die-
ser setzt schließlich beim Verkauf an 
den Endverbraucher die Kosten seines 
Warenkapitals und seine eigenen Kos-
ten, seinen eigenen erwarteten Gewinn 
und den von ihm vorgeschossenen 
Gewinn des Produzenten in Geld um. 

Konkurrenz der Verkäufer 

Mit der Gewinnerwartung, von der die 
beteiligten Unternehmen ausgehen, hat 
es allerdings eine besondere Bewandt-
nis. 

Wir haben angenommen, dass der Weg 
der Waren zum Endverbraucher und der 
„Rückfluss“ des Geldes zum Produzen-
ten problemlos vonstatten geht. 

Wir haben gesehen, dass zwischen dem 
Produzenten und dem Händler bereits 
ein Preiskampf stattfindet. Sie stehen 

beide im Konkurrenzkampf mit anderen 
Anbietern und Nachfragern. Dieser 
Konkurrenzkampf setzt sich fort, bis er 
sich schließlich vor den Augen der 
„Endverbraucher“ als Preiskonkurrenz 
zwischen ALDI, Lidl usw. abspielt. 

Auf diesem Markt werden Waren zu 
Preisen über oder unter ihrem Wert 
angeboten und die Anbieter versuchen, 
entsprechend ihre Einkaufspreise zu 
Ungunsten ihrer Lieferanten zu drücken. 
Diese wiederum versuchen, ihre Kosten 
zu senken, an Produktionsmitteln und 
Arbeitskräften zu sparen, was ja auch im 
Bereich des Handels ein probates Re-
zept ist. 

Allerdings vermindern oder vermehren 
Preisänderungen nach oben oder unten 
nicht die Menge der vorhandenen Wa-
ren. Aber die Erwartung der künftigen 
Preisentwicklung beeinflusst die Ent-
scheidung, bestimmte Waren zu produ-
zieren. 

Sind Waren unverkäuflich, nicht einmal 
unter Wert zu verkaufen, so ist das in 
ihrer Produktion angelegte Kapital und 
die von ihm in Bewegung gesetzte Ar-
beit nutzlos gewesen. Ihr Gebrauchs-
wert lässt sich nur noch als Müll verwer-
ten. – Immerhin: Auch dafür gibt es 
profitable Unternehmen. 

Alle angebotenen Waren, die auf dem 
Markt (den Märkten) abgesetzt werden 
können, die also nachgefragt werden, 
erzielen einen „Gleichgewichtspreis“, 
der unter oder über ihrem Wert liegen 
kann. Allerdings gewinnt hier ein Anbie-
ter, was ein anderer verliert. Es werden 
Werte umverteilt - ein Vorgang, den wir 
schon beim Verhandeln zwischen Käu-
fern und Verkäufern beobachten konn-
ten. Würden alle ihre Preise erhöhen 
und alle diese Preise bezahlen, so wür-
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de „unter dem Schnitt“ keiner etwas 
gewinnen. Auf irgendeinen „Marktteil-
nehmer“ muss ein über den Wert ge-
stiegener Preis abgewälzt werden. 

Das Angebot, das heißt die Preisgestal-
tung der anbietenden Händler, ist ab-
hängig von ihren Erwartungen, ihrer 
Einschätzung der Nachfrage. Die Nach-
frage wiederum ist letztlich abhängig 
von der Zahlungsfähigkeit der Verbrau-
cher. Die Verbraucher spalten sich in 
zwei Abteilungen. Auf den Gütermärkten 
werden zweierlei Warengattungen an-
geboten: Lebensmittel (d.h. wieder: „im 
weitesten Sinn“, also nicht nur Nah-
rungs- und Genussmittel, sondern alles, 
was Arbeitnehmer und Unternehmer, 
alle „Haushalte“ schlechthin konsumie-
ren) und Produktionsmittel (ebenfalls „im 
weitesten Sinn“, also alles was nur in 
der Produktion verbraucht wird: Rohstof-
fe, Energie, Gebäude, Maschinen usw.). 

Produktionsmittel werden nachgefragt, 
wenn sie der Erzeugung weiterer 
Produktionsmittel und diese schließlich 
zur Produktion von Konsumtionsmitteln 
dienen. Dieser letztliche „Konsum“ kann 
der größte Unfug sein, sei es privater 
oder – von Privatpersonen mitfinanzier-
ter – öffentlicher Konsum, das spielt 
keine Rolle. Durch den Verbrauch wer-
den der Gebrauchswert der Gegenstän-
de entwertet und die Reste wieder dem 
Naturkreislauf zugeführt. 

Nachfrage der privaten Haushalte 
und ihre Stellung am Markt 

Die Nachfrage der privaten Haushalte 
ist, was die Arbeitnehmer betrifft, ab-
hängig von ihrem Einkommen aus „ab-
hängiger Arbeit“. Diese Einkommen sind 
(sieht man von Steuern und Sozialab-
gaben ab) identisch mit den „Kosten“, 

welche die Unternehmen in ihr Personal 
investieren. 

Senken sie diese Kosten, so vermindern 
sie letztlich die zahlungskräftige Nach-
frage – natürlich in der Hoffnung, dass 
andere Unternehmungen (oder der 
Staat) neue bezahlte Arbeitsplätze 
schaffen und damit Geld unter die Leute 
bringen. 

Die „Konsumflaute“, die sonst entsteht, 
führt zu Preissenkungen und verschärft 
die Konkurrenz. Sie vermindert die Ge-
winne in einzelnen Sektoren, so dass 
das Kapital in seinen Umläufen langsa-
mer wächst oder unter seinem Wert von 
anderen Unternehmern aufgekauft wird. 

Die Konkurrenz auf dem Markt, der den 
Verbrauchern sinkende Preise (und da-
mit mehr Lebensmittel für weniger Geld) 
verspricht, führt also nicht ohne weiteres 
zu einem optimalen Wirtschaftskreislauf, 
in dem alle auf ihre Kosten kommen. 

Jeder Austauschvorgang G – W – G ist 
mit dem Risiko der Fehlkalkulation ver-
bunden. So auch der Austauschprozess, 
den die Arbeitnehmer eingehen: Ak – G. 
Der Wert ihrer Arbeitskraft, die Summe 
der Lebensmittel, die sie zur Wiederher-
stellung derselben benötigen, ist nir-
gendwo festgelegt. Auch sie müssen 
feilschen, ihr Angebot und die Nachfra-
ge zu einem „Gleichgewicht“ bringen. 
Wie die Unternehmen, die ihre Waren-
angebote konzentrieren, um einen hö-
heren Preis zu erzielen, müssen sich die 
Arbeitnehmer zusammentun, um den 
Preis ihrer Ware Arbeitskraft zu erhalten 
und, wenn möglich, zu erhöhen. Damit 
verhalten sie sich exakt nach den Re-
geln des Marktes, der ihnen das Leben 
schwer macht. Gerade, wenn er ord-
nungsgemäß verläuft, wenn Umsätze 
erhöht, die Konkurrenz unterboten und 
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die Gewinne auf der erwarteten Höhe 
bleiben sollen. 

Von welchem Wirtschaftssystem 
sprechen wir? 

Wir haben bisher den „Verbraucher,“ 
den „Haushalt“ vor allem der Arbeitneh-
mer, und den Handel im Kreislauf der 
Zirkulation betrachtet. Der einzelne 
Käufer und Verkäufer, ihre Transaktio-
nen auf dem Markt, zeigten sich als 
Elemente eines umfassenden Waren-
Geldaustauschs, der die Marktwirtschaft 
charakterisiert. Die Vermehrung des 
Geldes, die Erweiterung der Kreislauf-
spirale – das Wirtschaftswachstum – 
zeigt sich als Motiv aller Beteiligten. 

Der Vorgang G – G’ liegt dem Handeln 
aller Akteure zugrunde – sie alle sind 
daran beteiligt und davon abhängig, die 
Verkäuferin und Herr Albrecht. 

In unserer Betrachtung tauchten auch 
andere Personen auf, industrielle Pro-
duzenten und Bankiers, Aktionäre, so-
wie der Staat mit seinem „öffentlichen 
Haushalt.“ 

Ohne geldförmige „Wertschöpfung“ 
wäre der gesamte „Stoffwechsel,“ also 
der materielle Lebensprozess dieser 
Gesellschaft, unmöglich. Er würde nicht 
nur stagnieren (also stehen bleiben), 
sondern schrumpfen und eingehen. 

Betrachten wir, um zu unserem Aus-
gangspunkt zurück zu kehren, den gan-
zen Kreislauf als Naturvorgang, so pas-
siert nichts anderes, als dass 
Gebrauchswerte, die letztlich sämtlich 
der Natur entnommen werden, als Le-
bensmittel der Arbeitskräfte und als 
Produktionsmittel dazu dienen, den 
weiteren und erweiterten Lebensprozess 
der Gesellschaft zu ermöglichen. 

Dazu ist erforderlich, dass alle Gesell-
schaftsmitglieder sich an der Aneignung 
der Natur mit ihren geistigen und körper-
lichen Fähigkeiten beteiligen. Der Um-
satz von Warenwerten in Geld (G’), der 
sich als zentraler Prozess – bei den 
Privathaushalten wie auf den Güter-
märkten und auf dem Arbeitsmarkt – 
herausgestellt hat, ist dagegen nicht 
„natürlich“ und somit auch nicht unver-
änderlich. Vielmehr ist er Kennzeichen 
des Wirtschaftssystems, dessen Zweck 
Gewinnerzielung mittels Warenprodukti-
on ist. Diese muss der Aneignung der 
außermenschlichen Natur wie die Nut-
zung menschlicher Fähigkeiten letztend-
lich dienen. 

Wie soll man dieses Wirtschaftssystem 
benennen? Als es entstand, vor ca. 250 
Jahren, nannte man es die „bürgerliche 
Gesellschaft.“ 

Bürger – das waren die Kaufleute, wel-
che die Vermehrung ihres Reichtums 
durch Kaufen und Verkaufen „erfunden“ 
hatten. Dann sprach man von der „kapi-
talistischen Gesellschaft,“ weil es er-
sichtlich darum ging, in diesem Markt-
prozess das eingesetzte Kapital als 
Geld-, Produktions- und Warenkapital zu 
vermehren – auf Kosten der sich dage-
gen organisierenden arbeitenden Klas-
sen. 

Das Schlagwort „Marktwirtschaft“ erklär-
te diese inzwischen politisch emanzi-
pierten Klassen zu Teilnehmern am 
Marktgeschehen wie alle anderen. Wie 
die Unternehmen ihr Kapital „arbeiten“ 
lassen, so „unternehmen“ die Arbeiten-
den etwas mit ihrem Arbeitsvermögen. 

Diese klassische, liberale Sicht der 
Wirtschaft ist inzwischen wieder sehr 
modern geworden Die „soziale Markt-
wirtschaft“ schließlich machte den 
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„Wohlfahrtsstaat“ zum Urheber aller 
Vergünstigungen, welche die Arbeit-
nehmer bei der Wiederherstellung ihrer 
Verwendbarkeit für den Arbeitsmarkt 
dank Umverteilung genießen konnten. 

Der sogenannte „reale Sozialismus,“ der 
den Kapitalismus in der Konkurrenz 
besiegen wollte, versuchte als Staats-
kapitalismus den Kapitalismus auf öko-
nomischem Gebiet mit dessen Metho-
den der Warenproduktion und des Wohl-
fahrtsstaates zu überwinden. 

Der kapitalistische Weltmarkt und die 
Machtmittel, die er hervorbrachte, und 
nicht zuletzt die Aussicht auf Gleichheit 
und Freiheit, die er erfolgreich ver-
spricht, haben sich durchgesetzt. 

Der dadurch weiter globalisierte Markt 
dient – das ist offenkundig – der Ver-
mehrung des Reichtums einer Minder-
heit der Weltbevölkerung. 

  Soll man dieses System nicht wei-

terhin – oder wieder – als Kapita-

lismus bezeichnen? Was denken 

Sie darüber? 

Angebot und Nachfrage regeln 
den Preis 

Wenn wir den globalen Wirtschaftspro-
zess, wie er sich heute darstellt – als 
weltweites Marktgeschehen – analysie-
ren wollen, so bietet es sich an, den 
Waren-Geldkreislauf nunmehr auf einer 
höheren Ebene der Abstraktion weiter 
zu betrachten. 

Aus der Sicht vieler Ökonomen stellt er 
sich so dar, wie ein Kaufmann ihn sieht, 
als ein allgemeines Gleichgewicht von 
Angebot und Nachfrage, das sich im 
Gewimmel der Marktvorgänge immer 
wieder wie durch ein Wunder herstellt. 

Marktteilnehmer sind menschliche Indi-
viduen, die, als vernunftbegabte Tiere, 
ihren individuellen Nutzen zu mehren 
versuchen. Das Rätsel ist, wie bei die-
sem Treiben, in dem jeder nur sein 
eigenes Interesse verfolgt, ein Zusam-
menhang des Ganzen entstehen soll, 
der es schließlich ermöglicht, dass die 
Gattung „Mensch“ recht und schlecht, 
oder sogar besser, überleben soll, ohne 
im Ergebnis die natürlichen Grundlagen 
ihrer Existenz  – die körperliche und 
seelische Gesundheit, die zwischen-
menschlichen Beziehungen, das Öko-
system – zu zerstören. 

 

2.2.3 Ökonomische Zusammenhänge – Der Gesamtkreislauf der 
Wirtschaft 

Natürliche Evolution und Wirtschaft 

Am Anfang unseres Textes stand ein 
einzelwirtschaftliches Fallbeispiel 
„ALDI.“ Wir sind von einem recht kon-
kreten Beispiel ausgegangen und dann 
zu abstrakteren Betrachtungen überge-
wechselt, die uns zu einem besseren 
Verständnis der Rolle eines Fallbeispiels 
in der Gesamtwirtschaft leiten sollten. 

Ohne gesamtwirtschaftlichen und wei-
tergehend ohne einen gesamtgesell-
schaftlichen Zusammenhang wäre ein 
Unternehmen überhaupt nicht lebensfä-
hig. 

Jetzt stellt sich die Frage: 
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Wie wird in der Wirtschaftswissenschaft ein 
wirtschaftlicher bzw. gesellschaftlicher Ge-
samtzusammenhang dargestellt, von dem 
ausgehend ein die Gesamtwirtschaft umfas-
sendes Modell erarbeitet werden kann? 

Dafür ist die „Makroökonomik“ zustän-
dig, die sich mit der Ökonomie im Gro-
ßen (griechisch makros) befasst. Wir 
beginnen mit einem Beispiel aus der 
Biologie bzw. der evolutorischen Öko-
nomik (Evolution = Entwicklung, vor 
allem der Natur). 

Wie entsteht aus der marktwirtschaftlichen 
Vielfalt einzelwirtschaftlicher Aktivitäten ein 
gesamtwirtschaftlicher und weitergehend ein 
gesamtgesellschaftlicher Zusammenhang, der 
dauerhaft funktionsfähig ist? 

Funktionsfähig ist ein solcher Gesamt-
zusammenhang, wenn er vollständig 
„reproduziert“ wird, d.h. sich regelmäßig 
erneuert, und stabil ist. 

Warum zerbricht ein solcher Zusam-
menhang nicht in inselähnliche Einzel-
teile, Teile eines Puzzles, die sich nicht 
wieder zusammenfügen lassen? Oft-
mals sieht es ja fast so aus! Ökonomen, 
die sich unter Berufung auf Charles 
Darwin, der die Gesetze der Evolution 
u.a. der Tierarten entdeckte, einer Evo-
lutionsökonomik verschrieben haben, 
stellen das Problem gern anhand von 
Beispielen von Insektenstaaten dar. 
Eines ihrer Lieblingsbeispiele sind die 
Blattschneiderameisen, die in sehr gro-
ßen Populationen vorkommen.  

In Selektionsprozessen, die für mensch-
liche Verhältnisse sehr lang sind, hat 
sich dieser Gesamtzusammenhang 
herausgebildet. Ökonomen vergleichen 
Selektionsprozess, in denen die beste 
Art des Überlebens auf natürlichem 
Wege ausgewählt (=selektiert) wird, 
gern mit der Konkurrenz auf Märkten. 

Nur der Bestangepasste  überlebt („sur-
vival of the fittest“ nannte das Darwin). 
Wer solche Vergleiche wagt, sollte nicht 
aus dem Auge verlieren, dass 99% aller 
Arten im Verlauf der Evolution ausge-
storben sind!  

Zeiträume von einer vergleichbaren 
Dauer stehen der Entwicklung mensch-
licher Wirtschaften und Gesellschaften 
allerdings nicht zur Verfügung. Der 
marktwirtschaftliche Kapitalismus ist 
höchstens 250 Jahre alt und bereits mit 
bedrohlichen, überwiegend selbst pro-
duzierten Problemen überlastet. Ein 
evolutionsgesteuerter Entwicklungspro-
zess liegt schon allein wegen des Zeit-
horizonts, den darwinistische Anpas-
sungsprozesse brauchen, für menschli-
che Gesellschaften außerhalb der 
Reichweite. 

Auch in der Wirtschaft weiß das einzel-
ne Wirtschaftssubjekt meist wenig von 
dem wirtschaftlichen und gesellschaftli-
chen Zusammenhang. 

In entwickelten Marktwirtschaften haben 
Wirtschaftssubjekte nur ein sehr unge-
naues, oft ein falsches Bewusstsein 
ihrer Einbindung in Zusammenhänge. 
Ökonomen haben sich eine abstrakte 
Vorstellung vom Wirtschaftssubjekt 
gemacht – dem sogenannten „homo 
oeconomicus“ („Wirtschaftsmensch“). 
Sie benutzen gern Begriffe, die einen 
angeblichen wirtschaftlichen und gesell-
schaftlichen Naturzustand bezeichnen 
sollen, wie z.B. die „natürliche Arbeitslo-
sigkeit“ oder den „natürlichen Zins.“ Die 
Sehnsucht mancher Ökonomen nach 
einer biologischen Verankerung von 
Verhaltensweisen zielt auch auf dauer-
haft stabile Verhaltensweisen und eine 
unveränderliche Ordnung der Dinge. 
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Ähnliches gilt für die Steuerung von 
wirtschaftlichen Entwicklungsprozessen 
über Selektionsprozesse. In der heuti-
gen Diskussion steht im Vordergrund, 
dass der Zufall bei der Selektion eine 
große Rolle spielt und deshalb auch der 
Selektionsprozess nicht unbedingt zum 
Überleben des Fittesten führt. Dann 
kann auch nicht davon ausgegangen 
werden, dass die Unternehmen, die im 
Konkurrenzkampf überleben, im Nach-
hinein gesehen, die produktivsten, inno-
vativsten und zukunftsfähigsten sind. 
Letztendlich überlebt, wer überlebt – 
und das ist alles!? 

Allgemeines Gleichgewicht und Kapi-
talkreisläufe als Abbildungen von 
gesamtwirtschaftlichen Zusammen-
hängen 

Adam Smith (1723 – 1790), der „Vater“ 
der akademischen politischen Ökono-
mie, hat das Problem des wirtschaftli-
chen Gesamtzusammenhangs in sei-
nem 1776 erschienenen Werk über den 
Ursprung und die Natur des Reichtums 
der Nationen angesprochen. 

Gegen die Verfolgung von Eigeninteres-
sen hatte er, im Gegensatz zu den da-
mals weit verbreiteten moralischen 
Bedenken gegen den „Egoismus“, nichts 
einzuwenden. Er hat die Wahrnehmung 
von Eigeninteressen vielmehr nach-
drücklich befürwortet. Wie von einer 
„unsichtbaren Hand“ („invisible hand“) 
geleitet, fügen sich die Eigeninteressen 
dann in einem zweiten Schritt zu einem 
gesamtwirtschaftlichen Zusammenhang, 
der den bestmöglichen Zustand der 
Wirtschaftsgesellschaft darstellt. 

Dieser Optimalzustand wird über den 
Marktmechanismus hergestellt. Im 
Marktmechanismus werden die einzel-
wirtschaftlichen Pläne so lange korri-

giert, bis sie sich zu einem allgemeinen 
Gleichgewicht fügen. 

Der Begriff der „unsichtbaren Hand“ 
gehört zu den am meisten gebrauchten 
Schlagwörtern der Wirtschaftswissen-
schaft. Adam Smith definiert ihn in sei-
nem Hauptwerk, dem „Wohlstand der 
Nationen“, mit den folgenden Sätzen: 

„Indem er die einheimische Erwerbstätigkeit 
der fremden vorzieht, hat er nur seine eigene 
Sicherheit im Auge und indem er diese Er-
werbstätigkeit so leitet, dass ihr Produkt den 
größten Wert erhalte, verfolgt er lediglich 
seinen eigenen Gewinn und wird in diesem 
wie in vielen anderen Fällen von einer un-
sichtbaren Hand geleitet, einen Zweck zu 
fördern, den er in keiner Weise beabsichtigt 
hat. Auch ist es nicht eben ein Unglück für die 
Gesellschaft, dass dies nicht der Fall war. 
Verfolgt er sein eigenes Interesse, so fördert 
er das der Gesellschaft weit wirksamer, als 
wenn er dieses wirklich zu fördern beabsich-
tigt“ (Smith 2000, Bd. 2, S. 236). 

Wichtig für uns ist die zweistufige Argu-
mentation im Text. Die Verfolgung des 
einzelwirtschaftlichen Eigeninteresses 
ist moralisch nicht verwerflich, weil damit 
auf einer zweiten höheren Ebene das 
gesamtwirtschaftliche Allgemeinwohl 
maximiert, d.h. auf den höchsten Stand 
gebracht wird. 

Dieses Argumentationsmuster zieht sich 
auch heute noch durch nahezu alle 
wirtschaftstheoretischen und wirt-
schaftspolitischen Debatten. Es wird vor 
allem gegen diejenigen gewendet, die 
auch heute noch immer glauben, der 
Verfolgung des einzelwirtschaftlichen 
Interesses – Gewinnmaximierung oder 
Kostenminimierung – Schranken setzen 
zu müssen. In der Sprache der Marktra-
dikalen heißt das, dass jede auf der 
einzelwirtschaftlichen Ebene noch so 
wohl gemeinte Beschränkung der 
Marktkräfte auf der gesamtwirt-
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schaftlichen Ebene zu einem suboptima-
len, d.h. zu einem unterhalb der besten 
Möglichkeit liegenden Ergebnis führen 
muss. Das allgemeine Gleichgewicht, 
denn darum geht es hier, ist die beste 
aller möglichen wirtschaftlichen Welten. 

Interessen und allgemeines 
Gleichgewicht 

Die Verfolgung des Eigeninteresses hat 
jedoch eine Voraussetzung. Die Wirt-
schaftssubjekte müssen ihr Eigeninte-
resse erkennen und umsetzen können. 

Machen sie dabei häufig oder meistens 
Fehler, dann bleibt das allgemeine 
Gleichgewicht unerreichbar. Wir haben 
gesehen, dass eine solche Vorausset-
zung für die Welt von Adam Smith viel-
leicht noch plausibel war. 

Heute, in einer internationalisierten 
Wirtschaft mit „liberalisierten,“ d. h. 
freigegebenen Finanzmärkten kann man 
von dieser Voraussetzung sicher nicht 
mehr ausgehen. Damit aber ist die Kon-
struktion des allgemeinen Gleichge-
wichts infrage gestellt. Es ist widersinnig 
heute davon ausgehen zu wollen, dass 
alle am Wirtschaftsprozess Beteiligten 
über alle für ihre Entscheidungen erfor-
derlichen Informationen verfügen. Das 
wären Informationen über die Vergan-
genheit, die Gegenwart und vor allem 
auch über die Zukunft! Das wird in der 
gegenwärtigen „Informations-Ökonomik“ 
diskutiert. 

Die Gleichgewichtskonzepte der klassi-
schen und der neoklassischen Theorie 
sind statischer Natur, d.h. sie haben 
keine Zeitachse, sondern beziehen sich 
ausschließlich auf einen Zeitpunkt. 

Sie enthalten jedoch eine Optimierungs-
vorstellung. Im Rahmen der mathemati-
schen Darstellung gilt es zu beweisen, 

dass das allgemeine Gleichgewicht 
existiert, dass es einzig und stabil ist. 
Das allgemeine Gleichgewicht ist die 
beste aller wirtschaftlich möglichen 
Welten.  

Doch auch in der Wirtschaftswissen-
schaft sind heute alternative Konzepte 
auf dem Vormarsch. Ein ähnliches und 
für unseren Zweck – die Konstitution 
eines wirtschaftlichen und gesellschaftli-
chen Gesamtzusammenhangs – nützli-
cheres Konzept kann aus der Marx-
schen Analyse der Zirkulationssphäre 
entwickelt werden. 

Deren Methode haben wir bei der Dar-
stellung des Warenaustausches bereits 
ansatzweise angewandt. In einer politi-
schen Ökonomie, die sich auf Marx 
bezieht, kann der wirtschaftliche und 
gesellschaftliche Gesamtzusammen-
hang über drei Kapitalkreisläufe, deren 
Zusammenführung in den Kreislauf  des 
gesellschaftlichen Gesamtkapitalsher-
gestellt werden. 

Kapitalkreisläufe 

Die drei Kapitalkreisläufe können in 
unserer Abbildung „Kapitalkreisläufe 
nach Marx“ nachvollzogen werden. 
Einige Zusammenhänge und die ver-
wendeten abgekürzten Symbole kennen 
wir bereits. 

Wir beginnen mit dem Geldkapitalkreis-
lauf G – G’. Geld wird vorgeschossen, 
mit dem Ziel, mehr Geld zurückzuerhal-
ten (G’ > G). 

Der Geldkapitalkreislauf legt das Ziel der 
Produktion in kapitalistischen Markwirt-
schaften offen: Das Motiv, sich auf 
Geldgeschäfte einzulassen, ist Gewin-
nerzielung. 
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Von dem vorgeschossenen Geldbetrag 
werden Waren gekauft und eingesetzt, 
mit dem Ziel, Waren zurückzuerhalten, 
die höherwertig sind als die 
vorgeschossenen: W – W’ (W’ > W). 

Der Warenkapitalkreislauf zeigt stofflich 
veränderte Waren, also veränderte Ge-
brauchswerte. Das Ziel der stofflichen 
Veränderung ist nach wie vor die Ge-
winnerzielung. Bei diesen Waren han-
delt es sich um Produktionsmittel aller 
Art (Pm) und um Arbeitskraft (Ak). 

Um höherwertige Waren erhalten zu 
können, müssen die vorgeschossenen 
Waren im unmittelbaren Produktions-
prozess P mit Wert angereichert wer-
den. Bei Marx ist diese Werterhöhung 
das Ergebnis des Ausbeutungsprozes-
ses: Zur Reproduktion der Arbeitskraft 
wird weniger Wert (in Form von Kon-
sumtionsmitteln) eingesetzt als der Wert 
darstellt, der vom Arbeiter dem Produkt 
zugesetzt wird. 

Diese Theorie ist umstritten: Wird die 
Produktion mit dem Konzept der soge-
nannten „Produktionsfaktoren“ erklärt, 
dann leistet jeder Produktionsfaktor, z.B. 
sowohl Kapital als Arbeit, einen Beitrag 
zum Produkt und die von Marx behaup-
tete Ausbeutung erscheint nicht mehr. 

Dagegen ist dann auch das Kapital in 
allen seinen Formen produktiv, „Geld 

arbeitet“ und vermehrt sich. Jeder kennt 
das von seinem Bankkonto und an der 
Börse weiß  man das noch besser! 

In unserem Zusammenhang sind die 
Kapitalkreisläufe zunächst einmal eine 
Anordnung von Verbindungen, die un-
abhängig von den Annahmen der Marx-
schen Werttheorie verwendet werden 
können. Die drei Kapitalkreisläufe erlau-
ben es, theoretische Aussagen der 
Wirtschaftswissenschaft in einen ge-
samtwirtschaftlichen bzw. weiter gehend 
in einen gesamtgesellschaftlichen Zu-
sammenhang zu stellen, der funktions-
fähig ist. 

Funktionsfähig bedeutet, dass dieser 
Zusammenhang reproduzierbar sein 
muss und dass Aussagen darüber mög-
lich sind, ob er stabil oder instabil ist. 
Damit ist auch gesagt, dass es sich 
nicht um einen Optimalzustand handelt. 

Das ist ein wesentlicher Unterschied zur 
allgemeinen Gleichgewichtstheorie, die 
einen Optimalzustand darstellt. Der 
Optimalzustand der allgemeinen Gleich-
gewichtstheorie ist statisch, d.h. auf 
einen Zeitpunkt fixiert. Den Kapitalkreis-
läufen kann dagegen eine Zeitachse 
und damit auch eine historische Dimen-
sion zugeordnet werden. 
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Abbildung 1: Kapitalkreisläufe nach Marx 

Über den Kreislauf des Warenkapitals 
haben wir bereits einige Überlegungen 
angestellt. Die Warenförmigkeit von 
Arbeitsprodukten, ihre Produktion für 
den Austausch, für Verkauf und Kauf, 
war und ist Voraussetzung für die Exis-
tenz von Kapitalkreisläufen. 

Immer mehr Waren werden im Verlauf 
der Geschichte in die Kreisläufe einbe-
zogen. Seit Beginn der kapitalistischen 
Entwicklung dehnt sich ihr Bereich un-
aufhaltsam aus, so dass schließlich 
alles, was die Natur bietet (einschließ-
lich der Menschennatur, sprich Ak) als 
Ware erscheint.  

Geldkapitalkreisläufe, die historisch 
zuerst im Altertum und Mittelalter bereits 
ausgebildet wurden, haben stets neue 
meist geprägte Geldsorten einbezogen. 

Geldkapitalisten wären die Geldwechs-
ler und -verleiher. Spätmittelalterliche 
regionale Prägungen waren meist auch 

nur regional als Geld anerkannt. Ihr 
Gold- oder Silbergehalt musste konstant 
sein, um in ein dauerhaft festes Tausch-
verhältnis zu einer überregionalen Wäh-
rung treten zu können. Nur unter dieser 
Vorraussetzung konnte Geld vorge-
schossen werden und um die Zinserträ-
ge vermehrt zurückzufließen. 

Was ist Geld? 
In der konventionellen, akademischen Geld-
theorie wird Geld über drei Funktion defi-
niert: Tauschmittel, Recheneinheit und Wert-
aufbewahrungsmittel. Geld ist eine Ware, die 
gegen alle sonstigen Waren getauscht werden 
kann. Insofern ist es Tauschmittel. Die 
Tauschmittelfunktion hat sich offenbar histo-
risch spontan an verschiedenen Orten und zu 
verschiedenen Zeiten herausgebildet und als 
zweckmäßig erwiesen. 
In vielen Kulturkreisen haben Edelmetalle, 
vorzugsweise Gold die Tauschmittelfunktion 
erfüllt. Gold ist als Geld zweckmäßig wegen 
seines hohen spezifischen Gewichts, wegen 
seiner Teilbarkeit und weil es nicht oxidiert. 

Geldkapitalkreislauf 
Warenkapitalkreislauf 
Kreislauf des produktiven Kapitals 
Gesamtkapitalkreislauf 

G = Geld (G < G' < G''); W = Ware (W < W' < W''); 
Ak = Arbeitskraft; Pm = Produktionsmittel; P = unmittelbarer Produktionsprozess 

G W' W 

Ak 

Pm 

Pp W' 

Ak 

Pm 

Pp G' W'' G'' 
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Geld ist Recheneinheit, denn es erlaubt der 
Menge einer Ware einen Preis zuzuordnen. 
Bei Metallgeld kann die Menge einer Ware 
auch dem Metallgewicht zugeordnet werden. 
Ein Meter Wolltuch kostet z.B. x Gramm 
Gold. 
Schwieriger ist das Problem des Wertaufbe-
wahrungsmittel, da der Wert des Geldes be-
kanntlich nicht konstant ist. Werden große 
Goldvorkommen entdeckt, dann sinkt der 
Preis des Goldes. Die Güterpreise steigen 
entsprechend und es kann eine inflationäre 
Tendenz entstehen. Besitzer von Geldvermö-
gen versuchen dann in Sachwerte zu fliehen, 
wie z.B. Immobilien, weil sie davon ausge-
hen, dass sie als Hausbesitzer keine 
Wertverluste erleiden müssen. 
Da Metallwährungen in größeren Beträgen 
nur mit Gefahren transportiert werden kön-
nen, wurden Quittungen für Golddepots aus-
gestellt, die übertragbar waren. Da sie auf den 
Namen des Besitzers ausgestellt waren, konn-
ten sie gefahrlos mitgeführt und am Bestim-
mungsort der Reise bei befreundeten Instituti-
onen eingelöst werden. 
Aus solchen und ähnlichen Zusammenhängen 
bildete sich Papiergeld heraus. Angesichts der 
problematischen Wertaufbewahrungsfunktion 
wird die Tauschmittelfunktion in vielen Län-
dern gesetzlich garantiert: Papiergeld wird 
gesetzliches Zahlungsmittel, das Gläubiger 
für die Rückzahlung von Schulden annehmen 
müssen. 
Neuere Entwicklungen werfen besondere Pro-
bleme auf, z.B. „Plastikgeld“ oder „elektroni-
sches Geld“ oder inoffizielles, nicht gesetzlich 
geschütztes Geld wie z.B. der „Roland“, der 
auf einer lokalen Arbeits-Tauschbörse zirku-
liert. 

Im Zuge seiner Verbreiterung wurde der 
Geldkapitalkreislauf in Teilkreisläufe zer-
legt. Sie reichen von einfachen Bank-
transaktionen bis zu komplizierten Geld-
marktpapieren, ganz zu schweigen von 
den riesigen Transaktionen auf Devisen-
märkten. 

Die Zahl der wirtschaftlichen Akteure 
und ihre Spezialisierung im Geldge-
schäft nehmen zu, und das macht die 
Vertiefung der Kapitalkreisläufe aus. Sie 
reichen von Banken bis hin zu Geld-
marktfonds bzw. „hedge funds“. Polanyi 

spricht bei diesem Spezialisierungs-
prozess von einer „Entbettung“ – einem 
Herauslösen bzw. -brechen von Funkti-
onseinheiten aus ihrem ursprünglichen 
sozialen Zusammenhang. Der Beitrag 
von entbetteten Unterbranchen zur 
Wertschöpfung ist oft nur schwer aus-
zumachen. Sie stellen im Idealfall wich-
tige Informationen zur Verfügung, wirken 
aber wegen irrationaler spekulativer 
Aktivitäten auch oft destabilisierend (Filc 
2001). 

In frühen historischen Erscheinungsfor-
men waren die Kapitalkreisläufe regional 
eng begrenzt. Der Geldkapitalkreislauf 
ist wohl der erste gewesen, der sich aus 
den regionalen oder städtischen Be-
grenzungen herausgearbeitet hat. Spä-
testens im 16. Jahrhundert waren Geld- 
und Warenkapitalkreisläufe grenzüber-
schreitend aber schon weiträumig aus-
gebildet. Historisch folgte der Warenka-
pitalkreislauf dem Geldkreislauf.  

Die wirtschaftliche Entwicklung in den 
nördlichen Wirtschaftszentren machte 
schon früh die Einfuhr von Rohstoffen 
erforderlich. 

Die geografische Lage der Fundorte von 
Rohstoffen (Gold, Kupfer etc. Gewürze 
usw.) und die klimatischen Vorausset-
zungen des Anbaus von landwirtschaft-
lichen Rohstoffen (Baumwolle, Zucker-
rohr) machten die geographische Aus-
dehnung der Warenkapitalkreisläufe 
erforderlich. 

Die Gestaltung und geographische Aus-
dehnung von Warenkapitalkreisläufen 
fand besonders in den Kolonialreichen 
Spaniens, Portugals, Großbritanniens 
oder Belgiens statt. 

„Kolonialwaren“ spielten bei der Versor-
gung der Bevölkerung in den nordeuro-
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päischen Wirtschaftszentren eine wich-
tige Rolle. Die geographische Ausdeh-
nung der Warenkapitalkreisläufe führte 
bereits vor dem ersten Weltkrieg zu 
einer Bedeutung der „Globalisierung“, 
die mit der Gegenwart vergleichbar ist! 

In der Entstehungsphase der kapitalisti-
schen Marktwirtschaften wurden minera-
lische und landwirtschaftliche Rohstoffe 
in ihren Ursprungsländern noch im 
Rahmen von traditionellen Produktions-
verfahren hergestellt und von Händlern 
aufgekauft, ehe sie in die Warenkapital-
kreisläufe eingeschleust wurden. Die 
Ausbreitung marktwirtschaftlicher For-
men führte bald zur Einführung er-
werbswirtschaftlich organisierter Produk-
tion, wie Plantagen und manchmal auch 
der Weiterverarbeitung von Rohstoffen, 
z.B. Zuckerrohr vor Ort zur Produktion 
von Zucker. 

Im Kreislauf des produktiven Kapitals 
ist die Produktion von Waren und 
Dienstleistungen der Teil des Gesamt-
kapitalkreislaufs, der historisch und 
geographisch zuletzt geschaffen wurde. 

Die Analyse der Kapitalkreisläufe, wie 
wir sie im Anschluss an das Marxsche 
Schema unternommen haben, hat den 
großen Vorzug, dynamisch zu sein. Das 
heißt, sie lässt eine Zeitachse zu, die 
sowohl logische als auch historische 
Analysen erlaubt. 

Logische Zeit bedeutet in der Wirt-
schaftswissenschaft die Verkettung von 
auf einander folgenden Zeitabschnitten, 
die sich zu einem Kapitalkreislauf „logis-
tisch“ zusammenfügen lassen. Also: der 
Geldkapitalkreislauf muss vorhanden 
sein, wenn der Warenkapitalkreislauf 
das Stadium des Naturaltauschs über-
winden soll. Ein Warenkapitalkreislauf 
wiederum ist die logische Vorausset-

zung für Existenz des Kreislaufs des 
produktiven Kapitals. 

Auf diesen logischen Zusammenhängen 
baut dann die historische Analyse auf, 
die auf der Grundlage der geschichtli-
chen Quellen, dem Wissen über die 
wirtschaftsgeschichtlichen Abläufe, den 
Nachweis zu erbringen hat, wie, wann 
und wo die einzelnen Kreisläufe ent-
standen sind und wie sie sich entwickelt 
haben. 

Die logische Analyse kann uns auch 
erklären, wo und weshalb es mit hoher 
Wahrscheinlichkeit immer wieder zu 
„Friktionen“, Störungen und Unterbre-
chungen der Kreisläufe kommen kann, 
bei denen also das „allgemeine Gleich-
gewicht“ immer wieder aus den Fugen 
gerät. 

Die Geschichte der kapitalistischen 
Wirtschaft wurde ja seit ihren Anfängen 
bis in die Gegenwart hinein immer wie-
der von Krisen erschüttert, in denen 
deren Reproduktion gefährdet erschien. 

Wenn wir uns unser Kreislaufschema 
vergegenwärtigen, so können wir ver-
stehen, dass mit allen Austauschpro-
zessen, bei denen Waren gegen Geld 
umgesetzt wird, unvermeidliche Risiken 
verbunden sind: die erwarteten Preise, 
Löhne und Gewinne können erheblich 
von den tatsächlich realisierbaren Wer-
ten abweichen und im weiteren Kreislauf 
eine Kettenreaktion auslösen, die 
schließlich über eine Krise zu „Wertbe-
richtigungen“ führt. 

Der Geldkapitalkreislauf, der durch alle 
Kreisläufe hindurch geht, beruht auf 
dem Kredit, d.h. wörtlich auf dem Ver-
trauen, das sich die „Marktteilnehmer“ 
gegenseitig schenken. 
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Die Geldanleger vertrauen darauf, dass 
das verliehene Geld  auf dem Umweg 
über den kapitalistischn Gesamtprozess 
vermehrt zu ihnen zurückfließt. 

Die Entleiher vertrauen auf eine Ver-
mehrung des geliehenen Geldes durch 
dessen produktiven Einsatz, die ihnen 
mindestens die Zinsen wieder erstattet. 

Auch der Arbeitnehmer, der sich ver-
schuldet, hofft auf Zeiten, in denen er 
seine Arbeitskraft besser verwerten 
kann, weil das produktive Kapital deren 
Bedarf und seine Reproduktion gesi-
chert ist. Der Handel rechnet mit be-
stimmten Umsätzen, die aber abhängig 
sind von einer ungewissen Nachfrage, 
die wiederum von unkalkulierbaren 
Umständen abhängig ist. 

Alle – wir alle – vertrauen darauf, dass 
die Kapitalmärkte ein allgemeines 
Gleichgewicht garantieren, dass der 
Gesamtkreislauf  funktioniert. Was aber, 
wenn die Märkte versagen, wenn die 
„unsichtbare Hand“ sich vergreift? 

Wachstum und Reproduktion der 
Wirtschaft 

Dauerhaft stabile Kapitalkreisläufe sind 
eine wesentliche Voraussetzung für 
Wirtschaftswachstum. 

Nur wenn das eingesetzte Geldkapital 
(G) „sich verwertet“, in den produzierten 
Waren eine „Wertschöpfung“ ihren Nie-
derschlag fand (W’) und diese mit Ge-
winn in der Zirkulation „realisiert“ werden 
konnte (G’), kann der Kreislauf von 
Neuem beginnen. Sollte sich herausstel-
len, dass – aus welchen Gründen auch 
immer – am Markt vorbei produziert 
wurde, so ist das Kapital entwertet: das 
(z.B. von Banken) vorgeschossene 
Geldkapital muss abgeschrieben wer-
den, Produktionsmittel müssen unter 

ihrem Wert verkauft werden. Arbeitskräf-
te und zwar Manager, Konstrukteure, 
Facharbeiter/innen, Hilfskräfte – die 
gesamte Belegschaft, erwiesen sich, 
obgleich sie Gebrauchswerte geschaf-
fen haben, letztlich als unproduktiv oder 
jedenfalls zu wenig produktiv, da die von 
ihnen produzierten Waren auf dem 
Markt nicht die Kosten einbringen, die 
investiert worden sind. 

Selbst wenn die Waren auf dem Markt 
abgesetzt werden können, ihr Ge-
brauchswert aber nur einen Preis erzielt, 
der die Kosten deckt, und vielleicht 
sogar einen Gewinn einschließt, ist 
diese Produktion unter dem Gesichts-
punkt der Kapitalverwertung eventuell 
unrentabel. Das Kapital wandert in an-
dere profitablere Bereiche aus. 

Hohe Gewinne sind ja nicht nur ein 
Zeichen gelungener Produktion, son-
dern Voraussetzung einer weiter wach-
senden Produktion und noch größerer 
Gewinne. Zweck ist nicht nur der Profit 
und die damit gegebenen Möglichkeiten 
eines entsprechenden Konsums, son-
dern die Vergrößerung des Kapitals 
überhaupt. Gewinne werden reinvestiert, 
Kapital dadurch „akkumuliert.“ Die Ver-
größerung des Kapitals – d.h. nicht die 
Vermehrung von Gebrauchswerten, 
verkörpert in privaten und öffentlichen 
Gütern, Arbeitsvermögen usw., sondern 
die Vermehrung von Werten, die in Geld 
ausdrückbar sind, ist Maßstab des 
Wachstums. 

Wirtschaftswachstum ist definiert als 
der prozentuale Zuwachs des BIP (Brut-
toinlandsprodukts) oder des BIP pro 
Kopf. Die Messung des Wirtschafts-
wachstums stößt auf erhebliche Pro-
bleme. Sie entstehen zum Teil aus der 
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Tatsache, dass stets neue Produkte im 
BIP enthalten sind. 

Zu Vergleichen muss das BIP preisbe-
reinigt werden. Das stößt, wenn es sich 
über längere Zeitabschnitte handelt, aus 
ähnlichen Gründen auf mindesten eben-
so große Schwierigkeiten. 

Deshalb wird insbesondere bei interna-
tionalen Vergleichen vorzugsweise mit 
sogenannten „Kaufkraftparitäten“ gear-
beitet, mit denen international unter-
schiedliche Konsumniveaus genauer 
dargestellt werden können. 

Das Wirtschaftswachstum gilt noch 
immer als ein Allheilmittel für allerlei 
Wirtschaftsprobleme: 

• Es soll Arbeitsplätze schaffen, wa-
rum eigentlich nicht gleich Vollbe-
schäftigung? 

• Es soll den Wohlstand eines Landes 
erhöhen, wobei jede(r) an Lebens-
qualität denkt, also an einen Reich-
tum an Gebrauchswerten (privaten 
und öffentlichen Gütern und Dienst-
leistungen) für alle. 

Natürlich ist auch dieser Reichtum der 
Gesellschaft gewachsen und es geht 
selbst den Armen besser als vor hundert 
Jahren. Aber die Produktion von Ge-
brauchswerten ist immer noch Mittel der 
Kapitalverwertung, nicht deren Zweck. 
Ihre ungerechte Verteilung ist notwen-
dig, da die Produkte nur als Bestandteile 
des Kapitals ihren in Geld ausgedrück-
ten Wert erhalten und erhöhen. Wachs-
tum des Kapitals gilt daher als Grund 
von Wachstum schlechthin. 

Menschheitsgeschichtlich ist Wirt-
schaftswachstum vergleichsweise neu. 
Über sehr lange Epochen haben Men-
schen als Jäger und Sammler gelebt. 

Ihre Technologien waren mehr oder 
weniger konstant. Sie haben keinen 
Überschuss produziert, aus denen Kul-
turleistungen im heutigen Verständnis 
geschaffen werden konnten. Sie haben 
etwa sechs Stunden täglich für ihre 
Reproduktion im weiteren Sinn gearbei-
tet. 

In Europa soll die Wirtschaftsleistung 
vom Ende des römischen Reiches bis 
etwa zum Jahr 1500 nicht gestiegen 
sein. Sogar während der industriellen 
Revolution scheinen die Wachstumsra-
ten in Europa niedrig gewesen zu sein. 

In den USA könnte die jährliche Wachs-
tumsrate von 1820 bis 1950 jahres-
durchschnittlich 1,5% betragen haben. 
Erst in den zwanziger Jahren und nach 
dem zweiten Weltkrieg hat das Wirt-
schaftswachstum erkennbar zugenom-
men. 

Von 1950 bis 2000 hat sich das BIP pro 
Kopf in den USA um das 2,6-fache, in 
Deutschland um das 4,7-fache und in 
Japan sogar um das 11,4-fache erhöht. 
Die Wachstumsraten waren ungefähr 
bis zur Mitte der siebziger Jahre des 
zwanzigsten Jahrhunderts vergleichs-
weise hoch. Danach hat sich das 
Wachstum abgeflacht. 

In den 1990er Jahren haben die USA 
noch einmal einen Wachstumsschub 
erlebt. Im selben Zeitraum hat Japan 
und verlängert bis heute eine Phase 
hartnäckiger Stagnation* gekannt. Für 
eine Reihe von Ländern, vor allem in 
Asien, nicht aber in Afrika, haben Auf-
holprozesse stattgefunden. 

China glänzt seit Beginn der achtziger 
Jahre mit sehr hohen Wachstumsraten 
zwischen 7% und 10%. Die entwickelten 
kapitalistischen Marktwirtschaften der 
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nördlichen Hemisphäre aber konnten 
bisher nicht eingeholt werden.  

Wo sucht und findet die Wirtschaftstheo-
rie die Quellen des Wachstums? Einmal 
in der Akkumulation von Kapital (G’ - W’ 
< Ak/Pm), von der schon die Rede war, 
vor allem aber im technischen Wandel 
im Bereich des Produktionsprozesses 
(…P…). 

Dabei ist der technische Wandel* bei 
weitem die wichtigere Voraussetzung. 
Kapitalakkumulation allein ist nur wirk-
sam in der kürzeren oder mittleren Frist. 
Nur wenn technischer Wandel mehr 
oder weniger kontinuierlich ist, wenn 
sich die Produktivität erhöht, kann 
Wachstum auch langfristig stattfinden. 
Dazu ist es erforderlich, dass Ökono-
mien in der Lage sind, die Arbeitskräfte 
entsprechend auszubilden und zu moti-
vieren. – Diese Ergebnisse werden in 
der Wachstumstheorie ausgehend von 
einer Produktionsfunktion dargestellt, in 
der die Produktion vom Einsatz von 
Kapital und Arbeit bzw. vom technischen 
Wandel abhängt. 

Wird von der Annahme eines kontinuier-
lichen technischen Wandels ausgegan-
gen, wird ein Wirtschaftswissenschaftler 
kaum auf die Idee kommen, dass es 
Grenzen des Wachstums geben könne. 

Die Berücksichtigung der Langzeitper-
spektive steht in modernen kapitalisti-
schen Marktwirtschaften nicht im Vor-
dergrund. Der Erzielung kurzfristiger Ge-
winne auf den Finanzmärkten ist heutzu-
tage offenbar wichtiger als die Existenz-
grundlagen der zukünftigen Generatio-
nen. Taucht die Frage nach den Gren-
zen des Wachstums tatsächlich einmal 
im Zusammenhang mit der Wachstums-
theorie auf, dann sind Wachstums-
theoretiker schnell bei der Hand, ihre 

Funktionen so auszubauen, dass 
Wachstum zumindest in der Theorie 
„grenzenlos“ ist. Was in der weltweiten 
wirtschaftlichen Wirklichkeit vor sich 
geht, ist eine andere Geschichte, die 
den reinen Theoretiker beim Brüten über 
mathematischen Modellen am Ende 
doch noch stören könnte. Spätestens 
dann, wenn das kalte Wasser von den 
schmelzenden Polen im Studierzimmer 
seine Füße erreicht. Es zeigt sich, dass 
die Kapitalkreisläufe nicht unabhängig 
sind von unserem „Stoffwechsel“ mit der 
Natur. Dass die Warenkreisläufe „Ge-
brauchswerte für uns“ bieten, deren 
Kosten noch einen anderen „Preis“ 
haben, als den, den wir dem Handels-
kapital bezahlen. (Vgl. das Lern- und 
Arbeitsheft „Ökologische Kompetenz“). 

Moderne kapitalistische Marktwirtschaf-
ten haben die Reproduktionsprobleme 
noch immer nicht befriedigend gelöst. 
Das gilt auch für den „Stoffwechsel mit 
der Natur.“ Die Probleme der Überfi-
schung der Meere oder des Artenster-
bens weisen darauf hin. Auch die Re-
produktion der Arbeitskraft, ihre Wieder-
herstellung zum Einsatz in der weiteren 
Produktion, ist offensichtlich zum Prob-
lem geworden. Wenn wir den Blick auf 
die weniger entwickelten Ländern der 
Peripherien werfen, zeigt sich, dass für 
verarmte Bevölkerungsschichten in wei-
ten Teilen Afrikas südlich der Sahara 
das physische Existenzminimum nicht 
mehr gesichert ist. Auch die gesundheit-
liche Lage der Bevölkerung ist dort, vor 
allem für Kinder, katastrophal. Die Ware 
Arbeitskraft ist in ihrer Reproduktion 
abhängig von den profitablen Möglich-
keiten ihres „Konsums“ durch das Kapi-
tal. Wo diese ausbleiben, ist ihr bloßes 
Überleben, ihre Reproduktion nicht 
gewährleistet. 
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2.3 ÖKONOMISCHE KOMPETENZ – HANDELN 

Wir haben im zweiten Teil des Stu-
dienheftes ausgehend von den Struktu-
ren des Handelshauses ALDI als Vorbe-
reitung von „Urteilen“ und „Handeln“ in 
ökonomischen Zusammenhängen und 
zur Aneignung/Entfaltung von ökonomi-
scher Kompetenz einige vorherrschende 
Erklärungen/Verallgemeinerungen (Abs-
traktionen/Modelle), mit denen Wirt-
schaftswissenschaftler arbeiten, be-
schrieben. 

  Als Vertiefung können Sie hierzu 

den Aufsatz von Gerhard Leithäu-

ser in Kapitel 5.1.1 lesen. 

Diese Darstellungen gehen nicht bruch-
los auf, denn die Akteure verschwinden 
in diesen Modellen. Werfen wir deshalb 
einen Blick auf einige reale Prozesse 
und Akteure der Volkswirtschaft. 

 

2.3.1 Ökonomische Kompetenz 
Bei der ökonomischen Kompetenz geht 
es um Handeln in ökonomischen Zu-
sammenhängen, nicht nur um Waren-
tausch – obwohl er eine der Grundbe-
dingungen der Ökonomie ist –, sondern 
auch um unterschiedliche Interessen, 
die im Marktgeschehen aufeinander 
treffen. 

Spitzen wir die Grundlagen des ökono-
mischen Handelns zu: Grundlage des 
Wirtschaftens – und das weltweit, von 
den lokalen Märkten über die Volkswirt-
schaften der Staaten und Staatenge-
meinschaften bis zur Weltwirtschaft 
(Internationalisierung/Globalisierung) – 
ist die kapitalistische Marktwirtschaft. 

Der Kapitalismus ist die Bezeichnung für 
die Wirtschafts- und Gesellschaftsord-
nung, in der das private Eigentum an 
Produktionsmitteln – Grundstücke, Fa-
brikhallen, Maschinenanlagen, Rohma-
terialien, Halbfabrikate – unter Hinzu-
kauf lebendiger Arbeitskraft Waren pro-
duziert nach dem Prinzip der Gewinn-
maximierung. Die Steuerung der Wirt-
schaft erfolgt über den Markt, die Teil-
märkte. Ziel der Wirtschaftsform ist nicht 
in erster Linie, die Lebensmöglichkeiten 
der Menschen zu sichern, sondern lang-
fristig Profitraten zu erzielen. 

Aus dem Kapitalbesitz, der die Voraus-
setzung über die Verfügungsgewalt der 
Produktionsmittel ist, entsteht das We-
sungsrecht/Direktionsrecht über die Ar-
beitskraft der abhängig Beschäftigten. 

  Als Vertiefung können Sie hierzu 

den Aufsatz von Adolf Brock in 

Kapitel 5.1.2 lesen. 

Was immer als „Ersatzbezeichnung“ für 
kapitalistisches Wirtschaften – und seine 
Besitz- und Machtverhältnissen – in der 
politischen Debatte heute verwendet 
wird: Soziale Marktwirtschaft, Rheini-
scher Kapitalismus, neue soziale Markt-
wirtschaft, Wirtschaftsgesellschaft, glo-
bale Wirtschaft, liberale Wirtschaft – die 
Grundlage bzw. Zielsetzung der Ge-
winnmaximierung bleibt bestehen. Ihr 
haben alle Wirtschaftstätigkeiten auf den 
Teilmärkten – dem Kapitalmarkt, der 
Warenzirkulation, dem Arbeitsmarkt – 
sowie die Wirtschaftstätigkeiten der 
Staaten zu dienen. Aufgabe der Staaten 
ist in diesem Zusammenhang die Vor-
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haltung von Infrastrukturleistungen in 
den Bereichen Verkehr, öffentliche Si-
cherheit militärischer Komplex, Bil-
dungs- und Ausbildungssysteme, For-
schung und Wissenschaft, Gesundheit, 
staatliche Finanz- und Geldpolitik. Zu-
dem unterstützt der Staat zum Teil die 
Wirtschaftstätigkeit der privaten Haus-
halte. 

Diese Aufgabenbereiche des Staates 
werden allerdings zunehmend privati-
siert, so dass beispielsweise das Ge-
sundheits- und Bildungssystem, aber 
auch die Verkehrsinfrastruktur teilweise 
privaten Investoren überlassen wurden, 
mit den entsprechenden Folgen für die 
Gesellschaft. 

  Überlegen Sie, ob diese Einschät-

zung auch für Ihr Land zutrifft. 

Für welche Bereiche? Was sind 

die ökonomischen Konsequenzen 

für Arbeitnehmer und ihre Famili-

en? 

Wir können festhalten: Was sich in den 
Stationen der Wirtschaftskreisläufe 
abbildet, regelt nicht die berühmte „un-
sichtbare Hand“ oder, wie es heute in 
einer gängigen Metapher heißt, das 
„scheue Reh Kapital“, dem man nicht zu 
nahe kommen darf mit hohen Lohnfor-
derungen oder Steuern. Dann läuft es 
davon und nimmt Arbeitsplätze mit. Es 
agieren Menschen, und wo die Kapital-
besitzer nicht selbst aktiv am Wirt-
schaftsleben teilnehmen, beauftragen 
sie Manager, für sich zu handeln. Alle 
Wirtschaftssubjekte treten sich im Wirt-
schaftsgeschehen formal gleich gegen-
über: Unternehmer, Arbeiter und Ange-
stellte, Käufer und Verkäufer, Händler 
und Agenten. In der Praxis des Markt-
geschehens treffen aber in der Regel 

materielle Ungleichheiten aufeinander, 
die unter kapitalistischen Wirtschaftsbe-
dingungen nicht aufhebbar, sondern je-
weils nur auf Zeit zu regulierbar sind. 

Für Arbeitnehmer ist deshalb primär der 
Arbeitsmarkt wichtig. Wird hier doch 
darüber entschieden, ob er einen Ar-
beitsplatz erhält. Denn seine Arbeitskraft 
ist sein weitgehend einziger Besitz, den 
er zur Sicherung seiner Existenz nutzen 
kann. 

Existenzielle Interessen der Abhängigen: 
Lohn – Leistung – Reproduktionskosten – 
Sicherung der Arbeitkraft – Sicherung des 
Arbeitsvermögens. 

Im nächsten Abschnitt unserer Ausfüh-
rungen geht es um das Handeln der 
abhängig Beschäftigten und ihrer Fami-
lien unter kapitalistischen 
Machtverhältnissen, um die politische 
Ökonomie der Arbeit und der Arbeiter. 

Wir haben es vornehmlich mit zwei 
Handlungsebenen zu tun, die rechtlich/ 
gesellschaftlich getrennt sind, aber im 
Lebenszusammenhang einander bedin-
gen: 

1. Die Ebene der Familie, als Ort der 
Reproduktion der Ware Arbeitskraft. 
Ein besonderer Bedrohungszusam-
menhang besteht aber immer durch 
die mögliche Arbeitslosigkeit/Frei-
setzung aus dem Arbeitszusammen-
hang. 

2. Der Ort, an dem die Ware Arbeits-
kraft genutzt wird. Dort kommen die 
Arbeitsverhältnisse als Vertragsver-
hältnis zustande.  

Natürlich sind diese beiden Ebenen 
nicht die einzigen, auf denen ökonomi-
sches Handeln stattfindet. Weitere sind: 
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• Ebene der Interessenvertretungen 
(z.B. Gewerkschaften; Standesver-
tretungen) 

• Ebene der Gemeinden und Kom-
munen, Städte und Länder 

• Nationale Ebene 
• Europäische Ebene (Europäische 

Union) 
• Internationale Ebene (OECD; 

WTO; G8-Länder). 

 

2.3.2 Handeln: „Eine bessere 
Welt ist möglich“10 

Nachdem wir im vorhergehenden Kapi-
tel gezeigt haben, an welchen Schnitt-
stellen die Ökonomie in unser privates 
Leben hereinragt und festgestellt haben, 
dass die aktuelle wirtschaftliche Situati-
on in vielen Ländern Europas und der 
Welt zu einer Senkung des Lebensstan-
dards führt, ist zu fragen, ob diese Ent-
wicklung unausweichlich ist, oder ob wir 
Möglichkeiten des Eingreifens haben. 

Unsere These ist, dass die wirtschaftli-
che Situation nicht unveränderbar ist, 
sondern teilweise politisch gemacht und 
auch gewollt ist. Mit dieser These ste-
hen wir nicht allein, sondern sie wird in 
vielen Kommissionsberichten, die zum 
einen von ver-schiedenen Regierungen 
und den Vereinten Nationen seit 1980 
eingesetzt wurden und zum anderen im 
Auftrag von Nicht-Regierungsorganisa-
tionen verfasst wurden, bestätigt. 

Zu Berichten, die im Auftrag von Regie-
rungen erstellt wurden, die sich kritisch 
mit der Nord-Süd-Entwicklung ausein-
andersetzten und die Verantwortung des 
reichen Nordens gegenüber den ärme-

                                                        
10 Motto des „World Social Forums“ 

ren Ländern des Südens hervorhoben, 
gehörten in besonderer Weise: 

• Der „Bericht der Nord-Süd-Kom-
mission“ (Brandt-Report), 198011 

• Der „Brundtland-Report“, 1987 und 
die „Charta der Erde“. 

Auf der EU-Ebene wie der Ebene der 
Vereinten Nationen ist mittlerweile aner-
kannt, dass soziale Ungleichheit und ein 
erhöhtes Armutsrisiko großer Bevölke-
rungsgruppen existiert. Es wurden ent-
sprechende Berichte verfasst, die Vor-
schläge zur Verbesserung der sozialer 
Situation machen. Die jüngsten Berichte 
sind: 

• „Gemeinsamer Bericht über die so-
ziale Eingliederung 2004“ 

• „Die Soziale Lage in der Europäi-
schen Union.“ Kurzfassung 2004 

• Vereinte Nationen: „Report on the 
World Social Situation 2005.“ 

Nicht-Regierungsorganisationen, die 
sich mit Perspektiven von Wachstum 
und Beschäftigung in der Welt unter 
dem Aspekt gerechter Verteilung von 
Gütern unter dem Aspekt ökologischer 
Nachhaltigkeit12 auseinandersetzen, ha-
ben seit 1972 zahlreiche Berichte veröf-
fentlicht: 

• Der erste Bericht des Club of Rome 
„Die Grenzen des Wachstums“, 
1972 

                                                        
11 Die genauen bibliographischen Angaben und die 

relevanten Internetadressen können Sie im Litera-
turverzeichnis unter 3.2.2 und im Materialteil unter 
5.2 nachsehen. 

12 Eine genauere Darstellung der Debatte um 
Nachhaltigkeit finden Sie in unserem Studienheft 
„Ökologische Kompetenz“. 
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• Der zweite Bericht des Club of Ro-
me, 1980 

• Report der Konferenz von Rio de 
Janeiro 1992 und die „Agenda 21“ 

• Kyoto-Protokoll (1997 verabschie-
det, 2005 in Kraft getreten) 

• Johannesburg 2002: „Plan of 
Implementation of the World Summit 
on Sustainable Development“ 

• „Fair Future“. Ein Report des Wup-
pertal Instituts 2005. 

Allen Berichten gemeinsam ist die Sorge 
um die Zerstörung der natürlichen 
Grundlagen der Erde und ihre Folgen für 
die Menschheit und das gesamte Leben 
auf der Erde. Verantwortlich für diese 
Entwicklung sind letztlich alle Men-
schen, besondere Aufmerksamkeit wird 
aber der Rolle der Wirtschaft, den inter-
nationalen Konzernen* und ihrem Pro-
fitstreben gewidmet. 

Eine Zuspitzung erfuhr die Kritik an 
diesen Entwicklungen durch die Grün-
dung der „World Trade Organization“ 
(WTO) 1995 und die absehbaren Folgen 
der durch die WTO forcierten Globalisie-
rung. Als Gegenbewegung gründete 
sich 1998 die Nicht-Regierungsorgani-
sation Attac. Organisationen wie das 
World Social Forum, Oxfam, Earth-
watch, BUND, Greenpeace und viele 
andere entwickeln ebenfalls Strategien 
der Gegenmacht zur gerechteren Vertei-
lung der Güter auf der Erde und bieten 
Unterstützung.13 

Unsere Vorschläge zum Handeln im 
Rahmen ökonomischer Kompetenz sind 
teilweise von den Aktionen und Vor-
schlägen dieser Organisationen abgelei-

                                                        
13 Die Internetadressen der hier er-wähnten NGOs 

finden Sie im Literaturver-zeichnis unter 3.2.2 und 
im Materialteil unter 5.2 nachsehen. 

tet – die übrigens alle Möglichkeiten zur 
Mitarbeit und des Engagements bieten. 

Wir bestreiten nicht, dass es Wirt-
schaftsbereiche gibt, die auch von der 
Politik kaum mehr steuerbar sind wie 
z.B. der Aktienmarkt, der sich weitge-
hend verselbständigt hat. Es gibt aber 
Bereiche, auf die durch individuelles und 
vor allem kollektives Handeln eingewirkt 
werden kann und wo unter Umständen 
die wirtschaftliche Situation verändern 
werden kann. 

2.3.2.1 Handeln im Familien-
zusammenhang 

Was wir aufgezeigt haben, im Wesentli-
chen in Bezug auf das Lohnarbeitsver-
hältnis, ist elementarer Bestandteil der 
Arbeiterexistenz und der Existenz seiner 
Familie. Aber es geht nicht nur um die 
individuelle Situation, sondern immer 
auch um überindividuelle Sachverhalte, 
an denen sich Familien orientieren und 
zu denen sie sich verhalten müssen. Die 
Entscheidungen, Dispositionen, die die 
Familie im Rahmen ihrer Haushaltsfüh-
rung treffen muss, sind mitbestimmt von 
den gesamtgesellschaftlichen Zusam-
menhängen. 

In Deutschland sind z.B. seit Jahren 
stagnierende Löhne zu verzeichnen. Als 
Folge sinkt der Lebensstandard der 
abhängigen Bevölkerung. Ursache des 
Rückgangs der Nettolohnquote ist die 
lang andauernde Massenarbeitslosig-
keit. Trotz eines Zwischenhochs im Kon-
junkturzyklus ist der Sockel der Mas-
senarbeitslosigkeit gestiegen. Es ent-
stand gleichzeitig ein Überangebot der 
Ware Arbeitskraft. Dieses wiederum 
führte zu sinkenden Preisen für die 
Ware Arbeitskraft. Aber auch der Staat 
hat seinen Anteil an den Lohnsenkun-
gen, er hat sie geradezu beschleunigt 
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durch die Erhöhung der direkten und 
indirekten Steuern und erzwungenen 
Zuzahlungen im Gesundheitssektor: 
Zuzahlungen bei Krankenhausaufent-
halt, Gebühr beim Arztbesuch, Rezept-
gebühren usw. Alle diese Maßnahmen, 
in die auch Rentnerhaushalte einbezo-
gen wurden, führten zu einer Senkung 
der Kaufkraft und damit langfristig zu 
einer Senkung des Lebensstandards. 

  Können Sie ähnliche Entwicklun-

gen auch in ihrem eigenen Land 

finden? Wenn nein, was ist an-

ders? Welche Rolle spielen Politik 

und Wirtschaft? 

Halten wir noch einmal fest: Löhne, und 
damit die Arbeiter selbst, sind für die 
Arbeitgeber ein Kostenfaktor, der nicht 
zu umgehen, aber möglichst rationell 
und effizient zu nutzen ist. 

Was kann der einzelne Arbeiter und 
seine Familie tun, um der Senkung des 
Lebensstandards entgegen zu wirken? 

Individuelles Handeln kann unterschie-
den werden in reaktives Handeln, also 
zu versuchen, auf erfahrene Missstände 
im Nachhinein zu reagieren und sie zu 
verändern: 

Bezieht man dies auf unser Beispiel des 
drohenden Absinken des Lebensstan-
dards, ist eine Möglichkeit, einen zwei-
ten und dritten Job anzunehmen, um 
weiterhin gleich viel Geld zu Verfügung 
zu haben. Eine zweite Möglichkeit ist, 
die privaten Ausgaben zu reduzieren 
(z.B. bei Freizeitunternehmungen, bei 
der Nahrung, bei der Miete, beim Auto). 
Allerdings ist der Effekt begrenzt, auf 
manche unserer Ausgaben haben wir 
wenig Einfluss. 

Wenn wir aber, wie Roth in seinem Text 
darlegt, davon ausgehen, dass wir zur 
aktiven Teilhabe an der Gesellschaft 
gewisse Grundbedürfnisse befriedigen 
können müssen, ist die Frage, was über 
individuelles Handeln hinaus noch mög-
lich ist. 

Eine andere Möglichkeit, individuell zu 
handeln möchten wir als „proaktiv“ be-
zeichnen, also vorausschauend. Dies 
bedeutet, nicht nur auf Veränderungen 
zu reagieren, sondern innerhalb der 
möglichen Strukturen aktiv mit zu gestal-
ten. So ist, zumindest in Deutschland 
und Österreich, eine Mitwirkung in Ge-
meinden und Kommunen möglich: Es 
gibt heute bereits Gemeinden, in denen 
über die Ausgaben partizipativ mit den 
Bürgerinnen und Bürgern entschieden 
wird. Eine weitere Möglichkeit ist es, 
sich in „Agenda 21“-Foren einzubringen, 
die in vielen europäischen Kommunen 
und Städten versuchen, ihre Politik an 
den in Rio entwickelten Richtlinien zu 
orientieren und unter Bürgerbeteiligung 
umzusetzen. 

2.3.2.2 Handeln auf dem Arbeits-
markt 

Handeln auf dem Arbeitsmarkt findet im 
engeren Sinne zwischen Arbeitsplatzbe-
sitzern und Arbeitsplatzinhabern auf Zeit 
statt. Härter formuliert: Zwischen dem 
Käufer der „Ware Arbeitskraft“ und dem 
Verkäufer seiner Arbeitskraft, dem Ar-
beiter oder Angestellten. Der Hand-
lungsspielraum des Käufers der Ware 
Arbeitskraft ist je nach Konjunkturlage 
unterschiedlich. Bei schlechter Konjunk-
turlage kann der Arbeitgeber versuchen, 
den Preis der Ware Arbeitskraft zu drü-
cken. Der Arbeiter ist auch bei schlech-
ter Konjunkturlage und unter schlechte-
ren Bedingungen gezwungen, seine 
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Arbeitskraft zu verkaufen. Bei besserer 
Konjunkturlage, wenn der Arbeitsplatz-
besitzer dringend Arbeitskräfte einstel-
len muss, kann leichter ein besserer 
Lohn ausgehandelt werden.  

In entwickelten Volkswirtschaften, die im 
Rahmen sozialstaatlicher Grundlagen 
eine gewisse Regulierung des kapitalis-
tischen Marktes durchsetzen konnten, 
verhandelt der Arbeiter in der Regel 
nicht direkt mit dem Kapitalvertreter, 
sondern seine Gewerkschaft führt Tarif-
verhandlungen. 

Denn der Lohn, die damit verbundene 
Verausgabung der Arbeitskraft, hat für 
die Beteiligten eine unterschiedliche 
Wirkung. Für den Arbeitgeber sind Löh-
ne, die er für die Ware Arbeitskraft zah-
len muss, Kosten, die die Profitrate 
beeinflussen können. Für den Arbeiter 
ist der Lohn Grundlage seiner Existenz. 
Nicht nur für sich, sondern auch für 
seine Familie. Die Mehrheit der Arbeit-
nehmerhaushalte verfügt über kein 
Vermögen, aus dem sie ihren Lebens-
unterhalt bestreiten könnten.  

In der Regel werden die Kapitalvertreter 
versuchen, die Löhne nach unten zu 
drücken, wenn möglich, bis an das Exis-
tenzminimum. Die Arbeiter und ihre 
Interessenvertretungen müssen versu-
chen, nicht nur das Existenzminimum 
der Arbeitnehmer und ihrer Familien zu 
sichern, sondern einen Lohn auszuhan-
deln, von dem aus auch gesellschaftli-
che Teilhabe möglich ist. Darüber hin-
aus muss Rücklagenbildung für unvor-
hergesehene Ereignisse möglich sein. – 
Dies ist aber nur bei guter Konjunkturla-
ge möglich. 

„Die wichtigste individuelle Möglichkeit, den 
tendenziellen Verfall der Löhne unter die  
Reproduktionskosten aufzuhalten, besteht 
darin, mehr zu arbeiten. 
• Überstunden zu leisten 
• Zweit- und Drittjobs anzunehmen 
• Verkauf der Arbeitskraft durch Familien-

mitglieder. 
Da der Verkauf der Ware Arbeitskraft, ge-
messen in Arbeitszeit, die Quelle der Repro-
duktion ist, muss er gesteigert werden, um 
den Fall der Löhne unter die Reproduktions-
kosten auszugleichen. Dies ist aber nicht im-
mer möglich. 
Was sind die notwendigen Reproduktionskos-
ten? Um sich zu reproduzieren, muss der 
Mensch sich 
• ernähren 
• trinken 
• kleiden 
• schlafen. 
Seine Arbeitskraft bzw. seine produktiven 
Fähigkeiten allgemein, können nur erhalten 
bzw. entwickelt werden, wenn er genügend 
Mittel für seine Reproduktion, seine tägliche 
„Wiederherstellung“ zur Verfügung hat. Zur 
Reproduktion gehört auch die psychische 
Reproduktion durch befriedigende soziale 
Beziehungen“. 
Quelle: Rainer Roth: Das Kartenhaus. 1998,  
S.119 

Reproduktionskosten für die Familie 
sind 

• Kosten für Ernährung und Kleidung; 

• Kosten für Wohnung und Heizung; 
• Kosten für Kinder; 
• Kosten für Kommunikation, Mobilität 

und Erholung. 

Alle Reproduktionskosten sind abhängig 
vom Stand der Entwicklung der Produk-
tivkräfte und den herrschenden Kon-
sumgewohnheiten. Diese sind dyna-
misch und nicht statisch. Löhne und 
Sozialeinkommen spiegeln die objekti-
ven Bedingungen für den Lebenszu-
sammenhang der Mehrheit der Men-
schen. Unter dem Kapitalismus kann 
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dem nur begegnet werden durch konse-
quente Durchsetzung rechtsstaatlicher 
Regelungen. Solange sie in der parla-
mentarischen Demokratie aber nicht zu 
den unveränderbaren Grundrechten 
gehört, bleibt der Kampf der zwei Öko-
nomien. 

Ausgehend von dem Verhältnis zwi-
schen Arbeitgebern und Arbeitnehmern 
bezieht sich die zweite von uns vorge-
schlagene Ebene des Handelns auf die 
kollektive Handlungsebene, die vor 
allem auf den Arbeitsplatz und die Ver-
änderungen der Arbeitsbedingungen. 
Möglich ist das Engagement in Gewerk-
schaften und Betriebsräten. Dabei ist die 
Mitarbeit im eigenen Betrieb sinnvoll, 
man kann sich aber auch für die Einfüh-
rung von Gesamt- Konzern und Europa-
betriebsräten einsetzen, um Solidarisie-
rung über die nationale Grenzen hinaus 
zu erreichen, damit die Arbeitnehmer in 
verschiedenen Ländern nicht gegenein-
ander ausgespielt werden. 

Die Ebene der Politik ist sicherlich außer 
durch Wahlbeteiligung schwieriger zu 
beeinflussen, aber auch hier kann man 
sich in Parteien engagieren oder, wie 
bereits erwähnt, in Nicht-Regierungs-
organisationen, die zumeist lokale Grup-
pen haben. 

 

2.3.3 Zur Verbindung von 
Theorie und Praxis 

Eine dritte Ebene, die wichtig ist, ist die 
der Verbindung von Theorie und Praxis. 
Wir haben versucht, Ihnen in diesem 
Studienheft einen Einstieg in ökonomi-
sches Denken zu vermitteln mit dem 
Ziel, sich ökonomische Kompetenz 
anzueignen, die es Ihnen ermöglicht, 
ökonomische Entwicklungen zu verste-

hen und den Zusammenhang zwischen 
Politik und Ökonomie nachzuvollziehen. 
Dies kann aber sicherlich nur ein Ein-
stieg sein, daher möchten wir die Be-
schäftigung mit weiterführenden Fragen 
vorschlagen. 

Schwerpunktsetzungen zur Weiterarbeit 
ergeben sich aus Konflikten/Situationen 
in Betrieben/Unternehmen, Gemeinden 
oder aus Konflikten, die von überörtli-
chen Faktoren beeinflusst werden. 

Das zurzeit aktuellste Beispiel (Anfang 
September 2005), an dem man sich 
weitere ökonomische Kompetenz aneig-
nen kann, ist das Problem Rohstoffprei-
se und der Endpreise für Benzin, Diesel 
und Heizöl, also im weiteren Sinn des 
internationalen Energiekomplexes: 

• Warum steigen die Benzinpreise in 
Europa zwei Tage nach der verhee-
renden Flutkatastrophe im Süden 
der USA? 

Denn das Benzin, das in den Tankstel-
len eingelagert wurde, wurde bereits vor 
Wochen, wenn nicht Monaten raffiniert 
und bezahlt. Aus diesem Tatbestand 
ergeben sich Fragen nach dem Wir-
kungszusammenhang der gesamten 
Energieerzeugung und -versorgung: 

• Ist es sinnvoll, Naturressourcen 
Erdöl, Gas, Mineralien auszubeuten, 
obwohl absehbar ist, dass diese 
Quellen bald versiegen werden? 

• Wie hängt der Energiekomplex 
weltweit zusammen? 

• Wer sind die Hauptakteure (interna-
tionale Konzerne, Staatskonzerne)? 

• Sind die Staatsregierungen und 
Wirtschaftsgemeinschaften in die-
sem Zusammenhang noch selb-
ständig und handlungsfähig? 
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• Welche Folgen ergeben sich aus 
der radikalen Ausnutzung des Mark-
tes für die Weltkonjunktur/für den 
Lebensstandard des Einzelnen? 

• Entspricht diese Krise der Energie-
krise von 1973 oder hatte diese an-
dere Ursachen? 

• Was können Einzelne tun, wie kön-
nen sich die Staaten wehren? 

• Dürfen Grundressourcen, die das 
Leben auf der Erde überhaupt erst 
ermöglichen – Wasser, Luft, Solar-
energie – in privatkapitalistischer 
Verfügung bleiben oder in sie über-
führt werden? 

• Gehören diese Ressourcen nicht 
allen Menschen als Gemeinschafts-
vermögen und deshalb in demokra-
tischen Besitz bzw. in demokrati-
sche Verfügung? 

• Wäre es als Alternative auch denk-
bar, ein internationales Kontrollgre-
mium einzusetzen, etwa auf der E-

bene der UNO, das eine verbindli-
che Interventionsmöglichkeit bei der 
Preisgestaltung zugunsten der 
Verbraucher hat? 

Das Beispiel Energiemarkt und seine 
Auswirkungen für den Endverbraucher  
sind nur ein Beispiel, wie man sich mit 
den Zusammenhängen und Folgen 
internationaler Wirtschaftsverflechtun-
gen auseinandersetzen kann. Weitere 
Beispiele sind die Automobil- und die 
Textilindustrie, die den letzten Jahrzehn-
ten erhebliche Veränderungen und 
Verlagerungen ihre Produktion erfahren 
haben. Ebenfalls interessant könnte 
eine Beschäftigung mit der Rüstungsin-
dustrie sein, bei der die Frage von Profit 
und Bedrohung von Menschenleben 
besonders hervortritt. 
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III ARBEITSMATERIALIEN ZUM TEXT UND VERWENDETE 
LITERATUR 

3.1 ARBEITSMATERIALIEN ZUM TEXT 

3.1.1 Karl Albrecht: „Kalkulation und Preise bei ALDI“ (1953) 
„Wenn ich über Preisgestaltung und Betriebsvereinfachung zu Ihnen rede, erzähle ich Ihnen meinen 
Betrieb, wie er abläuft, weil ich glaube, dass er einfach ist. 
Wenn ich heute einen Rückblick auf unseren Betrieb mache, so stelle ich fest, dass wir zum Anfang 
unserer Entwicklung im Jahre 1948 und im Jahre 1949 zwangsläufig nur ein kleines Warensortiment 
führten. Wir hatten vor, weitere Filialen aufzumachen, und mussten uns aus geldlichen Mitteln heraus 
sehr sparsam verhalten. Wir glaubten, späterhin unser Verkaufsprogramm zu erweitern. Wir wollten 
unsere Filialen dann wie ein normales Einzelhandelsgeschäft mit einem breiten Lebensmittelsortiment 
eindecken. 
Das taten wir dann allerdings nicht, denn wir erkannten, dass wir auch mit unserem kleinen Warensor-
timent ein gutes Geschäft machen konnten und dass unsere Unkosten verglichen mit den anderen Be-
trieben sehr niedrig blieben und zum größten Teil auf unser kleines Warensortiment zurückzuführen 
waren. 
Inzwischen haben wir diese Erkenntnis zum Grundsatz unseres Betriebes gemacht. Heute arbeiten wir 
mit einem Unkosten-Satz von 11 Prozent. 
Seit 1950 verfolgen wir neben dem Grundsatz des kleinen Warenangebotes den des niedrigen Preises. 
Auch dazu waren wir wiederum gezwungen. Wollten wir dem Kunden keine Auswahl bieten, so muss-
ten wir ihm zumindest einen anderen Vorteil einräumen. Wir verkauften von der Zeit an unsere Ware 
entschieden billiger. 
Ich bin überzeugt, dass diese beiden Grundsätze, der des kleinen Warenangebotes und der des kleinen 
Preises, voneinander nicht zu trennen sind. Heute haben wir die denkbar besten Erfahrungen damit 
gemacht. Im Jahre 1949 betrug unser Durchschnittsumsatz pro Verkaufsstelle im Monat DM 8200, 
1951 12 800 und heute beträgt er 20000 bis 21 000. 
Diese Umsatzsteigerung hat ihren Grund fast ausschließlich in meinen o.g. Grundsätzen, denn wer-
bungsmäßig sind wir sehr sparsam. Der Prozentsatz für Werbungskosten beträgt noch nicht einmal 0,1 
Prozent. Unsere ganze Werbung liegt im billigen Preis, und sie ist so wirksam, dass der Kunde es auf 
sich nimmt, Schlange zu stehen. Am Wochenende ist es fast immer so, dass er schon vor Öffnung des 
Geschäftes vor der Tür draußen wartet. Aber nicht nur das Wochenende, auch der Wochenanfang 
bringt schon gute Umsätze. Um Ihnen ein Beispiel unserer Umsätze zu geben, möchte ich sagen, dass 
wir in unserer besten Verkaufsstelle mit einer Thekenlänge von 5,5 m im vergangenen Monat einen 
Umsatz von DM 44 000 gemacht haben. In einer anderen Verkaufsstelle mit einer Thekenlänge von 4 
m haben wir DM 28 000 gemacht. 
Aus diesen Beispielen können Sie erkennen, dass es sich nicht um ein normales Bedienen handelt, 
sondern um Massenabfertigung. Um diese Leistung technisch zu erzielen, sind unsere Regale und The-
ken einfach konstruiert. Das gesamte Warensortiment ist auf den Theken und in den Regalen für den 
Kunden sichtbar angeordnet. Dekorationen im Laden werden nicht ausgeführt. 
Zu unserem Warensortiment, möchte ich weiter ausführen, dass es ca. 250 bis 280 Artikel umfasst. Wir 
halten es bewusst klein und unter ständiger Kontrolle. Wir sind dabei bemüht, keine Parallelartikel 
nebeneinander zu führen. Bei der Auswahl der zum Verkauf bestimmten Artikel sind wir so weit ge-
gangen, dass wir eine Reihe von Waren überhaupt nicht verkaufen. Der Grund für diese Ausschlie-
ßung: 
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1. die Umsatzgeschwindigkeit, 2. die Verkaufsgeschwindigkeit. So führen wir z. B. wegen der Ver-
kaufsgeschwindigkeit keine losen Konfitüren, kein Obst und Gemüse, keine Salzheringe und wegen 
der Umsatzgeschwindigkeit keine Obst- und Gemüsekonserven, ebenso keine Feinkostartikel wie Ma-
yonnaisen, Rollmops, Heringssalat usw. Das Verkaufsprogramm umfasst lediglich schnell umschlags-
fähige Konsumartikel. Bei Hülsenfrüchten haben wir aber auch jeweils nur eine Sorte im Angebot, also 
nur eine Sorte Bohnen und eine Sorte Linsen und auch nur eine Sorte Reis. Verpackte Hülsenfrüchte 
führen wir auch nicht, da die Verpackungskosten uns die Ware zu sehr verteuern und nicht mehr mit 
diesen vollen Preisen in den Rahmen unserer niedrigen Preise passen. Wir haben festgestellt, dass, 
wenn wir Ware vorweg verpacken, dies oftmals wesentlich teuerer ist, als unsere gesamten Personal-
kosten ausmachen. Wir packen also nichts vor. Es muss alles während des Verkaufs abgewogen wer-
den. 
Als weitere Beispiele unseres Sortimentes führe ich an: 1 Sorte Zucker, 4 verschiedene Konfitüren in 
Gläsern, 5 Sorten Nudeln, die wir alle immer zum gleichen Preis verkaufen, 5 verschiedene Stück 
Feinseife, 5 Stück Kernseife. Von Schuhputz führen wir nur Erdal, von Zahnpasta nur Blendax und 
von Bohnerwachs in Dosen nur Sigella, immer nur den Artikel, der von den Markenartikeln am besten 
geht. Auch bei den scharf kalkulierten Artikeln wie Öl, Schmalz, Plattenfett verkaufen wir nur eine 
Sorte. Auf weitere Sorten zur Hebung unserer KaIkulation verzichten wir. 
Auch das Verkaufsmoment beim Anbieten eines Artikels, von dem wir nur eine Sorte anbieten können, 
ist für unsere Verkäuferinnen wesentlich einfacher und viel kürzer, und der Kunde kann viel schneller 
einen Entschluss fassen: entweder zu kaufen oder nicht zu kaufen. 
In unserer Preisgestaltung haben wir bei vielen Artikeln feststehende Kalkulationssätze. Bei den scharf 
kalkulierenden Artikeln wenden wir folgende Aufschläge an: Tafelmargarine  5-7%, Schmalz 10%, 
Fetter Speck  10-12%, Plattenfett 10%, Mehl höchstens 10%. Öl verkaufen wir: kg Einstandspreis = ltr. 
Verkaufspreis. Da brauchen wir gar nicht mehr zu rechnen. 
Beim Absinken der Einkaufspreise setzen wir unsere Verkaufspreise sofort niedriger, auch wenn wir 
noch nicht gekauft haben. Wir vertreten dabei den Standpunkt: Angriff ist besser als Verteidigung. 
Man ist nur allzu leicht geneigt, einen Preis, auch wenn er im Einkauf gefallen ist, weiter laufen zu 
lassen. Das würde sich allerdings unangenehm rächen, denn das, was man erreichen muss, ist, dass der 
Kunde den Glauben gewinnt, nirgendwo billiger einkaufen zu können. Hat man das erst einmal erreicht 
- und ich glaube, dass das bei uns der Fall ist -, so nimmt der Kunde alles in Kauf. Er richtet sich sogar 
nach den besten Einkaufszeiten. 
Wir selbst erreichen dadurch fast eine Vollbeschäftigung des Personals. Sie ist der wesentlichste Faktor 
bei niedrigen Personalkosten zwischen 3,1 und 3,7 Prozent. 
In diesem Jahr haben wir diese Erkenntnisse noch konsequenter durchgeführt und dabei Erfolge erzielt 
wie noch nie bisher. Unsere Umsatzzahlen mögen ein Beispiel dafür sein. Im Januar betrug der Umsatz 
DM 250 000, Februar 300 000, März 340 000 und im April 394 000. 
Abschließend möchte ich sagen, dass unser Betrieb fast ausschließlich dirigiert wird von niedrigen 
Verkaufspreisen. Alle anderen Maßnahmen zur Belebung des Geschäfts werden nicht angewandt und 
stehen schon lange nicht mehr zur Debatte. Wenn uns bei der Kalkulation etwas beschäftigt, dann nur, 
wie billig wir eine Ware verkaufen können und nicht, welchen höchsten Verkaufspreis wir erzielen 
können.“ 
Quelle: Lebensmittelzeitung. 04.09.1975: Fachvortrag von Karl Albrecht [1953], zitiert nach D. Bran-
des (2001). S.19-22 
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3.1.2  Gerhard Leithäuser 
“Geheimnisse des ALDI-Erfolgs“, kritisch kommentiert 

ALDI ist heute der größte Lebensmitteldiscounter Deutschlands und Europas. Im Jahre 2004 fragte die 
Zeitschrift „Business Week (European Edition)“ auf ihrer Titelseite, ob ALDI wohl der nächste Wal-
Mart, der größte Discounter weltweit werden könnte. Offensichtlicher Erfolg und kleinkarierte Ge-
heimnistuerei: das passt nicht so recht zum heutigen Zeitgeist und erschwert die Beantwortung nach 
dem Wie und Warum. Es gibt nur einen Hofberichterstatter, ein ehemaliger Geschäftsführer, der nicht 
in Ungnade gefallen zu sein scheint und der vorgibt aus dem Nähkästchen zu plaudern. 
Da gibt es nun nicht nur ein Geheimnis, das große Geheimnis, sondern gleich „Die 11 Geheimnisse des 
ALDI-Erfolgs“ (Brandes 2004). Leider werden die Geheimnisse mehr aufgezählt als ausgeplaudert. 
Das macht die Sache nicht leichter, vielleicht aber interessanter. Fünf oder sechs der Geheimnisse sol-
len jetzt skizziert werden. Sie geben Anlass zu Fragen. Mit der Unterstützung der später folgenden 
Texte wollen wir dann versuchen, die Fragen präziser zu stellen, Antworten zu finden, wie der Erfolg 
zustande kam. In diesem Spiel von Fragen und Antworten tauchen Begriffe und Behauptungen auf, die 
klärungsbedürftig sind. Die folgenden Abschnitte sollen uns helfen, die Begriffe zu verstehen und in 
den wirtschaftswissenschaftlichen Zusammenhang einzuordnen. Vielleicht kann uns ja auch das Inter-
net weiterhelfen? Wir sollten es auf ein paar Versuche ankommen lassen! 

Der ehemalige Geschäftsführer, der ausnahmsweise nicht in Ungnade gefallen zu sein scheint, zählt, 
wie bereits bemerkt, 11 Geheimnisse der Erfolgsstory von ALDI auf. Sieben davon sollen kurz behan-
delt: werden: 

Geheimnis 1: „Werden Sie fähig zur Einfachheit! (die goldene Regel des ALDI Erfolgs!).“  
Einfachheit in einer komplexen Welt! Sie könnte entstehen durch „Reduktion von Komplexität“. Was 
heißt denn das? Reduktion = Verringerung. Nach Brandes ist ein System um so komplexer, (a) je mehr 
Elemente es aufweist, (b) je größer die Zahl der Beziehungen zwischen den Elementen ist, (c) je ver-
schiedenartiger die Beziehungen zwischen den Elementen sind. – Hinter diesen Wortschablonen steht 
eine „einfache“ Tatsache. Das Sortiment von ALDI ist im Vergleich zu Konkurrenten mit rd. 600 bis 
700 Artikeln sehr klein. Konkurrenten haben bis zu 20 000 Artikel, darunter allein 30 Sorten Röstkaf-
fee. ALDI konkurriert über die Qualität und den Preis. Je kleiner das Sortiment um so größer sind ten-
denziell die Umsätze pro Artikel. Damit steigen die bestellten Mengen pro Artikel. Das kann in Preis-
senkungen für die Artikel umgemünzt werden. So einfach kann Komplexität sein... 

Geheimnis 2: „Erarbeiten Sie das Vertrauen Ihrer Kunden!“ 
Es ist sicher mit einem kleinen Sortiment „einfacher“, Kunden zufrieden zu stellen und wirksame Qua-
litätskontrollen durchzuführen. Die Kundenzufriedenheit bei ALDI ist offenbar vergleichsweise groß. 
Die Brüder ALDI kaufen zuweilen in ihren eigenen Läden und fühlen sich deshalb gut informiert. Da 
bei ihnen der Kunde König ist, müssen sie sich dann wohl als Doppelmonarchen fühlen: einmal als 
Eigentümer und dann auch als Kunden den König mimen. Marktforschung soll bei ALDI keine Rolle 
spielen? Kundenzufriedenheit läuft überwiegend über Qualität und Preis und die müssen stimmen. Tun 
sie wohl auch... 

Geheimnis 5: „Versuchen Sie nicht krampfhaft zu optimieren – Maximieren Sie einfach!“  
Was heißt hier optimieren? Was maximieren? Offenbar sollen die Kunden so viel wie mögliche kau-
fen! – Mit dem „Geheimnis 1“, dem Gebot der Einfachheit, ist das nicht unbedingt vereinbar. Auch 
braucht man zum Optimieren und Maximieren zwar keinen „Zahlenfriedhof“ („Geheimnis 6“), be-
stimmt aber eine verlässliche Datenbank und entsprechende Modelle. 

Geheimnis 6: „Suchen Sie Orientierung – Verzichten sie auf Budgets und Zahlenfriedhöfe“ 
Auf moderne computerunterstützte Buchhaltungssysteme verzichtet heute kein Unternehmen, ganz 
bestimmt kein transnationales. Jedes Unternehmen von der Größe ALDIs betreibt Zukunftsplanung, 
d.h. stellt Budgets auf. Ohne detaillierte Kostenrechnung und Controlling kommt heute kein Unter-
nehmen mehr aus. In jedem größeren Unternehmen gibt es heute mindestens drei Buchführungen bzw. 
Bilanzen, d.h. die Handelsbilanz, die Steuerbilanz und die Bilanz, aus der ein kleiner Kreis von Einge-
weihten sehen kann, was mit ihrem Unternehmen wirklich los ist. Dazu sind solide Kenntnisse der 
einzelwirtschaftlichen Rechnungslegung unverzichtbar. 
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Geheimnis 8: „Seien Sie zu den Lieferanten fair – Helfen Sie Ihnen, besser zu werden!“ 
Lieferanten haben es auch bei ALDI nicht leicht. Denen geht es ähnlich wie den Zulieferern der Auto-
industrie. Niedrige Marktpreise werden auch und vor allem bei Handelsbetrieben von den Zulieferern 
erwirtschaftet. In vielen Großmärkten müssen die Lieferanten ihre Waren sogar schon selbst aufstellen. 
Auch ALDI hält die Lieferanten nicht unbedingt an der langen Leine, ist aber daran interessiert, dass 
verlässlich im weitesten Sinne des Wortes geliefert werden kann. Offensichtlich wird auch auf „zu-
nehmende Skalenerträge“ gesetzt, d.h. die Lieferanten können bei zunehmender Produktion mit gerin-
geren Steigerungen der Faktoreinsätze reagieren. Das führt zu Kostensenkungen. Die Qualitätskontrol-
len von ALDI sind streng (aber gerecht?). Auch hier erleichtert das kleine Sortiment einiges. ALDI 
zielt auf eine langfristige Zusammenarbeit mit den Lieferanten und verzichtet dabei auf Ausbeutungs-
strategien, die bei kurzfristig angelegten Geschäftsbeziehungen oft zur Anwendung kommen. Das 
schließt sogar Unterstützungen von ALDI an Zulieferer, die sich unverschuldet in wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten befinden, offenbar nicht aus. 

Geheimnis 9: „Führen Sie nach den Prinzipien Vertrauen und Kontrolle! 
„Vertrauen ist gut, Kontrolle ist besser“ heißt es zuweilen. Doch wie wird „Vertrauen“ von der „Füh-
rung“ hergestellt. Durch ausgeklügelte Bonussysteme. Das senkt den Krankenstand, stabilisiert das 
Arbeitsverhalten und ist produktivitätsfördernd. Wenn „Vertrauen“ über ein Bonussystem hergestellt 
wird, kontrollieren die Mitarbeiter sich gegenseitig und auch sich selbst. „Jeder kontrolliert jeden“. Das 
ist nicht nur billiger sondern auch wirksamer. Das ganze System wird noch zusätzlich von der Ge-
schäftsleitung kontrolliert. Von dem Ideal der Solidarität der Arbeiterbewegung bleibt fast nichts mehr 
übrig. Das Betriebsklima wird nicht unbedingt besser. Mobbing gedeiht gut auf einem solchen Nähr-
boden. Das Reich der Freiheit kann dann nur noch in der Freizeit liegen. 

Geheimnis 10: „Reden Sie verständlich!“ 
Wird gemacht Chef! Bedarf keiner weiteren Erklärung. Wir beherzigen dieses „Geheimnis“ und gelo-
ben unser Bestes zu tun! Das schwer Verständliche, das es ja trotzdem und weiterhin gibt, wird dann 
allerdings auch nicht unbedingt einfacher. 

Unsere letzte Frage: was ist eigentlich Erfolg? 
Und wenn schon ALDIs Erfolg für wen denn? Für die Gebrüder A. ganz sicher. Für die Kunden, die 
Lieferanten? Bei der Beantwortung dieser Fragen stößt man sicher auch auf das Problem der Einord-
nung in einen gesamtwirtschaftlichen Zusammenhang. 
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3.1.3 Verdienste der ALDI-Mitarbeiter(innen) (2002) 
„Aldi-Angestellte, die in ihren graublauen Kitteln nicht nur kassieren, sondern auch Kartons aufreißen 
und auspacken müssen, gelten als unterste Kaste des Einzelhandels. In Wahrheit sind sie die Königin-
nen: Eine Aldi-Vollzeitkraft verdient 2400 Euro im Monat - 4800 Mark! Das ist ein Spitzengehalt im 
Einzelhandel. Allerdings stellt Aldi wegen der unterschiedlichen Auslastung der Läden zu unterschied-
lichen Tageszeiten überwiegend Teilzeitkräfte ein, die entsprechend weniger verdienen. Früher litten 
diese Frauen wegen schweren Hebens an Unterleibs- und Rückenerkrankungen. Auf Betreiben von 
Aldi sind deshalb rückenfreundliche Hubwagen konstruiert worden. Mit denen kann man Paletten nicht 
nur mühelos durch den Laden befördern; man kann sie auch beim Abpacken bis zu 70 Zentimeter 
hochfahren, also immer aufrecht stehend arbeiten: weniger Kosten durch weniger Krankheit und zügi-
geres Arbeiten. 
Eine Filiale hat im Schnitt 3,3 Mitarbeiter/innen und einen Filialleiter. Der darf einen weißen Kittel 
tragen und verdient 3400 Euro. Die Gehälter einer Filiale setzen sich aus dem Tarifgehalt und einer 
Zulage, die in Promille vom Umsatz gezahlt wird. [...] Wer krank wird, erhält die übertarifliche Leis-
tungszulage ungekürzt weiter - allerdings nur, wenn die Kollegen für ihn mitschuften. Sofern nicht, 
darf eine Ersatzkraft angefordert werden. Dann jedoch sinkt die Umsatzbeteiligung, weil sie - etwa bei 
einer Vier-Kräfte-Filiale - auf fünf umgelegt wird. Alle verdienen weniger. Erkrankte Aldi-
Mitarbeiterinnen dürfen sich deshalb der Anteilnahme und Beobachtung ihrer Kolleginnen sicher sein. 
Dieses System sorgt für Krankenstände unter 0,5 Prozent (normal: drei Prozent). 
Den Filialleitern vorgesetzt sind die Bezirksleiter: strebsame junge Herren - gelegentlich auch Damen - 
direkt von den Fachhochschulen. Sie kommen gern zu Aldi. Denn nach einer vier- bis sechsmonatigen 
Einarbeitungszeit als Kassierer und Packer winken ein Mittelklasse-Audi als Dienstwagen und ein 
Monatsgehalt von stolzen 6000 Euro. Der Bezirksleiter ist der Waldi von Aldi. Ihm unterstehen sechs 
bis acht Filialen. Er hat stets die Preise der umliegenden Lidl-, Penny und sonstigen Märkte im Auge 
[...]. Chef der Bezirksleiter ist der Verkaufsleiter, meist aus der Riege der Bezirksleiter aufgestiegen. 
Sein Monatsgehalt beträgt 10.000 Euro. Der Verkaufsleiter beaufsichtigt sechs bis acht Bezirksleiter. 
Er sitzt im Zentrallager.“ 
Quelle: Stern 49/2002, S. 50 
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3.1.4 Wolfgang Fritz “Die Aldisierung der Gesellschaft wird sich 
fortsetzen”  

Bundesverband Deutscher Volkswirte und Betriebswirte e.V. 06.09.2004: das bdvb-
Mitglied Prof. Dr. Wolfgang Fritz, TU Braunschweig, hält das hybride Käuferverhalten 
keineswegs für irrational: 

„Discounter gehören zu den erfolgreichsten Geschäftsmodellen im deutschen Einzelhandel. Die Hälfte 
des Umsatzes entfällt auf Aldi. Die „Aldisierung“, so wird immer wieder behauptet, sei Ausdruck einer 
anhaltenden Rezession. Weil die Realeinkommen zurückgingen, nähme die Preissensibilität der Käufer 
zu. Davon profitierten die preisaggressiven Betriebstypen des Einzelhandels. Solche Erklärungen grei-
fen nach Überzeugung von Univ.-Prof. Dr. Wolfgang Fritz, Leiter der Abteilung Betriebswirtschafts-
lehre, insbesondere Marketing an der Technischen Universität Braunschweig, zu kurz. 
Die Gründe für den langfristigen Erfolg sieht Prof. Fritz insbesondere in dem positiven Image und der 
Angebotsqualität der meisten Discounter. Auch dies belegt Aldi spektakulär. Dessen eigene Marken in 
vergleichenden Warentests der Stiftung Warentest erzielen seit zwanzig Jahren regelmäßig gute oder 
sehr gute Beurteilungen. Darüber hinaus hat das Einkaufen bei Aldi für viele Verbraucher geradezu 
einen Kultstatus erlangt - geschickt unterstützt durch Aldi-Fanclubs und Buchreihen wie „aldidente“. 
Einen weiteren Grund sieht Fritz in dem sich wandelnden Konsumentenverhalten, das als „hybride“ 
bezeichnet wird. Dieses zwitterhafte Kaufverhalten drückt sich darin aus, dass ein und derselbe Kon-
sument einmal teuer und ein andermal billig einkauft. Er leistet sich z. B. eine teure Schiffsreise in die 
Karibik und kauft zugleich seinen Rotwein für den Alltagsbedarf bei Aldi. Schlagworte wie „Aldi et 
Audi“ bringen diese Zwitterhaftigkeit des Kaufverhaltens sehr anschaulich zum Ausdruck. 
Dieses hybride Kaufverhalten hält Prof. Fritz jedoch keineswegs für irrational, da der Konsument je 
nach Situation teuer oder billig einkauft. Er ist ein auf Preiswürdigkeit achtender Smart Shopper eben-
so wie ein Käufer teurer Markenprodukte in einem - je nach Produktkategorie, Kaufbedeutung und 
Kaufsituation. Sonderaktionen und Preiskämpfe im Einzelhandel werden das Preisbewusstsein der 
Konsumenten auch weiterhin schärfen und aus Schnäppchenjägern vielleicht „Sonderangebotskrieger“ 
machen. Die „Aldisierung“ wird sich somit fortsetzen. 
Der bedrohte Einzelhandel, so die Empfehlung des Wissenschaftlers, muss sich an den Defiziten des 
Angebots der Discounter orientieren. Er muss dem Kunden genau das bieten, was dieser will, aber 
beim Discounter nicht erhält. Dies sind vor allem Convenience (Bequemlichkeit) und Erlebnis. Bei-
spiele dafür sind Convenience-Stores wie rund um die Uhr geöffnete Tankstellen-Shops, Bahnhofsge-
schäfte, Pizza-Bringdienste, Abholservice bei Reparaturen, und Erlebnis-Center wie z. B. das Centro in 
Oberhausen oder ECE-Center in Innenstädten. Zwei Megatrends, die es neben der Discountorientie-
rung eben auch gibt. 
Quelle: Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung bdvb - Bundesverband Deutscher 
Volks- und Betriebswirte e.V., 06.09.2004. Weitere Infos unter http://www.bdvb.de 
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IV LERN- UND ANEIGNUNGSSTRATEGIEN – LERNEN ZU 
LERNEN  

EINLEITUNG 

Das folgende Kapitel soll die Leserinnen und Leser, die Lernenden und Lehrenden 
dabei unterstützen, ihre Lern-, Aneignungs- und Lehrkompetenzen wahrzunehmen und 
zu erweitern. 

• Dabei geht es erstens darum zu klären, was Lernen ist. 
• Zweitens fragen wir, warum Menschen überhaupt lernen, also welche Gründe sie für ihr Lernen 

haben bzw. welche Motivation. 
• Drittens setzen wir uns damit auseinander, was Menschen lernen, also welche Inhalte sie sich aneig-

nen. 
• Viertens überlegen wir, wie Menschen lernen, also welche Wege sie einschlagen und welche 

Hilfsmittel sie dabei verwenden. 
• Abschließend werden wir uns fünftens mit möglichen Problemen und Behinderungen beschäftigen, 

die beim Lernen auftreten können und fragen, wie sie überwunden werden können.  

 

4.1 WAS IST LERNEN? 

 

Im weitesten Sinn ist Lernen die Aneig-
nung und Verarbeitung von Informatio-
nen. Die Aneignung und Verarbeitung 
von Informationen ist 

• erstens eine aktive, individuell gesteuerte 
Tätigkeit (niemand kann einen anderen 
„zwingen“, etwas zu lernen), die zur Wis-
senserweiterung dient; 

• Lernen beinhaltet zweitens auch immer die 
Möglichkeit der individuellen (oder kollek-
tiven) Verhaltensänderung. 

Lernen besteht aus den folgenden 
sechs Kategorien: 

• Wissen vermehren; 
• Auswendiglernen und Reproduzieren; 
• Anwenden des neuen Wissens; 
• Verstehen des Wissens; 
• Gewinnung neuer Erkenntnisse; 
• Verhaltensänderung.14 

Lernen umfasst immer alle sechs Kate-
gorien, die je nach Interessen und Lern-
stoff individuell unterschiedlich gewich-
tet werden. Bei den ersten drei Katego-
rien wird Wissen als etwas gesehen, 
das außerhalb der Person existiert. Eine 

                                                        
14 In Anlehnung an: Adi Winteler. Professionell 

lehren und lernen. Ein Praxisbuch. Darmstadt: 
Wissenschaftliche Buchgesellschaft 2004. S 19. 
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Person eignet sich Wissen an und re-
produziert es später wieder, zum Bei-
spiel mit dem Ziel, eine Prüfung zu be-
stehen. Die Kategorien vier bis sechs 
dagegen signalisieren ein vertieftes 
Verständnis von Lernen: Die Aneignung 
von Wissen zielt auf eine Erweiterung 
des vorhandenen Wissens mit dem Ziel, 
Handlungsmöglichkeiten auszudehnen. 
Für Menschen bedeutet diese Art von 
Lernen, dass sie sich im weitesten Sin-
ne Kompetenzen aneignen, um sich 
selbst zu verändern und zu entwickeln 
und die Welt, in der sie leben, aktiv zu 
beeinflussen. 

Die bisherigen Aussagen über das Ler-
nen unterstellen, dass Lernen „funktio-
niert“, ohne dass bereits erklärt wurde, 
wie Lernprozesse (technisch) ablaufen.  

Erklärungen hierfür finden wir zum Bei-
spiel in den Naturwissenschaften. Vor 
allem die Biologie, Biochemie und Neu-
rophysiologie haben sich mit den bio-
chemischen und neurophysiologischen 
Voraussetzungen und Vorgängen des 
Lernens auseinandergesetzt. 

Die (Lern-)psychologie erforscht den 
Prozess des Lernens auf der Schnitt-
stelle zwischen Naturwissenschaften 
und Sozialwissenschaften. Sie nimmt 
die naturwissenschaftlichen Erkenntnis-
se über das Lernen als Grundlage an 
und versucht herauszufinden, mit wel-
chen Interessen und welchen Strategien 
Menschen lernen. 

Die Sozial- und Geisteswissenschaf-
ten nehmen schließlich sowohl natur-
wissenschaftliche als auch lernpsycho-
logische Erkenntnisse über das Lernen 
als gegeben an und setzen sich aus 
einer sozialen und gesellschaftsbezo-
genen Perspektive mit dem Lernen 
auseinander. Dabei wird gefragt, mit 

welchen Zielen Menschen lernen (z.B. 
Veränderung der eigenen Person, der 
Gesellschaft); welche Voraussetzungen 
(individuell und gesellschaftlich) not-
wendig sind, um erfolgreich lernen zu 
können; welche Ziele eine Gesellschaft 
mit Lernen verknüpft (z. B. eher instru-
mentell oder eher emanzipatorisch ori-
entierte); und wie die Chancen, erfolg-
reich zu lernen, in einer Gesellschaft 
verteilt sind. 
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4.2 WARUM LERNEN WIR? 

Die Standardantwort auf diese Frage ist 
zunächst: „Menschen können nicht nicht 
lernen.“ D. h., Lernen gilt als eine Vor-
aussetzung menschlichen Lebens. Es 
sichert das Überleben, unabhängig 
davon, in welcher Zeit und welcher 
Gesellschaft Menschen leben.  

Dies bedeutet, dass Menschen zum 
einen aus individuellem Antrieb lernen. 
Zum anderen lernen sie aber auch, weil 
es gesellschaftlich erwartet wird. Dabei 
ist zu berücksichtigen, dass die jeweili-
gen Lernformen sehr unterschiedlich 
sein können.  

So findet Lernen nicht immer in organi-
sierter Form statt (d. h. Schule, Berufs-
ausbildung, Erwachsenenbildung), son-
dern häufig zufällig, informell und beiläu-
fig. Die nachfolgende Abbildung veran-
schaulicht die Dimensionen von Lern-
formen: 

(Quelle: Peter Faulstich und Christine 
Zeuner. Erwachsenenbildung. Eine 
handlungsorientierte Einführung. Wein-
heim: Juventa 1999. S. 28): 

 

Abb. 1: Aspekte von Lernformen 

Die Lernorte sind dabei ebenfalls sehr 
verschieden: Lernen kann in Institutio-
nen stattfinden, deren Hauptaufgabe 
darin besteht, Menschen etwas zu ver-
mitteln wie Schulen, Universitäten, Er-
wachsenenbildungseinrichtungen. Aber 
man lernt auch – organisiert oder eher 
beiläufig – in Betrieben, Museen, Ge-

werkschaften, Vereinen, Kirchen, bei 
kulturellen Veranstaltungen usw. Der 
jeweilige Lernort beantwortet häufig 
auch schon die Frage, warum Men-
schen lernen: aus beruflichen Gründen, 
aus politischen, aus religiösen, aus 
sozialen, aus kulturellen Gründen.  
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Lernen wird als die Aneignung von Wis-
sen zum Zwecke der Verhaltensände-
rung und Handlungsfähigkeit des Ein-
zelnen verstanden. Dies bedeutet, dass 
Lernen immer ein Ziel hat. Dieses Ziel 
kann instrumentellen Charakter haben, 
sich also beispielsweise auf die Verbes-
serung der ökonomischen Situation oder 
auf die Anpassung an gesellschaftliche 

Entwicklungen richten. Darüber hinaus 
kann Lernen aber auch eine emanzipa-
torische Zielsetzung verfolgen, bei der 
es um die Entwicklung der eigenen 
Anlagen und Möglichkeiten geht, um sie 
im Sinne individueller und gesellschaftli-
cher Verbesserungen und Veränderun-
gen einzusetzen. 

 

4.3 WAS LERNEN WIR? 

Mögliche Inhalte menschlichen Lernens 
sind natürlich ebenso unermesslich wie 
das existierende und das zukünftige 
Wissen. Trotzdem lassen sich Katego-
rien bilden, die Lerninhalte systematisie-

ren, wenn für eine solche Systematik 
von gesellschaftlichen und individuellen 
Interessen, die sich durchaus wider-
sprechen können, ausgegangen wird. 

Folgende Kategorien sind zu unterteilen: 

• Inhalte, die die Tradition und Kultur einer Gesellschaft sichern und ihre Identität bestimmen (z.B. 
Religion; Geschichte; Kunst; Musik; Philosophie; Literatur; naturwissenschaftliche und techni-
sche Erkenntnisse). 

• Inhalte, die das Zusammenleben in einer Gesellschaft ermöglichen (z.B. soziale Verhaltenswei-
sen; Werte und Normen (darin eingeschlossen rechtliche Regelungen). 

• Inhalte, die im je individuellem Interesse begründet sind. (Sie können der individuellen Berei-
cherung, gesellschaftlichen oder beruflichen Zwecken dienen).
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4.4 WIE LERNEN WIR? 

Bei der Frage, wie man lernt, geht es im 
weitesten Sinne um Lernstrategien. 

Unter Lernstrategien versteht man ers-
tens, wie ein Lernender Informationen 
auswählt, erwirbt, organisiert, die neuen 
Erkenntnisse mit bereits vorhandenem 
Wissen verbindet und sie in sein Wissen 
integriert. Es geht also um Techniken, 
Methoden und Taktik des Lernens. 
Diese auf die aktive Aneignung und 
Verarbeitung von Wissen zielenden 
Verhaltensweisen werden auch Lernsti-
le genannt, die individuell und je nach 
zu erlernendem Inhalt sehr unterschied-
lich sein können. Zweitens beschäftigt 
sich vor allem die Lernpsychologie mit 
der Frage, welche kognitiven Stile 
beim Lernen nachweisbar sind. Es geht 
darum festzustellen, mit welchen Inte-
ressen Menschen lernen – z. B. weil sie 
ein Thema spannend finden und mehr 
darüber wissen möchten; weil sie be-
stimmte Dinge in ihrer Freizeit tun 
möchten; weil sie eine Prüfung beste-
hen möchten; oder weil sie bestimmte 
Dinge für ihren Beruf lernen müssen. 
Abhängig von den Lernintentionen und 
Zielen wird auf unterschiedliche Arten 
gelernt. Lernen – und damit auch die 
Lernstrategie – wird damit individuell 
unterschiedlich begründet.15 

                                                        
15 Zu Lernstrategien und ihre Anwendung vgl. K.-P. 

Will. Lernstrategien im Studium. Münster: Wax-
mann 2000. 

Im Folgenden geht es uns darum, die 
Lern- und Aneignungsstrategien unserer 
Leserinnen und Leser zu unterstützen. 
Wir beschäftigen uns dabei mit Fragen 
der Lernstrategien im Sinne von prakti-
schen Lernstilen und nicht in Bezug auf 
kognitive Lernstile. 

Wir werden Hinweise geben, wie man 
Informationen sammelt (Abschnitt 1), 
wie man mit Texten umgeht und seine 
Lesefähigkeit üben kann (Abschnitt 2), 
und welche Techniken es gibt, Gelese-
nes zu behalten (Abschnitt 3). In einem 
weiterer Abschnitt werden wir Anregun-
gen geben, wie offene bzw. selbstge-
steuerte Lernprozesse gestaltet werden 
können, die bei der Erarbeitung der 
Lern- und Arbeitsbücher eine wichtige 
Rolle spielen (Abschnitt 4). 

Denn, wie bereits in der Einleitung ge-
sagt, können diese Lern- und Arbeitsbü-
cher sowohl in traditionellen Unterrichts-
formen eingesetzt werden, als auch zur 
Eigenarbeit. Je nachdem, welche Lern-
form vorliegt, werden die Lernenden 
unterschiedliche Lernstrategien verfol-
gen. 
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4.5 SAMMELN VON INFORMATIONEN

Ein Problem der heutigen Zeit besteht 
weniger darin, Informationen zu erhal-
ten, als zu beurteilen, ob diese Informa-
tionen erstens für die eigene Fragestel-
lung relevant sind und ob sie zweitens 
richtig sind. Viele Menschen konsultie-
ren bei der Informationssuche zunächst 
das Internet. Hier sind die erwähnten 
Probleme besonders auffällig: Oft ist es 

gar nicht so einfach, Informationen zur 
eigenen Fragestellung zu bekommen, 
und zudem ist es meist sehr schwierig, 
zu entscheiden, ob diese Informationen 
richtig und treffend sind. Ähnlich verhält 
es sich mit anderen Quellen wie Bü-
chern, Enzyklopädien, Lexika, Fachbü-
chern, Zeitungs- und Zeitschriftenarti-
keln usw. 

 

4.5.1 Umgang mit dem Internet
Der Vorteil des Internets ist, dass man 
zu allen vorstellbaren Wissensgebieten 
Informationen finden kann. Die übliche 
Suchstrategie ist, über Suchmaschinen 

wie Google, Yahoo, Altavista oder webs-
ter Suchbegriffe einzugeben und über 
die dort angegebenen Links weiterzusu-
chen.

Hierbei kann es zu folgenden Problemen kommen: 

• Der Suchbegriff ist zu ungenau oder zu speziell. Im ersten Fall erhält man zu viele Antworten, im 
zweiten treffen die Antworten nicht auf die Frage zu. Man muss also mit Suchbegriffen 
experimentieren. 

• Die Suchmaschinen verwenden unterschiedliche Begriffe, weshalb man variieren muss. 
• Die Suche kann sehr zeitaufwändig und unter Umständen auch frustrierend und damit wenig ef-

fektiv sein. 
• Problematisch ist es weiterhin häufig, die Richtigkeit von Informationen nachzuprüfen, weil Pri-

märquellen nicht angegeben werden. 

 

4.5.2 Umgang mit Bibliotheken
Die „traditionelle“ Art und Weise, sich 
Informationen zu beschaffen, ist der 
Besuch von Bibliotheken und das Lesen 
schriftlicher Quellen. Zu unterscheiden 
ist zwischen Staats-, National- und Lan-
desbibliotheken, allgemeinen öffentli-
chen Bibliotheken (städtisch oder kom-
munal) sowie wissenschaftlichen und 
Fachbibliotheken (häufig an Universitä-
ten und anderen Bildungseinrichtungen, 

aber auch bei Behörden, Museen, Be-
rufsverbänden usw.). 

Bibliotheken verfügen über verschiede-
ne Kataloge, in denen Informationen 
über die in der Bibliothek befindlichen 
Bücher abrufbar sind. Heute ist dies in 
den meisten Fällen ein elektronischer 
Katalog, in dem alle Medien gespeichert 
sind. Unterteilt werden die Kataloge – ob 
elektronisch oder traditionell – in alpha-
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betische Kataloge, in denen man nach 
Autoren suchen kann oder nach 
Schlagworten. Im ersten Fall weiß man 
bereits, welches Buch oder welchen 
Autor man sucht, im zweiten möchte 
man herausfinden, welche Bücher zu 
einem bestimmten Thema in einer Bib-
liothek vorhanden sind. Zudem gibt es in 
größeren Bibliotheken meistens Zeit-
schriftenkataloge, Dissertationskataloge 
oder thematische Spezialkataloge. 

Bibliotheken haben Personal, das bei 
der Suche nach Literatur berät und 
weiterhilft. Häufig werden Führungen 
angeboten, die auf die verschiedenen 
Möglichkeiten einer Bibliothek eingehen, 
die Systematik der Bücheraufstellung 
sowie der vorhandenen Kataloge erklä-
ren. 

Auch ist die Vernetzung verschiedener 
Bibliotheken über Computer mittlerweile 
weit vorangeschritten, so dass man - 
zumindest in Deutschland – über soge-
nannte „Verbundkataloge“ den Bestand 
vieler Bibliotheken einer größeren Regi-
on abfragen kann. Sind Bücher nicht in 
der eigenen Bibliothek vorhanden, kön-
nen sie in der Regel über die sogenann-
te „Fernleihe“ bestellt werden: Die eige-
ne Bibliothek bestellt das Buch bei einer 
anderen und man kann das Buch in der 
eigenen Ausleihe abholen.16 

                                                        
16 Ausführlich mit der Frage von Suchstrategien in 

Bibliotheken und im Internet beschäftigen sich die 
folgenden Bücher: 

 Regula Schräder-Naef. Rationeller Lernen lernen. 
Ratschläge und Übungen für alle Wissbegierigen. 
Weinheim: Beltz Verlag 212003. (Bes. Kapitel 4.2) 
sowie 

 Joachim Stary und Horst Kretschmer: Umgang mit 
wissenschaftlicher Literatur. Eine Arbeitshilfe für 
das sozial- und geisteswissenschaftliche Studium. 
Darmstadt: Wissenschaftliche Buchgesellschaft 
1999. 
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4.6 UMGANG MIT TEXTEN UND LESEFÄHIGKEIT 

Das Lesen von Texten ist sicherlich eine 
der häufigsten Tätigkeiten, um sich 
Wissen anzueignen. Empfehlungen zu 
Lesetechniken gibt es zahlreiche – ob 
es um Schnelllesen geht; um Techni-
ken, sich das Gelesene dauerhaft anzu-
eignen oder nach individuellen Ge-
sichtspunkten zu ordnen usw. 

Hier können und sollen die Anregungen 
entsprechender Bücher nicht wiederholt 
werden. Einige grundsätzliche Hinweise 
zum Umgang mit Texten werden aller-
dings aufgeführt, da die vorliegenden 
Lern- und Arbeitsbücher ebenfalls weit-
gehend Textarbeit erfordern. Weniger 
geübte Leser können ja zunächst die 
hier vorgeschlagenen Techniken bei der 
Erschließung von Texten anwenden, um 
dann eigene Vorgehensweisen zu ent-
wickeln. 

 

4.6.1 Lesen als Prozess 

Das Lesen von Texten kann man sich 
als einen kreisförmigen Prozess vorstel-
len, dessen Ausgangspunkt die Vor-
kenntnisse sind, die jemand zu einem 
Thema mitbringt. Diese können gering 
sein oder auch bereits sehr breit. 

Unabhängig davon, welchen Wissens-
stand eine Person hat, kann der nach-
folgende Vorschlag für die Bearbeitung 
von Texten als systematischer Bearbei-
tungsprozess angewandt werden. Der 

Vorschlag soll dazu anregen, unabhän-
gig von der Kenntnis eines Gegenstan-
des zunächst darüber nachzudenken, 
was man bereits auf Grund seiner All-
tagserfahrungen oder auch der Erfah-
rungen im beruflichen oder politischen 
Zusammenhang zu einem Thema weiß. 
Dann setzt man sich mit einem Text 
anhand von bestimmten Erwartungen 
hinsichtlich seiner Informationen aus-
einander. Die inhaltliche Aufmerksam-
keit wird auf diese Weise zielgerichteter; 
es wird damit leichter, den Argumenten 
eines Autors zu folgen und sie mit dem 
eigenen Vorverständnis zu vergleichen. 

Anfangs wurde darauf hingewiesen, 
dass Lesen als ein kreisförmiger Pro-
zess verstanden werden muss: So ist es 
bei der Anwendung des nachfolgenden 
Schemas wahrscheinlich, dass beim 
ersten Lesen nicht alle Fragen vollstän-
dig beantwortet werden können. In die-
sem Fall sollte man entweder den gan-
zen Text oder bestimmte Ausschnitte 
noch einmal lesen und versuchen, mit 
dem nun erweiterten Vorverständnis – 
Ergebnis des ersten Durchgangs – 
weitere Erkenntnisse zu gewinnen. 
Diese Vorgehensweise erfordert zu-
nächst Zeit – mit ein wenig Übung wird 
es aber leichter, den Inhalt von Texten 
zu erschließen und Methoden zu entwi-
ckeln, die dem eigenen Lernstil entspre-
chen. 
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4.6.2 Methodische Vorschläge zur Interpretation von Texten 
 

A.  Vorbereitende Überlegungen zur Lektüre 
1. Formulierung der eigenen erkenntnisleitenden Interessen 
 • Aus welchem Grund wird der Text gelesen? 
 • Welche Erwartungen werden damit verknüpft? 
2. Formulierung des eigenen Vorverständnisses vom Text 
 • Welche Begriffe sind bekannt/unbekannt? 
 • Was ist über den Autor/die Autorin bekannt? 
3. Entstehungszusammenhang des Textes 
 • Wann und wo wurde der Text geschrieben? 
 • Aus welchem Anlass wurde er geschrieben 
 • Wo und aus welchem Anlass wurde er veröffentlicht? 
 • Wer sind die Adressaten des Textes? 

B.  Fragen während der Lektüre des Textes 
1. Formale Aspekte 
 • Gliederung/Aufbau des Textes 
 • Struktur der Abschnitte/Kapitel 
 • Gibt es Zusammenfassungen? 
 • Themen, die angesprochen werden 
2. Inhaltliche Aspekte: innerer und struktureller Argumentationsverlauf 
 • Welche Thesen/Hypothesen vertritt der Autor? 
 • Wie werden die Thesen belegt/widerlegt? 
 • Gibt es inhaltliche Sprünge/Brüche? 
3. Inhaltliche Aspekte: Begriffe 
 • Welche Begriffe sind wichtig? 
 • Wie werden die Begriffe erklärt? 
4. Inhaltliche Aspekte: Quellen 
 • Welche Quellen werden benutzt? 
 • Dienen die Quellen zur Erläuterung/Erklärung/Widerlegung der Thesen? 

C.  Überlegungen nach der ersten Lektüre des Textes 
 • Hat der Text die erkenntnisleitenden Interessen beantworten können? (vgl. 1) 
 • Hat der Text zum besseren Verständnis der Materie beigetragen? 
 • Gibt es begründete inhaltliche/formale Kritik an dem Text? 
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4.6.3 Lesen als Aneignung von Wissen
Wenn man Texte nach dem gerade 
gezeigten Schema gelesen und inter-
pretiert hat, ergibt sich (meistens gleich-
zeitig) das Problem, wie die neuen In-
formationen aufbereitet werden können, 
damit man sie behält und auch später 
wieder darauf zurückgreifen und damit 
weiter arbeiten kann. 

Es gibt zahlreiche Methoden, Texte für 
sich selbst zu bearbeiten. Die einfachste 
ist, im Text wichtige Stellen zu markie-

ren und Bemerkungen an den Rand zu 
schreiben. Das Problem ist, dass man 
den Inhalt des Textes später nicht auf 
einen Blick zur Verfügung hat. Im Fol-
genden sollen drei Methoden kurz be-
schrieben werden, wobei zur ausführli-
chen Auseinandersetzung mit dem 
Thema wieder auf relevante Literatur 
verwiesen sei. 

 

4.6.3.1 Exzerpieren 

„Exzerpieren“ bedeutet soviel wie „her-
ausziehen“. Das Ziel ist also, die we-
sentlichen Information eines Textes in 
eigenen Worten schriftlich niederzule-
gen. Dieses „Exzerpt“ kann kürzer oder 

länger sein. Auf jeden Fall sollte es 
folgende Informationen enthalten, damit 
man später genau weiß, auf welchen 
Text es sich bezieht: 

 
• Name des Autors; 
• Titel des Textes und die Quelle, aus der der Text stammt (Buch, Zeitschrift, o.Ä.); 
• Ort, an dem der Text gefunden wurde (eigenes Buch; Bibliothek; Internet); in den beiden letzten 

Fällen sollte immer die Fundstelle, d.h. die Signatur der Bibliothek oder die sog. „URL“ aus dem In-
ternet (mit Datum) verzeichnet werden, damit man es wiederfinden kann. (Bei Internet-Quellen 
empfiehlt es sich, die Daten auf Diskette, CD oder die eigene Festplatte abzuspeichern, weil die 
Quellen später häufig nicht mehr in der Form wieder zu finden sind). 

• Eventuell eine Liste mit wichtigen Stichwörtern und Begriffen erstellen, wodurch man später einen 
schnelleren Überblick über den Text bekommt. 

• Bei Exzerpten kann man nur mit einzelnen Zitaten arbeiten oder auch mit sog. „Paraphrasierungen“, 
d.h. Zusammenfassungen des Textes mit eigenen Worten. In jedem Fall sollte immer deutlich unter-
schieden werden zwischen einem wörtlichen Zitat, einer Zusammenfassung der Meinung des Au-
tors und der eigenen Meinung zum Text (im Sinne einer Anmerkung / eines Kommentars), damit 
dies auch später noch nachvollziehbar ist. 

• Es empfiehlt sich, für jeden Text ein neues Exzerpt zu schreiben, so dass man sie unter Umständen 
auch neuen Texten, die thematisch unterschiedlich sind, zuordnen kann. 
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4.6.3.2 Thesenpapier zu einem Text 

 
Die hier vorgeschlagene Struktur für ein 
Thesenpapier geht über ein Exzerpt 
hinaus, da man – in Anlehnung an die in 
2.2 vorgeschlagene Methode zur Tex-
terschließung –  nicht nur den Inhalt 

eines Textes wiedergibt, sondern auch 
Informationen zum Autor, zur Struktur 
des Textes und den Kernaussagen 
sowie die eigene Meinung bzw. Kritik 
am Text deutlich macht. 

 

Konzept für ein Thesenpapier 
1. Verfasserin/Verfasser, Titel. 
2. Ausgangspunkt: Ziel des Aufsatzes. 
3. Voraussetzungen für die Argumentation: Welche bestehenden Werke/Materialien/Quellen werden 

herangezogen, um die Argumente zu stützen? 
4. Struktur: Aufbau und Gliederung des Aufsatzes. 
5. Methode/Vorgehensweise der Autorin/des Autors 

(Biographie, hermeneutische Interpretation, Textanalyse). 
6. Thesen – Was will die Autorin/der Autor erwiesen haben? 
7. Ergebnis/Ertrag: werden die Thesen belegt? 
8. Eigene Kritik 

 

4.6.3.3 Mind-mapping 

Die Idee des „Mind-mapping“ versucht, die netzwerkartige Struktur des menschlichen 
Denkens abzubilden und auszunutzen, da wir normalerweise assoziativ, d. h. in Ver-
knüpfungen denken. Es geht darum, die vielen Dimensionen und Abhängigkeiten von 
Begriffen oder Themengebieten deutlich zu machen, um sie sich auf diese Weise ers-
tens leichter merken zu können und zweitens Verbindungen oder thematische Erweite-
rungen zu erkennen, die bis dahin vielleicht verborgen waren.17 

Mind-Maps können im Voraus entwickelt werden, um sich zu verdeutlichen, was von 
einem Thema bereits bekannt ist. Sie können aber auch während des Lesens eines 
Textes, als Mitschrieb einer Vorlesung oder eines Vortrags erstellt werden. Vorteil von 
Mind-Maps ist, dass sie jederzeit erweiterbar sind und als Gedächtnis- und Erinne-
rungsstützen dienen. 

Das folgende Beispiel für ein Mind-Map zum Thema „Lernen zu lernen“ orientiert sich 
an den im vorliegenden Text dargestellten Inhalte. 

 

 

 

 

                                                        
17 Die Literatur zu „Mind-mapping“ ist sehr vielfältig. Von den in unserem Literaturverzeichnis angegebenen Autoren 

beschäftigen sich vor allem Werner Metzig und Martin Schuster mit dem Aspekt (S. 132 - 163). 
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Abb. 2: Mindmap zum Thema „Lernen lernen“ 
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4.7 GESTALTUNG OFFENER / SELBSTGESTEUERTER 
LERNPROZESSE 

Die Gestaltung offener, selbstgesteuer-
ter Lernprozesse hängt von den Ler-
nenden selber, den Lehrenden und den 
eingesetzten Lern- und Aneignungsme-
thoden ab. Selbstgesteuertes Lernen im 
Sinne der individuellen Auswahl und 
Aneignung von neuen Inhalten ist in den 
letzten Jahren viel diskutiert worden. 
Wichtig ist, dass bestimmte Tätigkeiten, 
die in einem organisierten Lernprozess 
meistens von den Lehrenden übernom-
men werden, jetzt Teil der Selbststeue-

rung der Lernenden ist. Das Problem 
dabei ist, dass viele Lernende keine 
Erfahrung darin haben, ihren Lernpro-
zess selbst zu steuern. Aufgaben, die 
für die Gestaltung eines Lernprozesses 
von Bedeutung sind, werden in organi-
sierten Lernprozessen eher von den 
Lehrenden, in selbst gesteuerten Lern-
prozessen eher von den Lernenden 
übernommen: 

 

 

• Orientierung des Lerngeschehens: bei selbstorganisierten Lernprozessen 
sind die Lernenden dafür weitgehend selbst verantwortlich.  

• Aktivitätsgrad: Lernende müssen selbständig agieren. 
• Entscheidung über Lernziele liegen beim Lernenden. 
• Entscheidung über Lerninhalte liegen beim Lernenden. 
• Überprüfung des Lernerfolgs durch Selbstkontrolle durch den Lernenden. 
• Medieneinsatz nach eigener Entscheidung. 
• Zeitliche Flexibilität: selbst gesetzte Lernzeiten. 
• Räumliche Flexibilität: Bestimmung des Lernorts durch den Lernenden 

(nach Gnahs u.a. 2002, S. 17). 

 

Diese Aufzählung zeigt, dass ein selb-
ständig Lernender für viele Bereiche 
seines Lernvorgangs Verantwortung 
übernimmt, die in organisierten Lern-
formen von den Lehrenden wahrgenom-
men werden. Dies führt dazu, dass sich 
jeder Lernende überlegen sollte, in wel-
chen Bereichen er sich bereits selbstän-
diges Lernen zutraut, und in welchen er 
Hilfe in Anspruch nehmen möchte. 

Sofern Sie sich dazu entschieden ha-
ben, die vorliegenden Lern- und Ar-
beitshefte selbständig durchzuarbeiten, 
müssen Sie also in Eigenregie Lernzei-
ten festlegen. Einen ungestörten Lern-

platz finden. Herausfinden, ob Ihnen die 
angebotenen Lernhilfen ausreichen oder 
ob Sie sich entweder mit Hilfe von Me-
dien weitergehende Informationen be-
schaffen oder bei Personen Unterstüt-
zung suchen. In den Heften sind bereits 
zahlreiche Anregungen gegeben, wo 
weitere Informationen zu bestimmten 
Themen zu finden sind. Mit Hilfe der in 
den Texten  ergänzten Fragen und 
Arbeitsaufgaben können Sie Ihren eige-
nen Lernfortschritt überprüfen. 

 



 110622-CP-1-2003-1-DE-Grundtvig-G1 80 

4.8 WELCHE PROBLEME KÖNNEN BEIM LERNEN 
AUFTAUCHEN? 

Probleme, die beim Lernen auftauchen 
können, können verschiedene Ursachen 
haben: wir stellen im Folgenden ver-
schiedene Perspektiven dar, die sich 
erstens auf lernende Personen allge-

mein beziehen, und zweitens betrachten 
wir Lernprobleme aus der Perspektive 
der Lehrenden und Institutionen, in 
denen das Lernen stattfindet. 

 
1. Mögliche Probleme Lernender: 
• Geringe inhaltliche Vorkenntnisse 
• Geringe methodische Kenntnisse (vgl. das Kapitel Lernstrategien) 
• Geringes oder kein Interesse an den Inhalten 
• Sehr unterschiedliches Interesse an den Resultaten des Lernprozesses 

(vor allem beim Lernen in Gruppen) 
• Unterschiedliche Erwartungen an den „Lernerfolg“ 
• Zu hohe/zu geringe Lerngeschwindigkeit (vor allem beim Lernen in Gruppen) 
• Schwierige Rahmenbedingungen (fehlende Zeit, Ruhe, Ressourcen) 
 
2. Mögliche Probleme aus der Perspektive der Lehrenden/Institution: 
• Uneinheitliche inhaltliche Vorkenntnisse bei der Gruppe 
• Uneinheitliche Lernerfahrungen (in Bezug auf Methoden, aber auch Lernen allgemein) 
• Geringes oder kein Interesse an den Inhalten 
• Sehr unterschiedliche Verwertungsinteressen bei den Lernenden in Bezug auf die Inhalte 
• Unterschiedliche Erwartungen an den „Lernerfolg“ (bei Lehrenden und Lernenden) 
• Festsetzung der Lerngeschwindigkeit (vor allem beim Lernen in Gruppen) 
• Schwierige Rahmenbedingungen (fehlende Zeit, Ruhe, Ressourcen) 

 
Diese Listen ließen sich sicherlich noch 
fortführen. Sie zeigen aber sehr deut-
lich, dass  die Ursachen von Lern-
schwierigkeiten sowohl in den individu-
ellen Voraussetzungen der Lernenden 
liegen können, als auch in den Rah-
menbedingungen, unter denen Lernen 
stattfindet. Wichtig ist, dass sich sowohl 
Lernende als auch Lehrende überlegen, 
welche Ursachen auftauchende Lern-
probleme haben, um dann Strategien zu 
ihrer Bewältigung zu entwickeln. Indivi-
duelle Ursachen, die auf fehlende oder 
negative Lernerfahrungen zurückzufüh-

ren sind, sind sicherlich nur langfristig zu 
überwinden. Fragen des inhaltlichen 
Interesses, der methodischen Herange-
hensweise, einer übergreifenden Ziel-
setzung, die den Interessen aller Teil-
nehmer gerecht wird, sollten allerdings 
direkt und einvernehmlich zwischen 
Lernenden und Lehrenden geklärt wer-
den, um für alle möglichst günstige 
Lernvoraussetzungen zu schaffen. 
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V WEITERE ARBEITS- UND INFORMATIONSHINWEISE 

5.1 WEITERE ARBEITSMATERIALIEN 

5.1.1 Gerhard Leithäuser „Ein kurzer Blick auf den gegenwärtigen 
Zustand der Wirtschaftswissenschaft“ 

In den frühen neunziger Jahren des 20. Jahrhunderts wurde die Wirtschaftswissen-
schaft in den USA zuweilen als „schreckliche Wissenschaft“ (dismail science) bezeich-
net, mit der man letztendlich gar nichts anfangen könne. Das hat einige und nicht weni-
ge Ökonomen wachgerüttelt. Sie bemühen sich seitdem verstärkt, die wissenschaftli-
chen Anteile der Wirtschaftswissenschaft klarer zu fassen und empirisch abzusichern. 
Eine wissenschaftliche Wirtschaftswissenschaft muss eigentlich gar nicht schrecklich 
sein und man braucht sich davor auch nicht zu fürchten. Sie kann bei offenen Türen für 
alle sichtbar und nachvollziehbar betrieben werden. 

Nicht so die ideologische Wirtschaftswissenschaft, die leider allzu oft erfolgreich ver-
sucht, wirtschaftswissenschaftliche Anteile mit Interessenpolitik zu vermischen. Hinter 
verschlossenen Türen formuliert die ideologische Wirtschaftswissenschaft an Rezepten, 
in denen die wissenschaftliche Wirtschaftswissenschaft zur Magd der Wirtschaftsinte-
ressen degradiert wird. Wird nach diesen Rezepten gekocht, dann brodelt es in der 
ideologischen Hexenküche. Es entstehen Nebelwände, die nicht leicht zu durchschauen 
sind. 

Die Dienste von ideologischen Wirtschaftswissenschaftlern werden gern herangezogen, 
wenn es darum geht, Interessen von Gruppen zu rechtfertigen. Beliebt ist, deren Eigen-
interesse als Gemeinwohl darzustellen, gemäß dem alten Motto "Was gut ist für Gene-
ral Motors, ist gut für die USA!“ Solche Einsichten werden zudem reich belohnt – in 
klingender Münze – wenn sie im Fachjargon abgefasst werden und sich den Anschein 
von Wissenschaftlichkeit geben können. Es ist gewiss nicht immer leicht, solche Aussa-
gen kritisch zu durchleuchten. Ein Mindestmaß an ökonomischer Kompetenz ist dazu 
unverzichtbar. Ein großer Teil der Auseinandersetzung mit der Wirtschaftswissenschaft 
muss deshalb dazu verwendet werden, die ideologische Spreu vom wissenschaftlichen 
Weizen zu trennen.  

Was heißt eigentlich Wissenschaft, oder genauer Wirtschaftswissenschaft? Wissen-
schaft bedeutet, allgemein gesprochen, „organisierte Form der Erforschung, Sammlung 
und Auswertung von Kenntnissen“. So oder so ähnlich findet man die Definition in Wör-
terbüchern. Wirtschaftswissenschaft wäre dann zunächst ganz einfach die organisierte 
Form der Erforschung, Sammlung und der Auswertung von Kenntnissen über wirt-
schaftliche Aktivitäten. Wirtschaftliche Aktivität bedeutet in einem verengten akademi-
schen Verständnis Produktion und Verteilung von knappen Gütern. Werden menschli-
che Gesellschaften mit der allgegenwärtigen Knappheit konfrontiert, dann muss produ-
ziert und verteilt bzw. umverteilt werden. Knappheit ist allerdings ein historisch und 
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schichtenspezifisch zu relativierender Begriff. Verglichen mit einem Arbeiterhaushalt im 
letzten Drittel des neunzehnten Jahrhunderts leben wir heute in einer Überflussgesell-
schaft. Ein Bezieher von Hartz IV aus der Gegenwart dürfte da freilich anderer Ansicht 
sein… 

Die Organisation von Wissenschaft trägt noch immer ein wenig von der „Priesterver-
schwörung“ des Altertums mit sich, des geheimen Wissens, das nur den Eingeweihten 
zugänglich ist. „Wissenschaftler“ treten uns auf unseren Fernsehbildschirmen gern als 
eine solche verschworene Gemeinschaft gegenüber. Sie scheinen sich große Mühe zu 
geben, uns ihr großes Wissen in verständliche Alltagssprache zu übersetzen. Nicht 
selten artet das in Wichtigtuerei und Besserwisserei aus. Banalitäten werden mit dem 
Brustton der Überzeugung vorgetragen. Merke: nicht jeder Akademiker ist ein Wissen-
schaftler! Umgekehrt, nicht jeder, der keinen akademischen Abschluss hat, kann des-
halb nicht wissenschaftlich denken! 

Bösartiger wirken sich die sozialen Verengungen von Zugängen zur wissenschaftlichen 
Ausbildung aus. Wer kein Geld hat, sich keines beschaffen kann und deren (dessen) 
Eltern auch nicht auf Rosen gebettet sind, hat keine guten Karten. Viele andere Spieler 
gewinnen auch mit weniger guten Karten. Eine wissenschaftliche Ausbildung ist teuer 
und verlangt Einsatz und Fleiß. Eine durchschnittliche Intelligenz reicht meistens, wie 
man aus dem Auftreten von „Wissenschaftlern“ im Fernsehen schließen kann. Für uns 
gilt: Am wichtigsten ist das hartnäckige Interesse an der Sache: "Ich will 'rauskriegen, 
wie das funktioniert.“ 

Wissenschaft ist keine Hexerei. Sie ist erlernbar, aber sie muss erst einmal zugänglich 
gemacht werden. Der Zugang zu wissenschaftlicher Erkenntnis ist heutzutage meist 
sorgfältig versperrt, nicht nur von sozialen Hürden, sondern auch mit dornigem Ge-
strüpp aus „Fachchinesisch“ oder einem unüberschaubaren Labyrinth aus Mindestvor-
aussetzungen an Wissen. Das kann die sogenannten „Laien“ abschrecken. Zuweilen 
soll das wohl so sein. Wissenschaft ist auch eine Verschwörung gegen die Laien. Ex-
emplarisches Lernen verfolgt auch den Zweck, Schneisen in dieses Gestrüpp zu schla-
gen und einen Leitfaden für den Weg durch das Labyrinth an die Hand zu geben. Zu-
sammenhänge können dann sichtbar gemacht werden, Neugierde geweckt, Fragen 
gestellt werden. 

Die Wissenschaft soll nicht unzugängliches Privatgrundstück von etablierten Wissen-
schaftlern bleiben, die einerseits beklagen, dass niemand sich für ihre Sache interes-
siert und die andererseits ihr Wissen nur ungern rausrücken. Dazu aber sollte man sie 
gegebenenfalls auch zwingen. Ohne ökonomische Grundkompetenz lebt es sich wie in 
einem Labyrinth. Oft ohne es zu wissen aber hat auch der Laie ein Expertenwissen, das 
nämlich, das seiner persönlichen Erfahrung im Wirtschaftsleben entspringt. Um diesen 
Schatz an Expertenwissen zu heben und der Arbeitsgruppe zugänglich machen zu 
können, ist die Auseinandersetzung mit der Wirtschaftswissenschaft unerlässlich. 

Die akademische Wirtschaftswissenschaft konzentriert sich auf die bestehende kapita-
listische Marktwirtschaft, die sie erklären und rechtfertigen soll. Sie hat es niemals als 
ihre Aufgabe angesehen, die Instrumente zur Überwindung der kapitalistischen Markt-
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wirtschaft bereitzustellen. Systemüberwindende Perspektiven wachsen nicht von selbst 
aus der Gemengelage der akademischen Wirtschaftswissenschaft heraus. Sie müssen 
aus ihr heraus entwickelt und politisch umgesetzt werden. Auch dazu ist eine orientie-
rende ökonomische Kompetenz unverzichtbar. 

Wirtschaftliche Problemlagen, Wirtschaftstheorien und wirtschaftspolitische Instrumente 
können von Fallbeispielen, die man auch „Mini-Projekte“ nennen könnte, ausgehend 
angesteuert werden. Auf diese Weise soll es Arbeitsgruppen ermöglicht werden, sich 
ökonomische Kompetenz anzueignen. Diese Kompetenz soll dazu beitragen, die wirt-
schaftliche Wirklichkeit Deutschlands und internationaler ökonomischer Zusammenhän-
ge besser zu verstehen. Auf diesem Wege soll ein Prozess des exemplarischen Ler-
nens eingeleitet werden, der es den Kursteilnehmern ermöglicht, ihre Alltagserfahrun-
gen aus dem Wirtschaftsleben in einen wissenschaftlich offenen Zusammenhang ein-
zubringen. Auf keinen Fall sollten Kursteilnehmer auf einen theoretischen Schienen-
strang gesetzt werden, der sie eingleisig zu verengten einseitigen oder wissenschaftlich 
fragwürdigen Konzepten führt. Notwendige Vereinfachungen lassen leicht den Eindruck 
entstehen, dass man sich das Wissen und die Wahrheit über den Zustand der Wirt-
schaft und der Wirtschaftswissenschaft mit dem Anlernen von ein paar Begriffen an 
Land ziehen kann. Auf diesem Weg wird der Verbreitung ideologischer Wirtschaftswis-
senschaft Vorschub geleistet. 

Andererseits sollten Komplexität und Unübersichtlichkeit, die die Wirtschaftswissen-
schaft wie kaum eine andere wissenschaftliche Disziplin auszeichnen, nicht den Ein-
druck erwecken, dass "eben mal alles Mögliche behauptet werden kann". Leider liefert 
die wirtschaftspolitische Diskussion im Sommer 2005 in einer Vorwahlzeit reihenweise 
Beispiele für eine ideologielastige Wirtschaftswissenschaft ab. Es werden allerlei merk-
würdige und einander widersprechende Rezepte zur Verbesserung der deutschen wirt-
schaftlichen Lage feilgeboten. Sie reichen von Lohnsenkungen oder (warum eigentlich 
nicht!) Lohnerhöhungen, der Verkürzung oder (warum nicht) der Verlängerung der Ar-
beitszeit bis hin zur Senkung der Spitzensteuersätze der Einkommenssteuer, verbun-
den mit einer Erhöhung der Mehrwertsteuer usw. Jedem wird das geboten, was er mal 
eben so brauchen könnte. So werden die wirtschaftspolitischen Teile von Wahlpro-
grammen weitmaschig gestrickt. Im Hintergrund steht die Hoffnung, überzeugen zu 
können. So einfach aber ist es nicht, zu einem politisch konsensfähigen und wirt-
schaftspolitisch umsetzbaren Wahlprogramm zu kommen. Mit einer einigermaßen soli-
den ökonomischen Kompetenz lässt sich das sehr wohl zeigen. 
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5.1.2 Adolf Brock „Zum Kampf um die zweite Ökonomie“ 
Auszüge und Kommentare zu: Oskar Negt, „Die Krise der Arbeitsgesellschaft: Machtpo-
litischer Kampfplatz zweier ‘Ökonomien’“ In: Aus Politik und Zeitgeschichte – Beilage 
zur Wochenzeitung Das Parlament. B 15/95, 7. April 1995, Bonn. 

Die erste Ökonomie, die heute im Weltzusammenhang von neo-liberalen Faktoren und 
der Deregulierung bestimmt wird, hat sich in den hoch industrialisierten Ländern mit 
modernen Managementmethoden versehen, in deren Mittelpunkt angeblich die Arbei-
tenden stehen. D. h. diese Methoden sollen den Arbeitern und Angestellten weitgehen-
de Gestaltungsfreiheit gewährleisten. Die Wirklichkeit in Betrieben, Verwaltungen und 
Dienstleistungszentren sieht aber anders aus. Die Arbeitskräfte will man als total dispo-
nible Subjekte, die rund um die Uhr verfügbar sind, um den Erfordernissen der Produk-
tionsanlagen zu genügen, ohne Rücksicht auf personale, familiale und gesellschaftliche 
Bedürfnisse. Oskar Negt schreibt dazu: 

„So sind wir, je deutlicher Wirtschaftswachstum und Effizienzkrisen der Produktion 
und des Managements vom öffentlichen Bewusstsein Besitz ergreifen, mit einem 
Selbstbildnis des Menschen konfrontiert, in dem sich alles aufzulösen beginnt, 
was an eigensinnigen Befestigungen in seinem Lebenszusammenhang erinnert: 
kollektive Ruhezeiten/Sonn- und Feiertage, heimatliche Verankerung am Ort, der 
Stadt, der Region, gewachsene Bindungen durch Beziehungsarbeit in Familien, 
Haushalten, Nachbarschaften“ (Negt 1995, S. 3). 

Die Unternehmer und ihr Anhang und auch ein Teil der politischen Kräfte des Landes 
sehen die Probleme der Wirtschaft nicht in der kapitalistischen Wirtschaft begründet – 
Konkurrenz, Überproduktion, Verselbständigung des Finanzkapitals –, sondern vereint 
in betriebswirtschaftlichen Zusammenhängen und im Besonderen unter dem Stichwort 
der Flexibilität. Im weltweiten Kontext von Deregulierung klagen sie den angeblichen 

„’Modernisierungsrückstand der Arbeitskräfte’ an, einschließlich ihrer sozialstaatli-
chen Sicherungsumklammerung und vielfältige, durch Gewöhnung an einen relativ 
hohen Lebensstandard zusätzlich verstärkte Barrieren der Anpassungsfähigkeit 
und der Anpassungsbereitschaft“ (Negt 1995, S. 3). 

In diesem Argumentationszusammenhang findet ein spezifischer Diskurs statt, an dem 
Politiker und Wissenschaftler beteiligt sind. 

„Die erkenntnisleitenden Interessen, die dabei im Spiele sind, ergeben sich aus 
einer machtpolitischen Vorentscheidung, die den Einzelvorschlägen, so 
arbeitnehmerfreundlich sie auch erscheinen mögen, ihre sachliche Neutralität 
nimmt; denn alle Rationalitätskriterien, die diesem machtpolitischen Blick ‘von 
oben’ lenken, sind der Kapital- und Marktlogik entnommen, deren organisierendes 
Bewegungszentrum ist die betriebswirtschaftliche Kalkulation“ (Negt 1995, S. 4). 

Bleiben in diesem Zusammenhang die Machstrukturen der bestimmenden Ökonomie 
unangetastet und außerdem die falsche Auffassung bestehen, die Ökonomie der Ge-
samtgesellschaft bestehe lediglich aus der Summe ‚schlanker’ gewordener Einzelbe-
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triebe, dann scheitern selbst die vernünftigsten Lösungsvorschläge an der gesellschaft-
lichen Wirklichkeit. Sie hat die Widersprüche der Arbeitsgesellschaft, chronische Mas-
senarbeitslosigkeit, unterschiedliche regionale Entwicklungen, Spaltung der Gesell-
schaft im Wesentlichen mit verursacht. 

Diese Formen der kapitalistischen Ökonomie sind in ihrem Kern jeder gesellschaftlichen 
Kontrolle entzogen und zementieren tagtäglich die die Misere verursachenden Verhält-
nisse (vgl.Negt 1995, S. 4). 

Was soll nun Flexibilität, wie sie sich die Unternehmer vorstellen, bewirken: 

„Betriebswirtschaftliches Haushalten, ‘lean production’, ‘lean management’, Kos-
tenreduktion durch massenhafte Freisetzung lebendiger Arbeitskraft, schnelle Be-
weglichkeit im Wechsel der Industriestandorte, auch zum Ausland hin, ohne sich 
durch lokale oder regionale Bindungen verpflichtet zu fühlen“ (Negt 1995, S. 4). 

Dieses sind alles konstituierende Elemente der Krise der Arbeitsgesellschaft, die durch 
Flexibilität überwunden werden soll. Die Unternehmerwelt wähnt sich heute eindeutig in 
der überlegeneren Position, in der sie meint, aller Gemeinwohl- und Sozialstaatsver-
pflichtung zum Trotz die Bedingungen am Arbeitsmarkt einseitig zu ihren Gunsten und 
zum Nachteil der Arbeitnehmer bestimmen bzw. verändern zu können. Die „Lebenswelt 
der Arbeitnehmer“ soll mit „entscheidenden Eingriffen in Gewohnheiten, Selbstwertein-
schätzungen, Lebensstandardniveaus und mit kulturellen Umorientierungen“ konfron-
tiert, bzw. geändert werden: 

„Die großen Vorteile der Flexibilität, die in der Fragmentierung der Vollzeitbeschäf-
tigungsverhältnisse, in Teilzeit-, Gleitzeit-Arbeit oder in Spardepots von Sabbatzei-
ten liegen sollen, haben, wenn sie sich am Ende nicht ausschließlich zu Lasten 
der lebendigen Arbeitskräfte auswirken, ohne einen einzigen zusätzlichen zukunft-
sichernden Arbeitsplatz zu schaffen, zur unabdingbaren Voraussetzung eine 
grundlegende kulturelle und soziale Umorientierung der gesamten industriellen Zi-
vilisation, des Verhältnisses von Arbeit und Muße, der Beziehungen des Privatin-
teresses zur Öffentlichkeit, der individuellen Bedürfnisse zum Gemeinwohl“ (Negt 
1995, S. 4). 

 

Die erste Ökonomie 

Die „erste Ökonomie“ ist zu verstehen als der praktisch-theoretische Zusammenhang 
der Verfügung über Produktion, Arbeitsplätze und Arbeitsvermögen. Von ihr wird be-
hauptet wird, sie verlaufe quasi nach naturgesetzlichen Abläufen bzw. Mechanismen, 
„die von keinem Menschen beeinflusst sind“. 

„Die Hauptakteure dieser Ökonomie sind der Überzeugung, selbst lediglich Voll-
strecker ‘objektiver Gesetze’ zu sein, ohne Entscheidungsspielraum. Die Kapital- 
und Marktlogik, Zentrum dieser Ökonomie, ist allen menschlichen Eingriffen ent-
zogen, sie ist härtere Materie als Beton, der irgendwann doch der Erosion zum 
Opfer fällt“ (Negt 1995, S. 5). 
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Nach dieser Ideologie liegen die Veränderungspotentiale zur Erhaltung des Systems, 
das heißt dem Vorrang der Ökonomie des Kapitals über die Ökonomie der Arbeit bei 
der lebendigen Arbeitskraft, der Lebenswelt der abhängig Tätigen, also der Masse der 
Arbeitsnehmer. 

„Sie sind auf allen Ebenen entscheidende Manövriermasse im Interesse der Funk-
tionserhaltung eines Systems der gesellschaftlichen Produktion von Gütern und 
Dienstleistungen, dessen Legitimationsgrundlage durchgängig von Fragen der so-
zialen Gerechtigkeit und der Gemeinwohlorientierung abgespalten ist“ (Negt 1995, 
S. 5). 

Massenarbeitslosigkeit wird von den Exponenten der ersten Ökonomie als hinnehmbar, 
wenn nicht gar als förderlich angesehen, da ohne den Druck von Arbeitslosigkeit die 
Volkswirtschaft in Stagnation verfalle. Die Arbeitslosigkeit dürfe zwar einen bestimmten 
Sockel nicht überschreiten, aber solange die Mehrheit der Bevölkerung der Arbeitslo-
sigkeit mit Gelassenheit entgegentrete, gebe Arbeitslosigkeit keinen Anlass zur Beun-
ruhigung. Arbeitslosigkeit ist demnach für die Betroffenen zwar hart, für den Arbeits-
markt aber nützlich. Der Zwang zur Arbeit wird so aufrecht erhalten und durch die Auf-
rechterhaltung der „Reservearmee“ die übrige Arbeiterschaft diszipliniert. 

Nach Oskar Negt ist diese Ökonomie eine der ‘toten Arbeit’ der Maschinensysteme, der 
Regelungskreise der Kapital- und Marktlogik. Aus deren strikt betriebswirtschaftlichen 
Zusammenhängen wird alles ausgeklammert, was für die individuelle Lebenswelt und 
die gedeihliche Gesamtstruktur einer Gesellschaft von Bedeutung ist: das Wohl und 
Wehe des Gemeinwesens, politische Kultur, ohne die ein innergesellschaftlicher Frie-
denszustand nicht existieren kann. Moral und Verantwortung, ausgleichende Gerechtig-
keit, die seit Aristoteles als wesentliches Moment des gesellschaftlichen Zusammen-
halts gilt. Alle diese und andere, die Würde der Menschen betreffenden Kategorien 
fallen durch die Raster einer Ökonomie, die den betriebswirtschaftlich rational regulier-
ten Einzelbetrieb zur Sozialutopie der gesamtgesellschaftlichen Gesamtordnung erhebt 
(vgl. Negt 1995, S. 5). 

Hinter all dem steht, dass die Folgekosten der privatwirtschaftlichen Produktion und 
Rationalisierung, das heißt, die entstehenden Kosten, auf die Gesamtgesellschaft ab-
gewälzt werden. Dies ist in der Umkehrung ausgeschlossen: Die gesamtgesellschaftli-
chen Kosten können nicht auf die Einzelbetriebe abgewälzt werden, wohl aber auf die 
Masse der Steuerzahler. 

„Die rationalisierten Einzelbetriebe plündern das Gemeinwesen, ihre eingesparten 
Kosten übernehmen, weil der demokratische und soziale Rechtsstaat Verfas-
sungsprinzip ist, andere; es ist ein ausgeklügeltes, auf organisierter Verantwor-
tungslosigkeit beruhendes System der Kostenverschiebungen, bei dem die öffent-
liche Armut in gleichem Maße wächst, wie sich der privatkapitalistisch angesam-
melte Reichtum wie ein Alp auf die Lebensverhältnisse der Menschen legt“ (Negt 
1995, S. 5). 
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Diese erste Ökonomie, bestimmt von der privaten Anhäufung und Aneignung des 
Reichtums auf Kosten der Lohnarbeiter und der Gesamtgesellschaft, hat sich selbst von 
der bürgerlichen Tradition des ökonomischen Denkens, das von Adam Smith, David 
Ricardo über John Stuart Mill bis John Mainard Keynes und den Ordo-Liberalen reicht, 
gelöst. 

Es ging den großen bürgerlichen Ökonomen nie nur um wirtschaftliche Einzelinteres-
sen, sondern um Volkswohlstand, um die „Ökonomie des ganzen Hauses“. „Nur selten 
in der Geschichte des national-ökonomischen Denkens wurde das Wirtschaftswachs-
tum und der Reichtum jener Klassen, welche über Produktion und Produktionsmittel 
verfügen, mit dem Gemeinwohl und dem Volkswohlstand gleichgesetzt. Dass eine 
solche Gleichsetzung heute so bruchlos geschehen kann, wie sich in den Äußerungen 
führender Wirtschaftpolitiker und der Sachverständigengremien zeigt, beruht darauf, 
dass die gesellschaftspolitische Auszehrung zum Standard europäischer Wirtschaftsbe-
trachtung geworden ist; dringend bedarf es einer ‘Gesamtbetrachtung’ über gesell-
schaftlichen Nutzen und gesellschaftliche Kosten, die man als eine ‘Ökonomie für das 
ganze Haus’ bezeichnen kann.“ 

Jürgen Seifert hat in der Kritik des Gutachtens des Sachverständigenrates zur Begut-
achtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung anlässlich dessen 25-jährigen Jubi-
läums über die Ausgrenzungs- und Unterschlagungsmentalität dieser Gutachter folgen-
des gesagt – und dies ist heute aktueller denn je: 

„Die Bundesrepublik kann sich die Dominanz eines begrenzt-ökonomischen An-
satzes nicht mehr leisten. Sie braucht eine Ökonomie auch für das soziale Ganze 
und auch für den Haushalt der Natur. Es geht um eine Ökonomie, die nicht das 
Ökonomische verabsolutiert, sondern im ursprünglichen Sinn des Wortes ‘oi-
kos’(Haus) für das ‘ganze Haus’ sorgt, also für die Arbeitslosen ebenso wie für die 
Umwelt, für die Alten ebenso wie für die Verteilung von Arbeit zwischen den Ge-
schlechtern... Es geht um eine Ökonomie, die das soziale Ganze im Blick hat“ 
(Jürgen Seifert, „Wir brauchen eine Ökonomie für das ganze Haus.“ In: Vorgänge 
28 (1989/2) S. 25). 

Jürgen Seifert fragt weiter zur unterschlagenen Wirklichkeit durch die Vertreter der 
herrschenden Meinung zur Ökonomie in Deutschland: 

• Warum fehlt die Bilanz der sozialen Asymmetrie? 
• Warum fehlt die Ökologie? 

• Warum fehlt die Analyse der Veränderungen in der Arbeitswelt? 
• Warum fehlt der epochale Wandel im Geschlechterverhältnis? 
• Warum fehlt die soziale Wirklichkeit der Jugendlichen und der Alten? 

• Warum fehlt die reale Situation der Kranken und der aus der Bahn Geworfenen? 
• Warum fehlt das Problem der sozialen Verödung?“ (Seifert 1989, zitiert in Negt 

1995, S. 6) 

Im Verhalten der Unternehmer, ihrer Manager und auch eines Teils der konservativen 
Wissenschaftler drückt sich fragmentiertes Denken und ein Wahrnehmungsvermögen 
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nur innerhalb ihrer eingeengten Interessen aus. Die erste Ökonomie ist Ausdruck von 
Macht- und Herrschaftspositionen. Es geht implizit immer auch um Verfügung über 
lebendige Arbeitskraft: Wenn die Arbeit ausgeht, „verlieren die Herren der Arbeitsge-
sellschaft das Fundament ihrer Macht“ (Dahrendorf). Aber auch die Verfügung über 
Arbeitslosigkeit ist ein wichtiges Herrschaftsmittel. Es kann nutzbar gemacht werden, 
um erworbene und erkämpfte Sozialrechte der Arbeitnehmer, das Lebensniveau und 
die kulturellen Schutzschichten, die Menschen um sich gebildet haben, durch Aufrecht-
erhaltung eines existentiellen Angstklimas auf jene Punkte zu reduzieren, die von den 
Arbeitnehmern wenig mehr übriglassen, als den Dauerzustand von Betriebsfertigkeit 
und Einsatzbereitschaft (vgl. Negt 1995, S. 7). 

 

Die zweite Ökonomie 

Die zweite Ökonomie rückt den Lebenszusammenhang der Menschen, ihre reale Le-
benswelt in den Mittelpunkt ihrer Analyse, um von da aus zu urteilen und zu entschei-
den, 

„welche Auswege aus der Krise der Arbeitsgesellschaft langfristig sinnvoll sind 
und wo lediglich technische Manipulationen an Symptomen erfolgen, die Probleme 
von einem Ressort auf das andere, von einem Aktionsfeld auf das andere ver-
schieben. Da es sich jedoch um eine kulturelle Krise handelt, ist der Blick auf das 
gesellschaftliche Ganze unabdingbare Voraussetzung für eine Änderung des öf-
fentlichen Bewusstseins“ (vgl. Negt 1995, S. 7). 

Arbeitsgesellschaftliche Utopien sind nicht erschöpft, wie vielfach behauptet. Der über-
große Teil der Bevölkerung bezieht aus der Arbeit und insbesondere der Erwerbsarbeit 
gesellschaftliche Anerkennung und individuelle Identität und ihr Selbstwertgefühl. Wer 
ohne Arbeit ist, fühlt sich in der Regel als Mensch zweiter Klasse. 

„Von der Masse der Menschen wird Arbeitslosigkeit nach wie vor als Gewaltakt 
empfunden, als ein Anschlag auf körperliche und seelisch-geistige Integrität. Sie 
gilt als Raub und Enteignung der Fähigkeiten und Eigenschaften, die innerhalb der 
Familie, der Schule, der Lehre in der Regel in einem mühsamen und aufwendigen 
Bildungsprozess erworben wurden und die jetzt, von ihren gesellschaftlichen 
Betätigungsmöglichkeiten abgeschnitten, in Gefahr sind zu verrotten und dadurch 
schwere Persönlichkeitszerstörungen hervorrufen“ (vgl. Negt 1995, S. 7). 

Arbeitslosigkeit und Armut sind der Grundskandal der Epoche. Die Industriegesellschaf-
ten ersticken fast an ihrem Reichtum und an ihren Überschussprodukten. Sie sind aber 
nicht imstande, allen Menschen die Lebensgrundlagen zu sichern, die Voraussetzung 
für die Menschenwürde sind. 

Oskar Negt rückt „bewusst“ dieses moralische und kulturelle Problem der Arbeitslosig-
keit in den Vordergrund seiner Ausgangsüberlegungen zur zweiten Ökonomie. Es ist 
die Frage der immer noch wesentlich durch Arbeit vermittelten menschlichen Würde. 
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„Denn ist dieser Orientierungspunkt verloren, sind der pragmatischen Phantasie 
bloß technischer Lösungen keine Grenzen mehr gesetzt. Will man sich nicht dar-
auf einlassen, mit der kompletten Umsetzung von Flexibilisierung und Fragmenta-
risierung des Arbeitslebens am Ende einen allseitig verfügbaren und jederzeit ma-
nipulierbaren Menschen zu erzeugen, dann müssen eine Reihe von Bedingungen 
erfüllt sein: 

Die auf die Gesamtgesellschaft ausgeübten Macht- und Herrschaftsverhältnisse, 
die von der Produktion ausgehen, bedürfen einer grundlegenden Reform. Struk-
turprobleme dieser herkömmlichen, von Betriebswirtschaft und Kapitallogik ge-
prägten Erwerbsgesellschaft werden nur lösbar sein, wenn der Verfassungsgrund-
satz in Artikel 14, Absatz 2 ‘Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch soll zugleich 
dem Wohl der Allgemeinheit dienen’ wieder Eingang findet und sich als eine Art 
Verantwortungsethik in den Köpfen der ökonomisch Mächtigen zur kulturellen 
Selbstverständlichkeit befestigt. Solange Wirtschaftsstandort und Lebensstandort 
verwechselt werden, ist der Erpressungsmacht mit Konkurrenzhinweisen Tür und 
Tor geöffnet. Die Vorherrschaft einer solchen regulativen Denkweise beschädigt 
und zerrüttet am Ende das Gemeinwesen“ (vgl. Negt 1995, S. 8). 

Die Krisenlösungen können aus einem Kodex ethischer Verpflichtungen allein nicht 
hervorgehen. Denn die Manager in Deutschland und anderswo müssten ja nicht nur die 
neue Ethik übernehmen und danach handeln. Ohne gesellschaftlichen Druck auf die 
Besitzenden und Herrschenden wird sich nichts ändern. 

„Ohne Umverteilung des gesellschaftlichen Reichtums und der Reichtumsproduk-
tion, ohne Infragestellung des Produktionsmythos und des Warenfetischismus 
kann eine Umverteilung von Arbeitsplätzen nicht gelingen. In diesem eingemauer-
ten Kontext des Bestehenden könnte das Resultat nichts anderes sein, als es sich 
im betrügerischen Wettlauf zwischen Hase und Igel zeigt: ein Arbeitsplatz wird neu 
geschaffen, drei werden vernichtet. Die mikroelektronische Vernichtungsmaschi-
nerie lebendiger Arbeitskraft ist immer schon am Ziel angekommen“ (vgl. Negt 
1995, S. 8). 

Neu an der Massenarbeitslosigkeit in der dritten Phase der industriellen Revolution ist, 
dass sie von den Weltbewegungen des Kapitals, von Konjunktur und Rezession abge-
koppelt ist. Die chronische Arbeitslosigkeit wird nicht im begrenzten Horizont betriebs-
wirtschaftlicher Kostenüberlegungen zu lösen sein. 

„Eine ganz andere Ökonomie wäre erforderlich, um die allmählich ins Unermessli-
che wachsenden menschlichen und sozialen und politischen Kosten von Massen-
arbeitslosigkeit einzudämmen und am Ende überflüssig zu machen. Es ist ein 
Problem, das Wohl und Wehe der Gesamtgesellschaft betrifft; deshalb greifen hie-
rarchisch-ökonomische Regelungen zu kurz. Wenn eine Ökonomie im Spiel ist, 
dann kann es nur eine „des ganzen Hauses“ sein. Die darin zur Sprache gebrach-
te öffentliche Vernunft hätte die gesamtgesellschaftlichen Kosten zum Ausgangs-
punkt, Gesellschaftsreform zum Ziel“ (vgl. Negt 1995, S. 8). 

Die Arbeitsgesellschaft in der bisherigen Form aufrechtzuerhalten, geht zu Lasten der 
Gesellschaft. 
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„Nichts ist kostspieliger als Nichtreform. Es geht nicht um die Aufhebung der Ar-
beit, sondern der Kampf um ihre Vervielfältigung und Erweiterung muss geführt 
werden. Die Arbeit der Zukunft muss der Eigenproduktion und der Selbstverwirkli-
chung dienen. In dieser Perspektive kann ein Umbau der Arbeitsgesellschaft nur 
gelingen, wenn er gleichzeitig beiträgt zur ökonomischen Krisenlösung und zur Er-
füllung der Emanzipationswünsche der Menschen.… 

Es geht auch um die Freisetzung von erdrückender Erwerbsarbeit. Frei für freige-
setzte Lebenszeit, eigenen autonomen Gestaltungsraum, frei für Orientierungszeit 
und Emanzipation. Nur so können die Menschen zum Bewusstsein kommen, dass 
sie nicht bloßer Verwertungsstoff sind. „Das setzt voraus, dass Kreativität, Eigen-
initiative, Unbotmäßigkeit und Mußefähigkeit von der Kindheit an ein maßgeben-
der Wert der Erziehung ist“ (vgl. Negt 1995, S. 8). 

Die zweite Ökonomie kommt aber nicht von selbst, sie muss politisch erkämpft werden. 
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5.2 INFORMATIONEN ZU INTERNETADRESSEN UND 
VIDEO-/AUDIOMATERIAL 

 

Videos / Filme 

Bundesverband Jugend und Film e.V. Filmverleih BJF-Clubfilmothek. URL:http://www.bjfev.de  
Bundeszentrale für politische Bildung: Umfangreiche Auswahl. Angebotsüberblick und Bestellung bei 

URL:http://www.bpb.de  
KINOFENSTER. Informationen über aktuelle Kinofilme zu politischen Themen. (Service der BpB). 

URL:http://www.kinofenster.de  
Landesmedienzentren. Verleih und Verkauf. Z.B. Westfälisches Landesmedienzentrum: 

URL:http://www.lwl.org/LWL/Kultur/Landesmedienzentrum/index2_html 
Ökologie Global: http://www.oekologieglobal.de/?site=filmbibliothek&menu=filmbibliothek 
 

Deutsche Internetadressen 

Attac Deutschland: http://www.attac.de 
Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit. URL:http://www.bmi.de 
Bundeszentrale für politische Bildung. URL:http://www.bpb.de 
Deutscher Gewerkschaftsbund. URL:http://www.dgb.de 
Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung. URL:http://www.diw.de 
Nachhaltiges Wirtschaften/Einkaufen: http://www.eco-world.de 
Partizipative Bürgerhaushalte: http://www.buergerhaushalt.nrw.de/hom/1.htm 
Weltsozialforum: http://weltsozialforum.org 
Wuppertal Institut für Klima, Umwelt und Energie: http://www.wupperinst.org/ 
 

Internationale Internetadressen 

Attac International: http://www.attac.org 
Club of Rome: http://www.clubofrome.org 
Earth Council: http://www.ecouncil.ac.cr/ 
Earthcharta: http://www.earthcharter.org/ 
Friends of the Earth Europe: http://www.foeeurope.org/ 
Greenpeace: http://www.greenpeace.org/international/ 
International Forum on Globalisation: http://www.ifg.org 
International Labor Office: http://www.ilo.org 
Organization for Economic Co-operation and Development: http://www.oecd.org 
Oxfam: http://www.oxfam.org 
Public Citizen (USA): http://www.citizen.org 
World Social Forum: http://www.forumsocialmundial.org.br 
World Trade Organization: http://www.wto.org 
United Nations. URL:http://www.un.org/ 
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VI. GLOSSAR 

Arbeit - Arbeitskraft 

Arbeit ist die planmäßige menschliche Tätigkeit im Stoffwechsel zwischen Mensch 
und Natur zur Sicherung seines Lebenserhalts. 
In der modernen Volkswirtschaftstheorie ist Arbeit (Arbeitskraft) menschlicher Pro-
duktionsfaktor wie Kapital und Boden. Ohne menschliche Arbeitskraft unter den Be-
dingungen von Arbeitsteilung und differenzierter Kooperation zwischen ausführender 
(körperlicher) Arbeit und geistiger Arbeit (Planung/Leitung, Organisation) vereint im 
Arbeitsvermögen ist kapitalistische Produktion nicht möglich. 
Die Ökonomie des Kapitals ist vorherrschend in den hoch entwickelten Gesellschaf-
ten und Staaten. Produziert wird vorrangig für den Markt mit dem Ziel der Gewinn-
maximierung. Arbeitskraft wird unter dieser Zielsetzung eingesetzt. 
Trotz aller sozialstaatlichen Entwicklungen und Regulierungen in den demokrati-
schen Staaten - Arbeiterschutz, Tarifrecht, Anerkennung von Interessenvertretungen, 
Gewerkschaften, Betriebsvertretungen, gesetzlicher Mindestlöhne - ist der Grundge-
gensatz zwischen Kapital und Arbeit, der am deutlichsten in der Lohnarbeit zum 
Ausdruck kommt, nicht aufgehoben, sondern jeweils auf Zeit reguliert. 
Löhne bleiben für das Kapital Kosten und für die Arbeiter und Angestellten Exis-
tenzmittel. Lohnvereinbarungen und Lohngestaltung richten sich nach der Marktlage 
und der Kampfstärke/Bewusstseinslage der Arbeitnehmer und ihrer Interessenvertre-
tungen. (Vgl. Tarifvertrag - Reproduktion der Arbeitskraft - Mitbestimmung.) 

Gerechter Lohn 

Gerechter Lohn ist mehr eine ethische Forderung als Realität. Unter kapitalistischen 
Bedingungen kann es in der Regel keinen gerechten Lohn geben. Der Arbeiter bringt 
seine Arbeitskraft zum ausgemachten Lohn ein und hat keine weiteren Ansprüche an 
den Unternehmer, Kapitalbesitzer bzw. seine Beauftragten. Weder am Produkt noch 
am möglichen Gewinn, der für das Produkt erzielt wird. 
Gerechter Lohn wird besonders in der katholischen Soziallehre gefordert. Betont 
bzw. angemahnt wird ein weit reichender inner-gesellschaftlicher Ausgleich. Lohnge-
rechtigkeit erfordert, dass der Lohnanteil „dem Anteil der Arbeit bei der Erzielung der 
im Sozialzweck der Wirtschaft gelegenen sozialwirtschaftlichen Produktivität ent-
spricht“. 
Lohngerechtigkeit entspricht auch der Sicherung der Menschenwürde. Unter den 
Bedingungen der politischen Ökonomie des Kapitals müssen die Arbeitnehmer die 
politische Ökonomie der Arbeit setzen. Der Widerspruch bleibt solange bestehen, 
wie die kapitalistischen Macht- und Produktionsverhältnisse vorherrschend sind! 
Daraus folgt, dass der Konflikt um Lohn und Leistung solange bestehen bleibt, wie 
die kapitalistischen Marktverhältnisse die gesellschaftlichen Verhältnisse dominieren. 

Internationale Konzerne / multinationale Konzerne 

Multinationale Konzerne sind Ausdruck der übernationalen Konzentration des Kapi-
tals, (heute auch Globalisierung genannt). Sie sind über Staaten und Kontinente 
hinweg organisiert. Ihre Hauptsitze befinden sich in den Metropolen der USA, Groß-
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britanniens und zunehmend auch in Asien. 
Es sind zum Teil „Branchen-Konzerne“, Ölmultis, Automobilbranchen, Lebensmittel: 
Nestle, Walmart, aber zunehmend auch Finanzdienstleistungskonzerne. Eine be-
sondere Rolle im Geflecht der internationalen Konzerne spielen der Rüstungskom-
plex und das Finanzkapital in der Form des Shareholder-Kapitalsmus. Die multinati-
onalen Konzerne sind zunehmend durch die nationale Politik der Staaten nicht mehr 
zu kontrollieren. Es besteht immer die Gefahr, dass ökonomische Macht in politische 
Macht umschlägt, das heißt, dass die politische Macht der ökonomischen Macht 
dienstbar gemacht wird. 

Lohnstückkosten 

Lohnstückkosten bezeichnen den pro produziertem Stück oder Dienstleistungsein-
heit entfallenden Lohnkostenanteil. Sinkende Lohnstückkosten zeigen eine Erhöhung 
der Kapazitätsauslastung eines Betriebes (selbständigen Produktionsanteils) oder 
die Wirkung von Rationalisierungsmaßnahmen an. 
Bei gleich bleibenden Kapitalkosten pro Stück und Verkaufspreisen steigt der Ge-
winn pro produziertem Stück oder erstellter Dienstleistung. 

Mitbestimmung 

Mitbestimmung im weitesten Sinne ist unmittelbarer Einfluss der Arbeiter und Ange-
stellten auf die Gestaltung und Leitung der Wirtschaftsprozesse. Mitbestimmung ist 
Teil der Wirtschaftsdemokratie, die in Deutschland in der Verfassung der Weimarer 
Republik (1918-33) verankert war. 
Wirtschaftsdemokratie, ihre Verwirklichung in vollem Umfange in allen demokrati-
schen Ländern steht noch aus. Die Bezeichnungen, in den USA und Großbritannien, 
die dem Begriff 'Mitbestimmung' nahe kommen, sind: „Industrielle Demokratie“ (in-
dustrial democracy), in Frankreich „Wirtschaftsdemokratie“ (democratie economi-
que). 
Wirtschaftsdemokratie umfasst die überbetriebliche Wirtschaftsgestaltung auf allen 
Ebenen und Branchen eines Staates (Einrichtung eines nationalen Wirtschaftsrates). 
Mitbestimmung im deutschen Verständnis zielt auf betriebliche und unternehmeri-
sche Mitbestimmung. Zur Zeit handelt es sich in: Deutschland und auch bei den 
EURO-Betriebsräten eher um abgestufte Informations- und Beteiligungsrechte in 
unterschiedlicher Ausprägung. 
In den Betrieben hat der Betriebsrat Mitbestimmungsrechte in sozialen Angelegen-
heiten. 
In den Großunternehmen und Konzernen besteht eine Mitwirkung in den Aufsichtsrä-
ten der Unternehmen. 
Die Arbeitnehmer verfügen in der Regel über die Hälfte der Aufsichtsratssitze, aber 
ohne Vetorecht. Die Entscheidung liegt beim Aufsichtsratsvorsitzenden. Er verfügt 
über ein doppeltes Stimmrecht. 
Die EURO-Betriebsräte verfügen über keine realen Mitbestimmungsrechte. Sie sind 
auf Anhörungs- und Informationsrechte beschränkt und auf Aushandlungsprozesse 
angewiesen. 

Neue Technologien 

Das, was heute als „neue Technologien“ bezeichnet wird, ist eine weitere Etappe im 
Prozess der technologischen Entwicklung und Ausdehnung in alle Arbeits- und Le-
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bensbereiche: Von der Forschung und Entwicklung, in der Produktion, im Dienstleis-
tungssektor bis in die privaten Haushalte. Es begann mit der Automatisierung in der 
Produktion, der Entwicklung von Großrechnern und ihrer Anwendung im militäri-
schen- und Nachrichtenbereich. 
Ein weiterer wichtiger Schritt war die Entwicklung der Digitaltechnik als Teil der In-
formationstechnik. Sichtbar wurde dieser Übergang mit der Entwicklung des Perso-
nalcomputers und seinen möglichen Vernetzungen. Die Digitalisierung ermöglicht 
das 'Zusammenwachsen' von Rechnern und Fernmeldeanlagen, d.h. die Zusam-
menführung unterschiedlicher informationstechnischer Systeme: Die Verbindung von 
Telekommunikation mit der Computer- und Satellitentechnik und der Unterhaltungs-
elektronik. 
Grundgerüst dieser Digitalisierung und Vernetzung ist das 'Internet' mit seinen Da-
tenbahnen, Schaltstellen, Speichern und Vermittlungsstellen. Kennzeichen der neu-
en Technologien ist die mögliche weltweite Vernetzung und Kommunikation und 
gleichzeitig ihre kommerzielle, aber auch staatliche Nutzung vor allem im militäri-
schen, aber öffentlichen, Sicherheitsbereich. Ihre Ausdehnung erfolgt zur Zeit vor 
allem im medizinischen, gentechnischen, molekularem Bereich. 
Die neuen Technologien bewirken aber nicht nur fortschrittliche Entwicklungen, son-
dern bergen auch neue Gefahren und Gefährdungen, sowohl in ökologischen Sys-
temen als auch im demokratischen Zusammenhang. Wie bei allem Fortschritt liegen 
'Chance und Gefahr' dicht beieinander. Es wird auf die weitere Demokratisierung und 
Nutzung für eine nachhaltige menschenbezogene Entwicklung ankommen. Diese 
muss Vorrang bekommen vor aller kommerziellen privaten Gewinnoptimierung. 

Produktionsmittel 

Produktionsmittel bezeichnet in der politischen Ökonomie die Gesamtheit der Ar-
beitsmittel und Gegenstände. Arbeitsmittel sind die Produktionsinstrumente - Ma-
schinen, Werkzeuge, Motoren, Ausrüstungen, Zwischenprodukte, Transportmittel, 
Gebäude, Nachrichtenwesen, Planungsinstrumente. 
Arbeitsgegenstände sind Grundstoffe / Vorprodukte, die b e-  oder verarbeitet wer-
den: Kohle, Erze, Erdöl und alle anderen Rohstoffe. In der modernen Warenwirt-
schaft, die nach wie vor einerseits auf Arbeitsteilung, andererseits in der Zusammen-
fügung der verschiedenen Stufen des Produktionszusammenhangs auf Kooperation 
beruht, erfolgt die Vermittlung durch Planung und Leitung unter Hinzufügung von le-
bendiger Arbeitskraft, von geistiger und körperlicher Tätigkeit. 

Profit/Gewinn 

Einkommen des/der Kapitaleigentümer. Aus den Profiten werden u.a. Investitionen 
getätigt, die ihrerseits für die wirtschaftliche Entwicklung unerlässlich sind. 
Profit ist die Haupttriebkraft des Kapitalismus. Der Profit gilt als Entgelt für die Unter-
nehmer, ihre geleistete Arbeit, als Risikoprämie und für den Ertrag des in Maschinen, 
Produktionsanlagen und Rohstoffen vorgeschossenen Kapitals ( PPM)  und Zwi-
schenprodukten. 
Es kann unter kapitalistischen Bedingungen aber nicht ohne den Kauf von lebendiger 
Arbeitskraft produziert werden. (Wenn auch heute unter den Bedingungen der Hoch-
technologie zunehmend weniger lebendige Arbeitskraft erforderlich ist, sind ohne sie 
keine ausreichenden Profitraten zu erwirtschaften), das heißt, der Gewinn im Pro-
duktionszusammenhang wird nach wie vor über den unbezahlten Teil der Arbeits-
kraft erzielt. 
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Reproduktion der Arbeitskraft 

Zur Reproduktion seiner Arbeitskraft benötigt der Arbeiter/ Angestellte ausreichen-
den Lohn, um seine Existenz und, ab einem bestimmten Alter, den seiner Familie zu 
sichern: Wohnen, Lebens-mittel, Transportkosten, Erholungspausen. 
Gleichzeitig muss der Arbeiter / Angestellte aber darauf achten, dass er mit seiner 
Arbeitskraft haushält, denn da in der Regel die Arbeitsfähigkeit seine Haupteinnah-
mequelle ist, muss er sorgfältig mit ihr umgehen und darf sie nicht vorzeitig vernut-
zen. 

Sozialstaat 

Nach Hermann Heller, dem hervorragenden deutschen Staatsrechtslehrer, ist ein 
Sozialstaat ein sozialer Rechtsstaat, der soziale und wirtschaftliche Gerechtigkeit 
verwirklichen muss. Insofern ist das Ringen um die Durchsetzung sozialstaatlicher 
Grundsätze mit ihrer Verankerung in einer Staatsverfassung nicht abgeschlossen, 
sondern ein permanenter politischer Prozess um seine Verwirklichung. 
Denn nach Heller ist die Demokratie im Zeitalter der Massengesellschaft als Volks-
herrschaft nicht gesichert, solange die Prinzipien des Sozialstaates nicht Verfas-
sungswirklichkeit sind. 
Es geht im Kern um soziale Gerechtigkeit: 
• Jeder muss über eine ausreichendes Auskommen verfügen. 
• Der permanente Kampf gegen materielle und geistige Ausbeutung ist zu führen. 
• Der allgemeine Lebensstandard ist anzuheben. 
• Großen Einkommens- und Vermögensunterschieden ist entgegenzuwirken. 
Soziale Sicherheit ist auch für die Zukunft zu gewährleisten. Der soziale Staat hat die 
Schwachen in seinem Bereich zu schützen, gleich, welche Ursachen die Schwach-
heit hervorgerufen hat: Krankheit, Folge von Unfällen im Straßenverkehr, im Arbeits-
zusammenhang. 
Es geht aber auch um die Demokratisierung der Wirtschaft, des Bildungswesens und 
der Wissenschaft; das erarbeitete Gemeinschaftsvermögen: Infrastruktur, Gesund-
heitsversorgung, Wasser- und Energieversorgung und der allgemeine Miet-
Wohnungssektor gehören nicht in die Verfügung von privaten Eigentümern. Der So-
zialstaat ist eine Absage an neoliberale Gesellschafts- und Staatstheorien und damit 
ein bleibender Verfassungsauftrag. 

Stagnation / Deflation 

Stagnation ist eine konjunkturelle Situation, die durch kein oder nur geringes Wirt-
schaftswachstum gekennzeichnet ist. Es sind lang anhaltende und kurzzeitige Stag-
nationsphasen zu unterscheiden. In beiden Phasen steigt die Arbeitslosigkeit. Die 
Investitionen sinken und die Massenkaufkraft sinkt, was wiederum die Gesamtwirt-
schaft schwächt. 
Deflation kann die Folge von Stagnationsphasen sein. Es entsteht ein Prozess stän-
diger stetiger Preissenkungen in der Volkswirtschaft. Waren und Dienstleistungen 
werden billiger. Ursachen sind: Der gesamten wirtschaftlichen Gütermenge steht ei-
ne zu geringe Geldmenge gegenüber, die Gesamtnachfrage ist geringer als das 
volkswirtschaftliche Angebot. Sie kann verstärkt werden durch die Geldmengenpolitik 
der Zentralbank, durch hohe Einfuhrüberschüsse und den Abfluss von Geldmitteln in 
das Ausland; aber auch durch Überproduktion. 
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Weitere Folgen sind geringere Gewinnerwartungen der Unternehmen, Nachlassen 
der Investitionsbereitschaft. Es folgt eine Senkung der Güterproduktion, Betriebsein-
schränkungen, Betriebsschließungen, weitere Arbeitslosigkeit und Rückgang der 
Masseneinkommen. 
Deflation ist oft Folge einer großen Depression. Sie verlangt Gegenmaßnahmen zur 
Steigerung der gesamtwirtschaftlichen Nachfrage. 

Tarifverträge 

Tarifverträge werden abgeschlossen zwischen den Tarifparteien der Arbeitgeberver-
bände und der Arbeitnehmerverbände, den Gewerkschaften. 
Tarifverträge werden auf Zeit abgeschlossen, sie sind Teil des permanenten Interes-
sengegensatzes zwischen Kapital und Arbeit und stellen „Waffenstillstandsabkom-
men“ dar. 
Bei den Tarifverträgen wird unterschieden zwischen Lohntarifverträgen, Gehaltstarif-
verträgen bzw. Entgelttarifverträgen und Manteltarifverträgen. Im Lohn- und Gehalts-
tarifvertrag wird die Höhe des Lohnes/Gehalts vereinbart mit der Beschreibung von 
Tätigkeitsmerkmalen der einzelnen Tarifgruppen. Die vereinbarten Löhne/Gehälter 
dürfen in der Regel vom Arbeitgeber nicht unterschritten werden. Während der Lauf-
zeit der Verträge besteht zwischen den Tarifparteien Friedenspflicht, d.h. es dürfen 
keine Kampfmaßnahmen gegeneinander geführt werden: Streiks oder Aussperrun-
gen. 
Der Manteltarifvertrag ist ein Rahmentarifvertrag über die Arbeitsbedingungen, Ar-
beitszeit, Urlaub, Fortbildung, Kündigungsfristen, eventuell Abfindungen. 
Die Regelungen der Tarifverträge hängen ab von der jeweiligen Konjunktur, aber 
auch von der Kampfbereitschaft der Betriebsbelegschaften und der Gewerkschaften. 

Wirtschaftskrisen 

Wirtschaftskrisen sind der kapitalistischen Wirtschaft immanent. Sie treten in Phasen 
auf, können auf- und absteigen und unterschiedliche Sektoren, Regionen, Staaten 
und die gesamte Weltwirtschaft treffen. 
Krisen sind lang andauernde Störungen des Wirtschaftslebens oder Störungen mitt-
lerer Reichweite. Sie haben nicht nur Auswirkungen auf die Kapitalseite, sondern 
auch auf die Arbeit, die Arbeitskraft, den Staat und auf den gesamtgesellschaftlichen 
Lebenszusammenhang. Krisen „heilen“ sich in der Regel nicht von selbst, sondern in 
den demokratischen Staaten und Gesellschaften sind sozialstaatliche oder internati-
onale Interventionen notwendig. 
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